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Liebe Leserin, lieber Leser,
liebe Kollegin, lieber Kollege,

die vorliegende Arbeit des Bildungsforschers Hen-
rik Piltz ist für die GEW ein wichtiger Schritt. Die 
von ihm zusammengetragenen Daten ermöglichen 
es jeder und jedem, sich einen realistischen Über-
blick über die Kosten der Realisierung der bildungs-
politischen Forderungen der GEW in allen Bundes-
ländern zu verschaffen. So ermittelt der Autor z. B. 
die zusätzlichen Personalkosten, die für eine flä-
chendeckende Einführung der Inklusion unter Zu-
grundelegung pädagogisch akzeptabler Standards 
erforderlich wären.

In der AG Bildungsfinanzierung des GEW-Haupt-
vorstandes haben wir seit der Föderalismusreform 
daran gearbeitet, die einzelnen Landesverbände 
in die Lage zu versetzen, ihre bildungspolitischen 
Forderungen fundiert in die Haushaltsberatungen 
der jeweiligen Bundesländer einzubringen. Hier 
setzt die Studie von Henrik Piltz an: sie quantifi-
ziert die Forderungen der GEW auf der Länderebe-
ne. Die GEW-Landesverbände – aber auch andere 
bildungspolitischen Akteure – können die Kosten 
verschiedener bildungspolitischer Forderungen auf 
ihrer Handlungsebene aufgrund der systematischen 
und transparenten Darstellung der Berechnungen 
Schritt für Schritt nachvollziehen. Alle sind aufge-
fordert, die vorgelegten Berechnungen zu überprü-
fen und bei Bedarf zu präzisieren, zu modifizieren 
oder zu ergänzen. 

Insgesamt ist für die Erfüllung der in der Studie 
abgebildeten bildungspolitischen Forderungen der 
GEW eine Steigerung der Bildungsausgaben in 
Höhe von knapp 57 Milliarden Euro jährlich erfor-
derlich. Auf den ersten Blick erscheint dieser Betrag 
sehr hoch, aber er zeigt auch den Niedergang der 
Bildungsausgaben der vergangenen Jahrzehnte – 
und er relativiert sich angesichts der immensen 
durch die Finanzmarktkrise verursachten Kosten. 
Hinzu kommt, dass eine Erhöhung der Ausgaben 

für Erziehung und Bildung um 57 Milliarden Euro 
in etwa das von der Politik formulierte Ziel des 
siebenprozentigen Anteils der Bildungsausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt (gemessen nach OECD-
Standard) erreichen würde. 

Die von der Max-Traeger-Stiftung geförderte Studie 
befasst sich aber nicht nur mit den zusätzlichen 
jährlichen laufenden Ausgaben, sondern sie the-
matisiert auch den bestehenden Investitionsstau 
in Höhe von aktuell 45 Milliarden Euro. Bei diesem 
Stau geht es nicht um „Schönheitsreparaturen“, 
wie z. B. den Neuanstrich eines Klassenraumes, 
sondern um die Sanierung sanitärer Anlagen, die 
Beseitigung von Schimmel an Mauerwänden, der 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen für einen Ganz-
tagsbetrieb oder schlichtweg um die Schaffung von 
Raumkapazitäten, damit alle Studierenden ihre 
Seminare und Vorlesungen überhaupt besuchen 
können.

Wir sind zuversichtlich, dass die Studie der GEW 
dabei helfen wird, unsere berechtigten und ge-
samtgesellschaftlich sinnvollen Forderungen auf 
der Ebene der Bundesländer voranzubringen. Die 
GEW wird auf dieser Basis besser für eine politische 
Wende im Umgang mit den öffentlichen Finanzen 
werben können. Deshalb bitten wir die verantwort-
lichen Kolleginnen und Kollegen in den einzelnen 
Landesverbänden darum, sich mit dieser (Vor-)
Arbeit intensiv auseinanderzusetzen. Die AG Bil-
dungsfinanzierung wird die Ergebnisse der Rück-
meldungen aus den Landesverbänden zusammen-
tragen und auf dieser Basis weitere Diskussionen 
über die Schlussfolgerungen einleiten.

Ulrich Thöne Reinhard Frankl

 Vorsitzender  Sprecher der AG Bildungs-
 der GEW  finanzierung der GEW

August 2011
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1. Qualität der Bildung (jährliche Kosten):

• Elementarbereich: Der Ausbau der Betreuung 
von Kindern unter drei Jahren – um für 35 Pro-
zent der Kinder einen Betreuungsplatz anbieten 
zu können – wird ca. 757 Millionen Euro mehr 
kosten, als Bund, Länder und Kommunen bereits 
eingeplant haben. Für den Ausbau der Ganztags-
betreuung für 60 Prozent der Kinder im Primarbe-
reich sind es knapp 976 Millionen Euro.
Die Absenkung der Betreuungsverhältnisse in der 
Kindertagesbetreuung auf das Niveau der EU-
Empfehlungen kostet rund 2,39 Milliarden Euro. 
Der Ersatz von Gebühren und Beiträge für den 
Besuch von Kindertageseinrichtungen durch öf-
fentliche Mittel beläuft sich auf ca. 3,52 Milliar-
den Euro. Die Kosten für einen Personalpuffer, 
der bei Krankheit Ausfallzeiten reduziert, betragen 
etwa 1,46 Milliarden Euro.

• Allgemeinbildende Schulen: Die Verkleine-
rung der Klassen und ein Ganztagsangebot für 
60 Prozent aller SchülerInnen kosten rund 
14,9 Milliarden Euro. Wird flächendeckend an al-
len Schulen externes Fachpersonal zur Förderung 
von Kindern mit Behinderungen, Lernschwächen 
oder anderen außerschulischen Problemen einge-
stellt, erfordert dies rund sechs Milliarden Euro. 
Für eine Verbesserung des schulischen Umfeldes, 
Lernmittelfreiheit, kostenlose Schulmittagessen 
und eine Steigerung der Sachmittel der Schulen, 
sind Aufwendungen in Höhe von 4,2 Milliarden 
Euro notwendig. Ein Personalpuffer von fünf Pro-
zent, wie im Elementarbereich benötigt rund 2,2 Milli-
arden Euro.

• Berufliche Bildung: Um alle Jugendlichen, die 
im Ausbildungsjahr 2010/11 vergeblich einen 
Ausbildungsplatz gesucht haben, entsprechend 
unterzubringen, müssen 800 Millionen Euro ver-
anschlagt werden. Für die Verbesserung der Un-
terrichtsqualität an beruflichen Schulen und für 
die Förderung des Lebensunterhalts von Jugend-
lichen, die diese Schulen besuchen, besteht ein 
Mehrbedarf von ca. 1,69 Milliarden Euro.

Kurzzusammenfassung
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• Hochschulen: Die Auflösung der derzeitigen 
Unterfinanzierung der Hochschulen erfordert 
rund 3,78 Milliarden Euro, die Anhebung der 
Studierendenquote auf 40 Prozent eines Jahrgangs 
ca. 3,9 Milliarden Euro. Für die Abschaffung von 
Studiengebühren und eine Erhöhung des BAföG 
sind rund 2,43 Milliarden Euro nötig.
Weiterbildung: Der Ausbau der betrieblichen 
Weiterbildung von öffentlicher Hand auf das 
französische Niveau kostet rund 1,63 Milliarden 
Euro. Der laufende Finanzierungsaufwand zur 
Verbesserung der Förderung der individuellen 

• Weiterbildung, z. B. für eine berufliche Neu-
orientierung, beträgt ca. 660 Millionen Euro. Um 
die Förderung der Weiterbildung von Erwerbs-
losen wieder auf das Niveau von vor den Hartz-
Reformen anzuheben, braucht es 4,72 Milliarden 
Euro. Der Unterhalt einer Weiterbildungsbera-
tung kostet knapp 117 Millionen Euro.

Übersicht der Kosten einer Bildungsreform 
(in Milliarden Euro)

Bereich
Qualität 

der Bildung
Auflösung 

Investitionsstau
Elementarbereich 9,37 17,65

Allgemeinbildende 
Schulen 27,35 13,08
Berufliche Bildung 2,49 0
Hochschulen 10,13 14,51
Weiterbildung 7,49 0,01
Gesamt 56,83 45,25
Quelle: eigene Berechnungen

2. Auflösung des Investitionsstaus:

• Elementarbereich: Der Ausbau der Tagesbe-
treuungseinrichtungen und die Ausweitung der 
Ganztagsbetreuung kosten rund 17,65 Milliarden 
Euro.

• Allgemeinbildende Schulen: Der Ausbau der 
Schulen für den Ganztagsbetrieb wird einmalig 
rund 10,55 Milliarden Euro kosten. Außerdem 
sind zusätzlich 2,54 Milliarden Euro für die Mo-
dernisierung der vorhandenen Schulinfrastruktur 
und zur Beseitigung des bestehenden Renovie-
rungsbedarfs nötig.

• Hochschulen: Der Abbau der flächenbezogenen 
Überlastung der Hochschulen und Baumaß-
nahmen zur Schaffung neuer Studienplätze wer-
den ca. 14,51 Milliarden Euro zusätzlich kosten.

• Weiterbildung: In der Weiterbildung gibt es 
für den Aufbau einer flächendeckenden Beratung 
einen öffentlichen Investitionsbedarf von elf Mil-
lionen Euro.
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Gleiches kann bei den von der Wirtschaft für 
Schulen und Hochschulen geforderten Lern-
formen und -inhalten festgestellt werden. Diese 
sollen den Kindern und Jugendlichen nicht nur 
die von ihnen in ihrem späteren Arbeitsleben zu 
erbringenden Tätigkeiten und deren Ausführung 
vermitteln. Sie sollen darüberhinaus auch auf ihre 
Rolle im kapitalistischen System, Humankapital 
zu sein, vorbereitet werden: „Der Mensch wächst 
heran und lernt um Profite zu bringen.“ (vgl. 
Krautz 2009, S. 91).

Um diesen Umbau voranzutreiben und zu le-
gitimieren, wirbt die Wirtschaft für Systeme zur so 
genannten „leistungsorientierten Mittelvergabe” 
an öffentlichen Bildungseinrichtungen. Der Poli-
tik wird mit diesen Systemen eine schnelle und 
billige Möglichkeit offeriert, die Leistung ihrer 
Bildungseinrichtungen zu bestimmen. Diese Be-
wertungssysteme nutzen Indikatoren wie Drittmit-
tel – Gelder, die Dritte der jeweiligen Hochschule 
zum Zwecke der Forschung zukommen lassen – 
oder Veröffentlichungen in Fachzeitschriften zur 
Messung und Bewertung der Leistung von Hoch-
schulen. Auf Basis dieser Leistungsmessung sollen 
dann die öffentlichen Finanzmittel an die Hoch-
schulen eines Bundeslandes verteilt werden.

Diese Systeme sind jedoch keineswegs wis-
senschaftlich begründet, stattdessen verfügen sie 
über eine eigene methodologische und operative 
Grundlage, mit der auf Lehr- und Forschungs-
prozesse Einfluss genommen werden kann (vgl. 
Weingart, 2005 S. 85 f.). Diese Steuerung möchte 
die Wirtschaft in ihrem Sinne ausrichten, indem 
entsprechende Indikatoren zur Leistungsmessung 
ausgewählt werden. Die oben bereits angespro-
chenen Drittmittel sind ein solcher Indikator, weil 
sie Hochschulen Anreize bieten, mit Unterneh-
men zu kooperieren. 

Um die Bildungseinrichtungen zu einem ent-
sprechenden Verhalten zu zwingen, müssen zu-
nächst die öffentlichen Mittel verknappt werden, 

Das deutsche Bildungssystem

Mit dem Einsetzen der „PISA-Panik“ (vgl. Krautz 
2009, S. 88) ist die Bildungspolitik sowohl im po-
litischen Tagesgeschäft als auch in Wahlkämpfen 
zum „Megatrend“ geworden. Deutlich wird dies 
beispielsweise am Volksentscheid in Hamburg 
im Jahr 2010 und auch an den letzten Landtags-
wahlen in den alten Bundesländern. Fast immer 
standen bildungspolitische Themen im Zentrum 
der Wahlkämpfe: in Hamburg die Gebühren für 
die Kindertagesstätten, in Hessen, im Saarland 
und in Nordrhein-Westfalen das Thema Studien-
gebühren und in Rheinland-Pfalz die Schulpoli-
tik – Ausnahmen waren freilich die Landtagswahl 
in Baden-Württemberg (Konflikt um das Bahn-
hofsprojekt Stuttgart 21 und die Nutzung der 
Atomkraft) und Bremen (prekäre Finanzsituation).

Eine gleichlaufende Tendenz ist ebenfalls in 
der Wirtschaft zu entdecken, die unaufhörlich 
„Reformen“ anmahnt. Diese Forderungen bezie-
hen sich auf zwei Kernelemente: die Effizienz 
des Einsatzes der Ressourcen im Bildungssystem 
sowie dessen Inhalte. Die Forderung nach einer 
besseren Effizienz soll natürlich einen Zugang 
zum Bildungsmarkt öffnen, wobei sie den Inte-
ressen der öffentlichen Hand, deren Spielraum 
nach knapp zwei Dekaden fortwährender Steuer-
senkungspolitik stark beschränkt ist, Rechnung zu 
tragen scheint.

Die Wirtschaft erhofft sich die Erschließung 
neuer Märkte, beispielsweise für schulnahe Dienst-
leistungen (vgl. Holland-Letz 2010) oder im Be-
reich der Kindertagesstätten (vgl. Holland-Letz 
2008). Die Effizienzdebatte ist also von Seiten der 
Privatwirtschaft stets mit Begriffen wie Deregulie-
rung, Liberalisierung und Privatisierung verbun-
den, um so freie Märkte zu etablieren, auf denen 
selbstverständlich auch private Leistungserbringer 
zugelassen sind.

Einleitung
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einen stetig steigenden Druck auf die Politik zur 
Deregulierung, Liberalisierung und Privatisierung 
aufgebaut. Aufgrund der sinkenden Steuereinnah-
men ist das von den Bürgern gewünschte Niveau 
der öffentlichen Daseinsvorsorge nicht mehr zu 
finanzieren. Für die Kapitaleigner entsteht auf die-
se Weise die Möglichkeit, profitträchtige Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge zu übernehmen 
und zusätzliche Kapitalrenditen zu erwirtschaften 
(vgl. Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 
2011, S. 230).

Dazu kommt, dass ein relativ großer Teil des 
Bürgertums seine Privilegien im konservativ-sta-
tuserhaltenden deutschen Bildungssystem vertei-
digen möchte. Die Zugangsvoraussetzungen zum 
Gymnasium und zum wissenschaftlichen Hoch-
schulstudium waren in der Bundesrepublik schon 
immer primär auf die Kinder der Ober- und Mit-
telschicht zugeschnitten. Die Bildungsbeteiligung 
dieser Gruppen ist in der Sekundarstufe II und an 
den Hochschulen mehr als doppelt so hoch wie die 
von Arbeiterkindern (vgl. BMBF 2010a, S. 74 – 108).

Aufgrund der Vernachlässigung des öffent-
lichen Bildungssystems infolge der Steuersen-
kungspolitik, dem so genannten „Diktat der 
leeren Kassen“, wird daher auch der Ruf des Bür-
gertums nach Deregulierung, Liberalisierung und 
Privatisierung zunehmend lauter. Ferner muss be-
rücksichtigt werden, dass seit Beginn der 1980er 
Jahre eine massive Konzentration von Einkom-
men und Vermögen auf Wenige – zunehmend 
beschleunigt durch immer neue Steuersenkungen 
– stattgefunden hat. Diese Konzentration ließ die 
Mittelschicht (und damit das Bürgertum) zahlen-
mäßig schrumpfen. Das Bedürfnis großer Teile 
des Bürgertums, seinen Kindern mit einem immer 
höheren Bildungsniveau Schutz vor dem sozioö-
konomischen Abstieg zu bieten, wird durch diese 
Entwicklung weiter verstärkt.

Daher greift auch die Politik in Fragen der Bil-
dungsfinanzierung und -organisation zunehmend 

beispielsweise durch Steuersenkungen. Sobald 
zwischen den Bildungseinrichtungen ein Wettbe-
werb um die begrenzten Finanzmittel etabliert ist, 
werden diese gezwungen, sich an die leistungsori-
entierte Mittelvergabe anzupassen. Aufgrund der 
schnellen und günstigen Verfügbarkeit der für die 
Leistungsmessung notwendigen Daten ist ein Ver-
gleich zwischen den einzelnen Bildungseinrich-
tungen für die zuständigen PolitikerInnen relativ 
simpel.

Gleichzeitig bietet sich mit der professio-
nellen Erstellung dieser Indikatoren sowie im 
Angebot von Beratungsdienstleistungen zur Lei-
stungsverbesserung ein weiteres Geschäftsfeld für 
Unternehmen. So wird die Qualität von wissen-
schaftlichen Fachzeitschriften ausschließlich vom 
Institute of Scientific Information (ISI) – das zur 
Thomson-Reuters Gruppe gehört – bewertet. Für 
Bildungseinrichtungen, über deren Finanzierung 
anhand entsprechender Indikatoren entschieden 
wird, bietet das ISI verschiedene kostenpflichtige 
Beratungsangebote an.

Grund für diese Entwicklungen ist die sich seit 
den 1970er Jahren ausweitende Krise des angel-
sächsischen und westeuropäischen Wachstums-
modells (langfristig zurückgehendes Wachstum, 
Polarisierung der Gesellschaften, verfestigte Mas-
senarbeitslosigkeit und Prekarisierung der Arbeit). 
Durch die Sättigungskrise des Kapitals, dessen 
Rendite infolge der zunehmenden Kapitalakku-
mulation sinkt, versuchen sich die Kapitaleigner 
durch die Privatisierung der profitablen Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge neue Anlage-
möglichkeiten zu eröffnen.

Ausdruck dieser Entwicklung ist das so ge-
nannte „Diktat der leeren Kassen“ (vgl. Kröll 
2008, S. 74): Zur Lösung der Dauerkrise (langfri-
stig zurückgehendes Wachstum, ...) kennt der Ne-
oliberalismus nur zwei Antworten: Steuersenkung 
und Bürokratieabbau (vgl. Flassbeck 2010, S. 11). 
Diese seit 20 Jahren vorherrschende Politik hat 
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Verstärkt wird dieser Mechanismus durch die 
Nutzung quantitativer Indikatoren, die einen 
Vergleich zwischen den einzelnen Bildungsein-
richtungen erst möglich machen. So kann sich 
eine (dauerhafte) Differenzierung zwischen den 
Bildungseinrichtungen und den dort erwerb-
baren Bildungsabschlüssen herausbilden. Eine 
Bildungseinrichtung, die im Rahmen der leis-
tungsorientierten Mittelvergabe große Erfolge 
erzielt, muss nach dieser Theorie auch über ent-
sprechende SchülerInnen bzw. StudentInnen 
verfügen. Selektieren die Bildungseinrichtungen 
ihre SchülerInnen bzw. Studierende anhand sozi-
oökonomischer Kriterien, wie zum Beispiel durch 
Gebühren und Beiträge, dann ist ein hochwertiger 
Bildungsabschluss für Kinder aus bildungsfernen 
Schichten oder mit Migrationshintergrund nur 
schwer erreichbar. Für Kinder aus Elternhäusern 
mit hoher sozioökonomischer Stellung, hohem 
Einkommen und großem Vermögen ist ein hoch-
wertiger Bildungsabschluss dagegen leichter zu 
erreichen.

Der marktförmige Umbau des Bildungssy-
stems soll in vielen Fällen lediglich der eine Ex-
klusion rechtfertigen, weil sie den aus der sozio-
ökonomischen Herkunft entstandenen Erfolg als 
Leistung „ausweist“ und die zur Verfügung stehen-
den Finanzmittel entsprechend umverteilt.

Die Privatisierung der Bildungsfinanzierung 
hat für das Bürgertum, insbesondere für dessen 
wohlhabenden Teil, ebenfalls große (monetäre) 
Vorteile. Gerade Individuen mit hohem Einkom-
men finanzieren aufgrund des progressiv stei-
genden Steuersatzes öffentliche Güter nicht nur 
für sich selbst sondern auch für andere Individuen. 
Durch die Individualisierung der Bildungskosten 
wird das derzeit zu großen Teilen aus allgemeinen 
Steuern solidarisch finanzierte Bildungssystem 
weiter abgebaut. Beiträge, Gebühren und andere 
einkommensunabhängige Zuzahlungen zur Nut-
zung von Bildungseinrichtungen belasten insbe-

auf neoliberale Konzepte zurück, die verbunden 
mit den vorhandenen konservativ-statuserhal-
tenden Elementen des deutschen Bildungssystems 
noch stärker als bisher den Interessen des Bürger-
tums und der Ökonomie entsprechen:

1. Der Markt als Ausschlusssystem baut sozio-
ökonomische Hürden auf, beispielsweise 

durch Studien- und Kitagebühren, die Kinder aus 
armen Familien von Bildungsangeboten fernhält 
(vgl. Heine et al. 2008, S. 15). Um an kostenpflich-
tigen Bildungsangeboten teilzuhaben, bleibt es 
diesen Familien also nur übrig, sich entweder zu 
verschulden oder ihre Lebenshaltungskosten redu-
zieren. Aufgrund des anwachsenden Niedriglohn-
sektors und der zunehmenden Ver- bzw. Über-
schuldung der unteren Einkommensschichten 
bedeutet dies in der Regel einen Ausschluss von 
diesen Bildungsangeboten.

Gleichzeitig werden in diese marktförmige Steu-
erungsinstrumente Elemente eingebaut, die die 
konservativ-statuserhaltende Bildungsstaatlichkeit 
fördern und entsprechendes Verhalten von öffent-
lichen oder privaten „Bildungsdienstleistern“ be-
lohnen. Beispielsweise erhalten die Hochschulen 
in Nordrhein-Westfalen eine höhere Zuweisung 
vom Land, wenn ihre Studierenden ihr Studium 
in der Regelstudienzeit absolvieren. Als Sankti-
onsmechanismus sinkt ihre Zuweisung mit jeder/
jedem Studierenden die/der länger studiert. Unbe-
rücksichtigt bleibt bei diesem Mechanismus, dass 
die Studierenden mit unterschiedlichen Voraus-
setzungen an die Hochschulen kommen. Kinder 
aus dem Bürgertum verfügen durch eine frühere 
und intensivere Förderung ihrer Eltern häufig über 
die besseren Grundlagen für ein schnelles und er-
folgreiches Studium. Für Hochschulen ergibt sich 
wegen der leistungsorientierten Mittelvergabe ein 
Anreiz zur Selektion ihrer Studierenden anhand 
der sozioökonomischen Herkunft.
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Zum Dritten führt der marktförmige Umbau des 
Bildungssystems zu einer Veränderung des indi-
viduellen Verhaltens: Die Motivation der Men-
schen kann sich, in Folge dieser Ökonomisierung 
(Bezahlstudium, leistungsorientierte Entlohnung, 
Gutscheinmodelle usw.), auf rein monetäre An-
reize beschränken. Wertvorstellungen wie Moral, 
Arbeitsethos und Solidarität werden so verdrängt 
(vgl. Frey/Neckermann, 2009; S. 13 ff.). Diese Ver-
änderung beruht auf den Anreizstrukturen von 
Märkten, die sich in (monetären) Wertäquiva-
lenten bemessen. Besonders bei Vertrauensgütern, 
deren Qualität nur mit großem Aufwand von Ex-
ternen beurteilt werden kann, sind solche Verhal-
tensänderungen sehr problematisch. Für Bildungs-
teilnehmerInnen ist die Qualität und der Erfolg 
von Bildungsangeboten daher nur sehr schwer 
einzuschätzen, was ein Marktversagen nach sich 
ziehen kann.

Es wurde bereits verschiedentlich aufgezeigt, dass 
ein Markt grundsätzlich – unabhängig von seiner 
Ausgestaltung – nicht in der Lage ist, ein Bildungs-
system zu organisieren bzw. zu steuern. Damit 
ein Markt eine ökonomisch sinnvolle Steuerungs-
funktion ausüben kann, müssten bestimmte Be-
dingungen erfüllt sein (vgl. Jaich 2008, S. 12 ff.):

1. Vollständige Information: Die Menschen 
müssen über alle möglichen Alternativen 

sowie die Qualität der angebotenen Güter infor-
miert sein. Hiermit wird unterstellt, dass alle über 
unbegrenzte Informationsaufnahme- und -verar-
beitungskapazitäten verfügen und keine Informa-
tionsbeschaffungskosten anfallen.

2. Rationales Handeln: Die Präferenzen der 
Individuen müssen stabil und unabhängig 

sein. Zudem reduziert sich ihr Handeln – unter 
gegebenen Beschränkungen – nur auf ihre jewei-

sondere Familien mit geringen Einkommen. Di-
ese fixen Zuzahlungen nehmen bei ihnen einen 
größeren Anteil ihres Einkommens in Anspruch 
als bei Menschen mit höheren Einkommen. Dies 
lässt sich mit Beispielen aus anderen Bereiche der 
öffentlichen Daseinsvorsorge, wie etwa aus der 
Gesundheitspolitik, darstellen.

2. Für die Wirtschaft lohnt sich die Individu-
alisierung der Bildungsausgaben ebenfalls: 

Zum Ersten können durch die Überwälzung der 
(Aus-)Bildungskosten auf den Einzelnen öffent-
liche Mittel eingespart werden. Diese Einspa-
rungen können als Steuersenkung an die Unter-
nehmen bzw. die Kapitaleigner weitergegeben 
werden. 

Zum Zweiten bietet die Privatisierung von Ele-
menten des Bildungssystems einzelnen Unterneh-
men zusätzliche Profitmöglichkeiten. So hat die 
Bertelsmann AG 2008 seinen mehrere Milliarden 
Euro teuren Anteil am Musikkonzern Sony BMG 
verkauft, um verstärkt im Segment Bildung in-
vestieren zu können (vgl. Krautz 2009, S. 87 ff.). 
Die Formen dieser Privatisierung reichen dabei 
vom Betrieb ganzer Bildungseinrichtungen, wie 
Schulen und Hochschulen (vgl. z. B. Holland-
Letz 2010, S. 11 ff.), bis zu Dienstleistungen zur 
Erbringung von Lehr- und Verwaltungsaufgaben 
(vgl. z. B. Holland-Letz 2010, S. 7 ff.). Die Voraus-
setzung für diese Privatisierungen ist die systema-
tische Vernachlässigung der betreffenden Bereiche 
durch die öffentliche Hand, sodass sie zunehmend 
weniger funktionsfähig werden. Diese verstärkt 
den Transformationsdruck weiter, weil vor allem 
bildungsnahe Schichten auf eine Umverteilung 
der unzureichenden Mittel zugunsten (privater) 
Bildungsangebote drängen, die ihren Bedürfnis-
sen besser entsprechen. Auf diese Weise wird der 
Bildungsbereich zunehmend für Profitinteressen 
der Unternehmen geöffnet.
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Ein Beispiel hierfür sind Rundfunk- und Fern-
sehausstrahlung, von der einzelne Individuen 
nicht ausgeschlossen werden können und deren 
Nutzung durch andere keinen Einfluss auf den 
Nutzen eines zusätzlichen Individuums hat.

Da die aufgeführten Bedingungen in der Rea-
lität nie gegeben sind, können Märkte nur be-
grenzt funktionsfähig sein. Eine stärkere Markt-
orientierung im Bildungsbereich führt daher zu 
Verwerfungen (vgl. Jaich 2008, S. 13 ff.):

1. Der gesamte Bildungsbereich ist durch un-
vollständige Information gekennzeichnet. 

Zum einen ist für Nachfragende von Bildungs-
dienstleistungen die Qualität dieser Dienstlei-
stungen nur schwer erkennbar. Es handelt sich 
um ein Vertrauensgut, dessen Beschaffenheit zu 
einer Fehleinschätzung der Nachfragenden über 
die zu erwartenden Erträge aus dem Bildungsan-
gebot führen kann. Unterstellt man zudem, dass 
der Mensch risikoavers ist, wird die Bildungsnach-
frage unter dem gesamtgesellschaftlichen Gleich-
gewicht liegen.

Zum anderen sind die Dienstleisungsanbie-
tenden systematisch besser über die Qualität ihrer 
Angebote informiert als die Nachfragenden. Dies 
kann zum Marktversagen führen. Diesen Informa-
tionsvorsprung können die Anbietenden ausnut-
zen, um ihre Gewinne auf Kosten der Nachfra-
genden zu erhöhen, entweder über zu hohe Preise 
oder durch Absenkung der Qualität. Insgesamt 
wird es auch hier zu einer geringeren Nachfrage 
nach Bildung kommen als im gesamtgesellschaft-
lichen Gleichgewicht.

2. Die Behauptung, die Organisation der Gü-
terproduktion über Märkte würde per se zu 

besseren Ergebnissen führen als eine bürokratische 
Organisation, ist nicht haltbar. Hierarchische 
Steuerungsinstrumente, wie sie in staatlichen Bil-

ligen Ziele, in der Regel die Maximierung ihres 
persönlichen Nutzens. Hierfür müssen die Men-
schen außerdem eine vollständige und konsistente 
Präferenzordnung für alle denkbaren Alternativen 
aufstellen können.

3. Exklusivität von Eigentumsrechten: Die 
Eigentumsrechte des bzw. der Einzelnen 

müssen für alle Situationen eindeutig definiert 
sein und dürfen sich nicht überschneiden.

4. Abwesenheit von externen Effekten: Ha-
ben die Handlungen eines Individuums 

oder einer Gruppe von Individuen Auswirkungen 
auf Dritte, dann entstehen externe Effekte, die 
nicht kompensiert werden. Diese Effekte können 
sowohl positiv als auch negativ für Dritte ausfal-
len, sie werden jedoch seitens der Handelnden fast 
immer falsch bewertet. Die Zahl und der Umfang 
ihrer durchgeführten Handlungen entsprechen 
nicht mehr dem gesamtgesellschaftlich optimalen 
Niveau.

5. Keine Transaktionskosten: Einigen sich 
zwei Individuen auf einem Markt auf eine 

Transaktion, sind damit immer Kosten bzw. ein 
Aufwand verbunden. Eine Transaktion muss an-
gebahnt, ausgehandelt und über deren Annahme 
oder Ablehnung entschieden werden. Zudem 
muss sie überwacht und durchgesetzt werden.

6. Abwesenheit von öffentlichen Gütern: 
Öffentliche Güter werden in der Ökono-

mie durch die Nicht-Rivalität im Konsum und 
die Nicht-Ausschließbarkeit gekennzeichnet. Im 
Gegensatz zu privaten Gütern kann das betref-
fende Gut von verschiedenen Individuen genutzt 
werden, ohne dass sich der Nutzen anderer Indi-
viduen, die dieses Gut auch nutzen wollen, ver-
ringert (Nicht-Rivalität). Zudem können einzel-
ne Individuen nicht von der Nutzung des Gutes 
ausgeschlossen werden (Nicht-Ausschließbarkeit). 
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Aus den genannten Gründen ist der Ausbau öf-
fentlicher Bildungsangebote notwendig, die Kin-
der, Jugendliche und junge Erwachsene in den 
Mittelpunkt rücken. Die Finanzierung des Bil-
dungssystems darf nicht nach Kassenlage erfol-
gen, ebenso ist die Orientierung an Effizienz und 
Leistung kein gangbarer Weg. Die Finanzierung 
des Bildungssystems muss sich an seinen Funkti-
onen und Zielen einer demokratischen und soli-
darischen Gesellschaft orientieren – insbesondere 
mit Blick auf die ganzheitliche Entwicklung des 
Menschen (Humboldt) sowie der Interpretation 
von Bildung als Bürgerrecht (Dahrendorf) und als 
emanzipatorischer Prozess des Individuums zur 
größeren Unabhängigkeit von Herrschaft (Hey-
dorn).

Eine solche Bildungsfinanzierung muss auf 
eine echte Chancengleichheit aller Bildungsteil-
nehmerInnen hinwirken, der Zugang zu Bildungs-
einrichtungen und Bildungsabschlüssen darf nicht 
von der sozioökonomischen Herkunft abhängen. 
Die Verbesserung der Lebenschancen junger Men-
schen und die Möglichkeit, ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen, bedürfen einer individuellen 
Förderung aller BildungsteilnehmerInnen. Da-
her muss sich die Bildungsfinanzierung an den 
individuellen Bedürfnissen der Bildungsteilneh-
merInnen orientieren, und darf nicht, wie derzeit, 
durch künstlich geschaffene und/oder ideolo-
gische Barrieren begrenzt werden.

Diese Ansätze sind die Grundlage der fol-
genden Studie und der Untersuchung der einzel-
nen Bildungsbereiche, anhand derer die Schät-
zung der Kosten einer Reform des deutschen 
Bildungssystems erfolgt. Dabei werden die For-
derungen der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) betrachtet, die bereits seit ihrer 
Gründung kontinuierlich die Bedürfnisse der Bil-
dungsteilnehmerInnen und der Beschäftigten im 
Bildungsbereich thematisiert (vgl. hierzu z. B. das 
wissenschaftspolitische Programm der GEW). 

dungseinrichtungen vorhanden sind, werden auch 
in großen Teilen der Wirtschaft verwendet. So 
sind Unternehmen ebenso wie die staatliche Bü-
rokratie hierarchische Organisationen, die Kosten 
von Marktprozessen bei der Zusammenführung 
von Angebot und Nachfrage vermeiden sollen 
(vgl. Coase 1937). Um also eine Aussage über die 
Verwendung eines Koordinationsmechanismus 
zu treffen, müssen zunächst die Transaktionsko-
sten ermittelt und abgewogen werden.

3. Wahlmöglichkeiten für die Nachfragenden 
können nur existieren, wenn das Angebot 

an Gütern größer ist als die Nachfrage. In einer 
Situation, in der das Angebot geringer ist als die 
Nachfrage, existiert kein Wettbewerb mehr zwi-
schen den Anbietenden, weil es für sie keinen 
Anreiz gibt, auf die Wünsche der Nachfragenden 
einzugehen. Wettbewerb existiert nur, wenn das 
Angebot die Nachfrage übersteigt, was aus volks-
wirtschaftlicher Sicht zu einer Verschwendung 
von Ressourcen führt.

4. Die Ökonomisierung des Verhältnisses 
zwischen BildungsteilnehmerInnen (Schü-

lerInnen, Studierenden usw.) und Lehrenden bzw. 
Bildungsanbietenden führt zu Verhaltensände-
rungen bei den Beteiligten. Hierauf wurde bereits 
eingegangen.

5. Die Verengung der Betrachtung von Bil-
dung – im Rahmen der Ökonomisierung – 

ausschließlich auf den Nutzen des Individuums 
aus der Teilnahme an Bildungsangeboten: höhere 
Lebenseinkommen und Aufstiegswahrscheinlich-
keit sowie verringerte Arbeitslosigkeit. In einer 
marktförmig organisierten Ökonomie treten diese 
Effekte jedoch nur dann auf, wenn die Zahl der 
Individuen begrenzt ist, die an diesen Bildungsan-
geboten partizipiert haben. Übersteigt das Ange-
bot an bestimmten Fachkräften das vorhandene 
Angebot, nivellieren sich diese Effekte.
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Gang der Untersuchung

Die folgende Untersuchung gliedert sich in vier 
Themenbereiche:

I. Qualität der Bildung – notwendige Verän-
derungen: Das deutsche Bildungssystem hat 

im Vergleich mit anderen Industrieländern quali-
tativ nur Mittelmaß. Das liegt an seiner unzurei-
chenden Finanzierung, die nur eine mäßige Aus-
stattung mit Personal- und Sachmitteln erlaubt. 
Darunter leidet auch das Umfeld der Bildungsein-
richtungen. Die Aufwendungen, die notwendig, 
sind um Lehrenden und Lernenden gute Lehr- 
und Lernbedingungen zu ermöglichen, werden in 
diesem Kapitel berechnet.

II. Investitionsstau auflösen: Im vorletzten 
Kapitel werden die Kosten bestimmt, die 

für den Bau und die Einrichtung neuer Gebäude 
und Räumlichkeiten für Bildungseinrichtungen 
notwendig sind. Auch die Kosten zur Auflösung 
des bisher aufgelaufenen Investitionsstaus werden 
ermittelt.

III. Finanzierung: Im diesem Kapitel wird 
das Steuerkonzept der Gewerkschaft 

Erziehung und Wissenschaft dargestellt, das zur 
Finanzierung der in Kapitel I und II beschrie-
benen Maßnahmen dienen soll. Zudem werden 
die direkten Beschäftigungseffekte angeführt und 
es wird kurz auf die indirekten Effekte der Auswei-
tung der Bildungsausgaben eingegangen.

Für eine vollständige Berechnung der Kosten eines 
zukunftsfähigen Bildungssystems müsste man 
grundsätzlich auch die Gehaltsverbesserungen, also 
die angemessene Teilhabe der Beschäftigten im 
Bildungssystem an Einkommensverbesserungen, 
berücksichtigen. Die Entlohnung der Beschäf-
tigten in Bildungseinrichtungen erfolgt in vielen 

Erläuterungen

Besonderer Dank gilt an dieser Stelle Roman Jaich, 
der mit seinem Gutachten „Gesellschaftliche Ko-
sten eines zukunftsfähigen Bildungssystems“ 
die Grundstruktur und große Teil der Methodik 
dieser Untersuchung zusammengetragen und er-
arbeitet hat. Fehler, die im Rahmen dieser Unter-
suchung entstanden sind, liegen ausschließlich in 
der Verantwortung des Verfassers dieser Arbeit. 
Alle im bisher und künftig verwendeten Daten, 
Zahlen und Zitate sind nach bestem Wissen und 
Gewissen gekennzeichnet und ihre Herkunft mit 
Hilfe des Literaturverzeichnisses nachvollziehbar 
gemacht.

Bei allen Ergebnissen muss berücksichtigt wer-
den, dass es sich um Schätzungen handelt, die auf 
den verfügbaren Daten beruhen. Aus Zeitgründen 
wurden keine eigenen Datenerhebungen durchge-
führt. Dies führt unmittelbar dazu, dass aktuelle 
Entwicklungen nicht adäquat berücksichtigt wer-
den können. Entsprechend werden für einzelne 
Maßnahmen Kosten ausgewiesen, die teilweise be-
reits getätigt oder in den Planungen für zukünftige 
Haushalte der öffentlichen Hand berücksichtigt 
wurden. 

Für einige der verwandten Daten liegen selbst 
nur Schätzungen vor bzw. sie sind nicht nach 
Bundesländern aufgeschlüsselt. Insbesondere im 
Elementarbereich, in dem eine Vielzahl von unter-
schiedlichen Trägern aktiv ist, dürfen die Durch-
schnittswerte für die einzelnen Bundesländer 
nur als Näherungslösungen angesehen werden. 
Zudem muss berücksichtigt werden, dass es sich 
bei den Ergebnissen nur um statistische Durch-
schnittswerte handelt, die vom Einzelfall abwei-
chen können.
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Fällen nicht entsprechend der Qualifikation und 
der an sie gestellten Anforderungen. Aus diesem 
Grund müssten die betroffenen Berufsgruppen 
entsprechend neu eingruppiert werden. Die dazu 
notwendigen Finanzmittel werden in dieser Studie 
allerdings nicht ermittelt.
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I.1 Elementarbereich

I.1.1 Grundlagen

Der Elementarbereich ist spätestens mit Verab-
schiedung des Kinderförderungsgesetzes (KiföG) 
im Dezember 2008 wieder in die politischen Agen-
da zurückgekehrt. Das Vorhaben, Frauen nach der 
Geburt eine schnellere Rückkehr in den Beruf zu 
ermöglichen und die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf zu erleichtern, wurde bereits unter 
der rot-grünen Bundesregierung begonnen und 
von Gesellschaft und ExpertInnen gleichermaßen 
begrüßt. Das Ziel, bis 2013 für 35 Prozent der 
Kinder unter drei Jahren einen Platz in einer Kin-
dertageseinrichtung und in der Kindertagespflege 
bereitzustellen, ist zu einer der größten Baustellen 
in der Familienpolitik geworden. So werden der 
räumliche Ausbau der Krippenplätze sowie deren 
Unterhalt für Länder und Kommunen eine große 
finanzielle Belastung bedeuten. Das Bundesmi-
nisterium für Familien, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) rechnet mit Investitionen in 
Höhe von zwölf Milliarden Euro für den Ausbau 
und 2,3 Milliarden Euro an laufendem Unterhalt 
für die zusätzlichen Krippenplätze (vgl. BMFSFJ 
2008, S. 26 ff.). 

Die positive Wirkung der frühkindlichen Bil-
dung in Kindertagesstätten und Kindergärten ist 
in vielen Studien untersucht und belegt worden 
(vgl. Jaich 2008, S. 17 ff.). Kinder, die im Rahmen 
von Tageseinrichtungen oder Tagespflege einen 
Zugang zu frühkindlichen Bildungsangeboten 
haben, erreichen beispielsweise einen höheren 
Bildungsstand als ihre AltersgenossInnen. Hinzu 
kommen externe Effekte, also positive oder nega-
tive Effekte der frühkindlichen Bildung auf das 
Umfeld der Kinder bzw. der Gesellschaft als Gan-
zes. Beispielsweise führt die frühkindliche Bildung 
zu einer besseren Integration in die Gesellschaft, 
da den Kindern bereits sehr früh gesellschaftliche 
Wertvorstellungen vermittelt werden. Dies führt 

unter anderem dazu, dass diese Kinder eine ge-
ringere Kriminalitätsrate aufweisen als ihre Alters-
genossInnen.

Die positive Wirkung ist sehr vielfältig, hier ein 
paar wenige Stichpunkte:1

1. höherer Bildungsstand der betreuten Kinder,
2. betreute Kinder führen ein zufriedeneres und 

dadurch auch gesünderes Leben,
3. bessere Integration der betreuten Kinder in die 

Gesellschaft,
4. geringere Arbeitslosigkeit und Kriminalität der 

betreuten Kinder im späteren Leben als Folge 
des höheren Bildungsstands sowie der besseren 
Integration in die Gesellschaft,

5. höhere Erwerbstätigkeit von Müttern deren 
Kinder betreut werden,

6. die Unterstützung der Integration von Kindern 
mit Migrationshintergrund.

Der Nutzen, der für die Gesellschaft durch die 
frühkindliche Bildung entsteht, ist in vielen Stu-
dien untersucht worden und wird daher oft als 
Rechtfertigung für die öffentliche Finanzierung 
dieser Bildungsangebote herangezogen (vgl. Spieß 
2010). Weiter sind die Kosten der frühkindlichen 
Bildung im Verhältnis zu den individuellen Erträ-
gen aus Sicht eines Individuums prohibitiv hoch. 
Ein Markt für frühkindliche Bildungsangebote 
wäre nicht funktionsfähig, weil kein Individuum 
ein Angebot nachfragen würde, dessen Nutzen ge-
ringer ist als dessen Kosten (vgl. Jaich 2008, S. 18). 
Grundsätzlich ist also eine Beteiligung der öffent-
lichen Hand an den Kosten der Kindertagesbe-
treuung notwendig.

Ist eine private Beteiligung an den Kosten der 
frühkindlichen Bildung also sinnvoll? Aufgrund 
der Vorteile, die sich für Individuen aus solchen 
Angeboten ergeben, wäre eine Beteiligung theo-

1 Siehe hierzu auch Jaich (2008, S. 17 ff.) sowie das Dossier 
„Ausbau der Kinderbetreuung – Kosten, Nutzen, Finanzierung“ 
des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ 2008, S. 20 f.).

I.  Qualität der Bildung – 
notwendige Veränderungen
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retisch begründbar. Gegen eine Beteiligung spre-
chen jedoch alle bisherigen Untersuchungen zur 
Erhebung von Beiträgen im Bildungsbereich, die 
zum Ausschluss der bildungsfernen Schichten ge-
führt haben (vgl. z. B. Föhring/Schneewind, o.  J. 
und Heine et al. 2008, S. 15).

Auch muss das Ziel frühkindlicher Bildungsan-
gebote genauer definiert werden. Diese Angebote 
sind grundsätzlich nicht auf eine ökonomische 
Verwertung des dort vermittelten Wissens gerich-
tet; wegen des zeitlichen Abstands zum Eintritt in 
den Arbeitsmarkt sowie des Alters und Kenntnis-
stands der Kinder ist das auch nur schwer mög-
lich. Da das Ziel frühkindlicher Bildungsangebote 
nicht im ökonomischen Bereich angesiedelt ist, 
muss eine Beteiligung der Eltern an den Kosten 
der frühkindlichen Bildung als grundsätzlich 
nicht sinnvoll erachtet werden.

Die aktuellen Entwicklungen im Elementar-
bereich deuten jedoch auf gegenteilige Entwick-
lungen hin. Die Ökonomisierung der Bildung 
schreitet auch im Elementarbereich schnell voran. 
Neben dem bereits oben genannten „klassischen“ 
Element der Elternbeiträge, in Form von Gebüh-
ren für den Besuch der Kindertagesstätten, finden 
sich insbesondere unter dem Stichwort „endogene 
Privatisierung“ (vgl. Ball/Youdell 2007) eine Viel-
zahl von Mechanismen und Instrumenten, die auf 
ein ökonomisches Verhalten der beteiligten Grup-
pen hinwirken sollen.

So wurden in einer Reihe von Bundesländern 
Gutscheinmodelle eingeführt, die die Finanzie-
rung von Kindertageseinrichtungen neu regelten. 
Die Einrichtungen sollten nicht mehr länger durch 
eine institutionelle Finanzierung eine bestimmte 
Zahl an Betreuungsplätzen bereitstellen, sondern 
ihr Angebot an Plätzen dem Bedarf der Eltern „an-
passen“. Die Eltern erhalten einen Gutschein vom 
jeweiligen Bundesland bzw. der Kommune, den sie 
bei einer Einrichtung ihrer Wahl einlösen können. 
Für jeden Gutschein erhält die Einrichtung vom 

Land bzw. den Kommunen einen bestimmten Geld-
betrag für ihre Finanzierung. Durch die Gutscheine 
treten die Kindertageseinrichtungen also zueinander 
in Wettbewerb um die zu betreuenden Kinder und 
passen ihr Betreuungsangebot entsprechend an.

In Hamburg – dem ersten Bundesland das die 
Gutscheine eingeführt hat – konnte man aber 
beobachten, wie sich das Betreuungsangebot zu-
gunsten der bürgerlichen Stadtteile verschob. 
Dies geschah vor allem, weil in benachteiligten 
Stadtteilen nicht mehr genügend Gutscheine ein-
gelöst wurden. In den bürgerlichen Stadtteilen 
erlebte der „Kita-Markt“ aber einen regelrechten 
Boom, und es entstanden mehr und mehr private 
Einrichtungen. Auch führten die Gutscheine bei 
den Trägern zu einer relativ großen Planungsun-
sicherheit, unter der vor allem das pädagogische 
Personal und damit auch die Qualität der Kinder-
betreuung gelitten haben. Vor allem wurden un-
befristete Vollzeitstellen abgebaut und durch be-
fristete und prekäre Beschäftigung ersetzt. Durch 
das Gutscheinsystem konnte die Stadt Hamburg 
zusätzlich eine Kürzung der Personalkosten von 
ca. elf Prozent in den Jahren 2004 und 2005 ein-
fach auf die Betreuungseinrichtungen abwälzen. 
Das führte zu einem weiteren Kostendruck in den 
Betreuungseinrichtungen, an deren Ende Gehalts-
kürzungen und eine steigende Betreuungsquote 
stand (vgl. Holland-Letz 2008, S. 17 ff.).

Die gesamte Personalpolitik im Elementarbe-
reich ist eines der größten und seit Jahren ver-
nachlässigten Problemfelder. Bisher gibt es weder 
nationale Standards für die Ausbildung von Erzie-
herInnen, noch bedarf es für diese Ausbildung, im 
Gegensatz zu den meisten anderen Staaten Euro-
pas, grundsätzlich eines Hochschulstudiums (vgl. 
GEW 2002). Um den kurzfristigen Bedarf an zu-
sätzlichen ErzieherInnen zu decken, der aus dem 
massiven Ausbau der Krippenplätze bis 2013 ent-
standen ist, ist das BMFSFJ dazu übergegangen, 
männliche Arbeitslose zu Erziehern umzuschulen 
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(vgl. Dobmeier 2010). Problematisch ist dabei vor 
allem, dass von den betroffenen Arbeitslosen kei-
ne pädagogische Vorbildung erwartet wird, um an 
dem Programm teilnehmen zu können. Das Ziel, 
über eine solche Maßnahme hochqualifiziertes 
pädagogisches Personal zu gewinnen, wird von 
wissenschaftlicher Seite bezweifelt.

Der hohe Kostendruck in der Kinderbetreuung 
führt zudem zu einer zunehmenden Umlegung 
der Kosten – in Form von immer weiter steigenden 
Beiträgen – auf die Eltern (vgl. Holland-Letz 2008, 
S. 19). Weil diese Beiträge jedoch nicht die gesamt-
en Angebotskosten abdecken, entscheiden sich viele 
Kommunen und Länder, in ihren Tageseinrich-
tungen primär Halbtagsbetreuung anzubieten. Der 
Anteil der echten Ganztagsplätze beträgt gerade 
einmal ein Drittel aller Plätze für Kinder unter acht 
Jahren (vgl. Statistisches Bundesamt 2009b, S. 66). 
Im Gegensatz dazu wünschen sich ca. 60 Prozent 
aller Mütter eine Ganztagsbetreuung für ihr Kind.2

Mit der für 2013 verabschiedeten Einführung 
des so genannten Betreuungsgeldes (auch „Herd-
prämie“ genannt), wird sich die soziale Selektion 
im Elementarbereich weiter verstärken. Auf Basis 
dieses Gesetzes erhalten alle Eltern einen staat-
lichen Zuschuss (Betreuungsgeld) in Höhe von 
150 Euro im Monat, die ihre Kinder nicht in eine 
Kindertagesbetreuung bzw. in Kindertagespflege 
geben, nach KiföG jedoch das Recht auf einen 
Betreuungsplatz hätten. Verschiedene Untersu-
chungen haben belegt, dass vor allem Familien 
mit geringem Einkommen und geringer Bildungs-
beteiligung der Eltern und/oder mit Migrations-
hintergrund die Prämie einem frühkindlichen Be-
treuungsplatz vorziehen (vgl. Beninger et al. 2010, 
S. 22). Dies wird langfristig negative Effekte auf die 
betroffenen Kinder haben, da sie in der Regel we-
gen ihrer familiären Situation in puncto Bildungs-
zugang benachteiligt sind.

2 Pressemitteilung des deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes vom 31.01.2011.

Hieraus ergeben sich folgende Problemfelder für 
den Elementarbereich:

1. Fehlende Betreuungsplätze: Im Dezember 2008 
wurde das „Gesetz zur Förderung von Kindern 
unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und 
in Kindertagespflege (Kinderförderungsgesetz – 
KiföG)“ von Bundestag und Bundesrat verab-
schiedet. Es sieht vor, für 35 Prozent der Kinder 
unter drei Jahren einen Betreuungsplatz in einer 
Tageseinrichtung oder in der Kindertagespflege 
zu gewährleisten (vgl. BMFSFJ 2008, S. 4). Die 
Berechnung der Kosten dieses Ausbaus sind im 
Kapitel II dargestellt.

2. Verbesserung des Betreuungsschlüssel: Sowohl 
in der Kindertagesbetreuung als auch in den 
Kindergärten überschreiten die Betreuungs-
schlüssel von BetreuerInnen zu betreuten 
Kindern in allen Bundesländern die Empfeh-
lungen der EU (vgl. Wehrmann 2008, S. 18). 
Um einen Betreuungsschlüssel flächendeckend 
zu gewährleisten, der den Bedürfnissen der be-
treuten Kinder gerecht wird, ist zusätzliches 
Personal nötig.

3. Ausweitung der Betreuungszeiten: Die reine 
Existenz eines Betreuungsplatzes ist nicht aus-
reichend, die angebotenen Plätze müssen auch 
den Bedürfnissen der Eltern und Kinder ent-
sprechen. Nur so können die oben genannten 
positiven Wirkungen erzielt werden.

4. Kita-Gebühren: In vielen wissenschaftlichen 
Studien wurde belegt, dass Gebühren bzw. Bei-
träge für einen Platz in der Kindertagespflege ab-
schreckend auf Eltern wirken, die über ein nied-
riges Haushaltseinkommen verfügen (vgl. z. B. 
Föhring/Schneewind, o. J.). Ähnliche Verhal-
tensweisen wurden auch in anderen Bildungs-
bereichen nachgewiesen (vgl. Heine et al. 2008, 
S. 15). Selbst die arbeitgebernahe Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft (INSM) stellt dabei 
große Probleme fest (vgl. Steinmaier 2008).
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I.1.2  Kosten der Qualitätsverbesserung 
der Bildung im Elementarbereich

I.1.2.1 Erhöhung der Betreuungsquote der
Unter-Dreijährigen auf 35 Prozent

Um 2013 eine Betreuungsquote von 35 Prozent 
bei den Unter-Dreijährigen zu erreichen, sind nach 
Berechnungen des BMFSFJ (vgl. BMFSFJ 2008, 
S. 4) und des Deutschen Städte- und Gemeinde-
bundes (vgl. Landsberg 2010, S. 2) rund 750.000 Be-
treuungsplätze nötig. Im Jahr 2008 standen nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes rund 
362.000 Betreuungsplätze in Tageseinrichtungen 

und in der Tagespflege zur Verfügung (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2009a, S. 7). Tabelle I.1 
gibt eine Übersicht über die Verteilung der Betreu-
ungsplätze zwischen den Bundesländern.

Aufgrund dieser Verteilung ist ein weiterer Ausbau 
der Betreuungsplätze vor allem in den westdeut-
schen Bundesländern nötig. Alle neuen Länder 
(inklusive Berlin) stellten bereits 2008 mehr als 
die angestrebten 35 Prozent an Betreuungsplät-
zen zur Verfügung. Um den laufenden Finanzie-
rungsbedarf für die zusätzlichen Betreuungsplätze 
zu berechnen, müssen die Kosten eines Betreu-

Tabelle I.1: 
Anzahl der Kinder unter drei Jahren in Kinderbetreuungs-
einrichtungen und in öffentlich geförderter Kindertagespflege 
am 15. März 2008 nach Bundesländern

        Kindertages-
       einrichtungen

    Kindertages-
    pflege

Bundesland Anzahl Anteil Anzahl Anteil
Baden-Württemberg 32.289 11,5 5.925 2,1
Bayern 37.757 11,7 4.947 1,5
Berlin 32.732 36,8 3.191 3,6
Brandenburg 21.623 38,9 3.257 5,9
Bremen 1.723 10,6 344 2,1
Hamburg 8.723 18,1 936 1,9
Hessen 18.297 11,6 4.052 2,6
Mecklenburg-Vorpommern 12.939 34,4 3.977 10,6
Niedersachsen 15.140 7,6 2.945 1,5
Nordrhein-Westfalen 32.203 7,1 10.187 2,2
Rheinland-Pfalz 13.467 13,8 1.139 1,2
Saarland 2.899 13,2 205 0,9
Sachsen 32.644 33,0 3.483 3,5
Sachsen-Anhalt 26.722 52,1 262 0,5
Schleswig-Holstein 5.133 7,3 2.963 4,2
Thüringen 18.823 37,5 696 1,4
Gesamt 313.114 15,3 48.509 2,4
Quelle: Statistisches Bundesamt 2009a, S. 7
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werden. Diese Gewichtung wird nun gemäß den 
Berechnungen des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) (vgl. Schilling 2004, S. 38) 
sowie nach Dohmen (vgl. Dohmen 2007, S. 10) 
vorgenommen (siehe zu diesem Verfahren auch 
Jaich (2008, S. 21 ff.).

Es ergeben sich folgende Gewichtungen:
1. Hort- bzw. Halbtagskindergartenplatz: 1,0
2.  Krippenplatz: 2,0
3.  Ganztagskindergartenplatz: 1,5
4. Kindergartenplatz mit Vor- und Nachmittags-

betreuung ohne Mittagessen: 1,3
5. Kindergartenplatz mit Vor- oder Nachmittags-

betreuung mit Mittagessen: 1,1

ungsplatzes in den betreffenden Bundesländern 
bestimmt werden. Tabelle I.2 zeigt die Ausgaben 
der öffentlichen Hand für Kinderbetreuung nach 
Bundesländern.

Die öffentlichen Ausgaben und die Förderung pro 
Platz in Kindertageseinrichtungen und Tagespfle-
ge ergeben sich nach folgendem Schema: 

Da sich beide nicht nach Alterszusammenset-
zung unterteilen lassen, müssen die Kosten eines 
Platzes je nach Betreuungsform bestimmt wer-
den. Das erfolgt, indem die Kosten verschiedener 
Betreuungsformen zueinander in Bezug gesetzt 

Tabelle I.2: 
Ausgaben der öffentlichen Hand für Kindertagesbetreuung 2008

Bundesland

In Kindertageseinrich-
tungen und -tages-

pflege betreute 
Kinder im Alter von 

unter 14 Jahren

Reine Ausgaben 
für Kindertages-

einrichtungen 
(nach Abzug der 

Einnahmen)

Förderung v. Kindern 
in Kindertagesein-
richtungen und in 

Tagespflege (Einzel- 
und Gruppenhilfen)

Pro-Kopf-
Förderung

Baden-Württemberg 392.333 1.484.823.000 48.917.000 3.909
Bayern 456.364 1.685.780.000 85.135.000 3.881
Berlin 118.293 1.094.000 840.719.000 7.116
Brandenburg 143.891 473.534.000 22.351.000 3.446
Bremen 22.205 100.342.000 15.051.000 5.197
Hamburg 72.763 400.048.000 10.315.000 5.640
Hessen 233.042 1.084.237.000 79.224.000 4.993
Mecklenburg-Vorpommern 88.568 183.870.000 55.102.000 2.698
Niedersachsen 270.807 933.597.000 66.182.000 3.692
Nordrhein-Westfalen 586.661 2.426.716.000 202.109.000 4.481
Rheinland-Pfalz 145.372 618.005.000 41.561.000 4.537
Saawrland 32.651 140.006.000 18.216.000 4.846
Sachsen 239.630 774.465.000 94.211.000 3.625
Sachsen-Anhalt 124.187 366.466.000 36.806.000 3.247
Schleswig-Holstein 96.979 317.206.000 37.054.000 3.653
Thüringen 80.222 333.404.000 19.896.000 4.404
Oberste Bundesbehörde 2.993.000 4.271.000
Gesamt 3.103.968 11.326.586.000 1.677.120.000
Quelle: Textor 2011
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(z. B. Vereine und Wohlfahrtsverbände) – sind 
nicht berücksichtigt. Auf Beiträge bzw. Gebühren 
wird später eingegangen.

Anhand der oben berechneten Kosten pro 
Platz wird in Tabelle I.3a der laufende zusätzliche 
Finanzierungsbedarf für die noch fehlenden Plät-
ze je Bundesland dargestellt.

Berücksichtigt werden muss hier, dass Bund, Län-
der und Kommunen im Rahmen des KiföG bereits 
2,27 Milliarden Euro an zusätzlichen Betriebsko-
sten in ihren Haushalten eingestellt haben (vgl. 
BMFSFJ 2008, S. 34). Dieses Geld wird zum einen 

Die direkten öffentlichen Ausgaben und Förder-
gelder für Kindertageseinrichtungen und Tages-
pflege müssen nun durch die Summe der gewich-
teten Anzahl an Plätzen dividiert werden, um die 
Kosten für einen Halbtagskindergartenplatzes, 
mit der Gewichtung 1,0 zu erhalten. Die Kosten 
pro Platz in den verschiedenen Betreuungsformen 
lassen sich durch entsprechende Multiplikation 
errechnen.

Die ermittelten Kosten pro Platz sind anhand 
der öffentlichen Ausgaben (siehe Tabelle I.2) ge-
schätzt. Private Anteile – ob als Beitrag bzw. Ge-
bühr oder andere Zuschüsse durch freie Träger 

Tabelle I.3a: 
Zahl der zusätzlich benötigten Betreuungsplätze und die dafür notwendigen 
laufenden Finanzmittel nach Ländern

Bundesland

Betreuungs-
quote Kinder 

unter 3 Jahren

Plätze bei einer 
Betreuungs-

quote von 35 %

Fehlende Plätze 
für eine Be-

treuungsquote 
von 35 %

Kosten 
pro Platz

Laufender 
zusätzlicher 

Finanzierungs-
bedarf

Baden-Württemberg 13,6 98.385 60.171 6.190 373.170.000
Bayern 13,2 113.101 70.397 6.350 446.910.000
Berlin 40,4 - - 9.320 0
Brandenburg 44,8 - - 5.240 0
Bremen 12,7 5.678 3.611 8.590 31.040.000
Hamburg 20,0 16.825 7.166 9.000 66.470.000
Hessen 14,2 55.018 32.669 7.880 257.390.000
Mecklenburg-Vorpommern 45,0 - - 3.970 0
Niedersachsen 9,1 69.570 51.485 6.480 333.880.000
Nordrhein-Westfalen 9,3 159.080 116.690 7.130 809.500.000
Rheinland-Pfalz 15,0 34.148 19.542 7.020 137.300.000
Saarland* 14,1 7.690 4.586 7.920 35.960.000
Sachsen 36,5 - 0 5.440 0
Sachsen-Anhalt 52,6 - 0 4.760 0
Schleswig-Holstein 11,5 24.454 16.358 6.320 103.530.000
Thüringen 38,9 - 0 5.600 0
Gesamt 583.949 382.675 2.595.150.000

*  Für das Saarland liegen keine Zahlen über die Betreuungszeiten der Tagespflege 
vor, daher sind die Kosten pro Platz geringfügig überschätzt.

Quelle: eigene Berechnung nach Angaben der Statistischen Landesämter
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vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt angenommen. Es bleiben die laut 
Tabelle I.3b notwendigen Kosten für den Ausbau 
der Kindertagesbetreuung für Kinder unter drei 
Jahren.

Der hier errechnete zusätzliche Finanzierungs-
bedarf ist lediglich eine Hochrechnung, um das 
bestehende Angebot nach dem Ausbau aufrecht-
erhalten zu können. Die Kosten einer Qualitäts-
verbesserung werden im folgenden Abschnitt be-
handelt. Ferner wurden zur Berechnung der noch 
benötigten Plätze in Tageseinrichtungen und in 
der Tagespflege die Zahlen der Kinder zwischen 
null und drei Jahren aus dem Jahr 2008 verwendet 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2009b, Anhang).

I.1.2.2 Ausbau der Ganztagsbetreuung für Kin-
der zwischen drei Jahren und dem Schuleintritt

Ausbaubedarf besteht zudem für die Tagesein-
richtungen für Kinder von drei Jahren bis zum 
Schuleintritt, für die ausreichend Ganztagsplätze 
geschaffen werden müssen. Die Versorgungsquote 
dieser Tageseinrichtungen lag 2008 bei 90,7 Pro-
zent (vgl. Statistisches Bundesamt 2009a, S. 14), 
das ist also fast eine flächendeckende Vollversor-
gung. Bei den Ganztagsplätzen liegt die Quote 
jedoch nur bei knapp 33 Prozent, in Westdeutsch-
land sogar noch deutlich niedriger. Tabelle I.4 
zeigt die Anzahl der Plätze und den Anteil der ver-
schiedenen Betreuungsformen für schulpflichtige 
Kinder zwischen drei Jahren bis zum Schuleintritt 
in den jeweiligen Bundesländern.

durch die Entlastung der Kommunen durch das 
vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (1,5 Milliarden Euro) sowie durch 
Bundesmittel in Höhe von 770 Millionen Euro 
ab 2013 (vgl. BMFSFJ 2010, S. 4) bereitgestellt. 
Die Bundesmittel werden dabei nach der Um-
satzsteuerbeteiligung der einzelnen Bundesländer 
verteilt3. Gleiches wird für die Mittel aus dem

3 Siehe hierzu Verordnung über die Festsetzung der Länder-
schlüsselzahlen und die Ermittlung der Schlüsselzahlen für 
die Aufteilung des Gemeindeanteils am Aufkommen der Um-
satzsteuer nach § 5c des Gemeindefinanzreformgesetzes vom 
25. September 2008.

Tabelle I.3b: 
Notwendige laufende Finanzmittel 
der Länder für die Ausbaupläne von Bund, 
Ländern und Kommunen

Bundesland
Laufender zusätzlicher 

Finanzierungsbedarf
Baden-Württemberg 62.020.000
Bayern 102.130.000
Berlin 0
Brandenburg 0
Bremen 6.610.000
Hamburg 0
Hessen 40.700.000
Mecklenburg-Vorpommern 0
Niedersachsen 154.410.000
Nordrhein-Westfalen 288.580.000
Rheinland-Pfalz 45.870.000
Saarland* 10.830.000
Sachsen 0
Sachsen-Anhalt 0
Schleswig-Holstein 46.070.000
Thüringen 0
Gesamt 757.220.000
*  Für das Saarland liegen keine Zahlen über die Betreuungs-

zeiten der Tagespflege vor, daher sind die Kosten pro Platz 
geringfügig überschätzt.

Quelle: eigene Berechnung
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Um die Kosten der Ausweitung der Ganztags-
betreuung zu schätzen (Tabelle I.5), werden zu-
nächst auf Basis der reinen Ausgaben für Kinderta-
geseinrichtungen, für die Förderung von Kindern 
in Kindertageseinrichtungen und in der Kinder-
tagespflege (vgl. Tabelle I.2) die Kosten für einen 
Platz bestimmt – dabei wird die Gewichtung der 
verschiedenen Betreuungsformen aus dem vorhe-
rigen Abschnitt zugrunde gelegt. 

Das Institut für Demoskopie Allensbach hat im 
Rahmen einer Studie im Auftrag des deutschen 
Städte- und Gemeindebundes ermittelt, dass sich 
60 Prozent der Mütter von Kindern im Grund-
schulalter eine Nachmittags- und Ferienbetreuung 
zusätzlich zum Schulunterricht wünschen. Ohne 
diese Ganztagsbetreuung können sie Familie und 
Berufstätigkeit nicht miteinander verbinden.4 
Diese Quote soll im Folgenden auch für die Be-
treuung von Kindern im Alter zwischen drei Jah-
ren und dem Schuleintritt verwendet werden.

4 Vgl. Pressemitteilung des deutschen Städte- und 
Gemeindebundes vom 31.01.2011.

Tabelle I.4: 
Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt nach täglichen Betreuungszeiten

Bis zu 5 Stunden
Mehr als 5 bis 

7 Stunden Ganztagsbetreuung

Vor- und Nachmit-
tagsbetreuung ohne 

Mittagsbetreuung

Bundesland Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil Anzahl Anteil
Baden-Württemberg 43216 13,1 143.443 43,6 31.556 9,6 110.906 33,7
Bayern 119.440 33.6 151.081 42,5 81.285 22,9 3.574 1,0
Berlin 8.090 9,8 26.678 32,4 47.391 57,7 5 0,1
Brandenburg 3.553 5,6 26.987 42,4 33.054 51,9 13 0,1
Bremen 5.919 36,4 6.606 40,6 3.754 23,1 0 0,0
Hamburg 19.793 45,6 7.781 18,0 15.718 36,3 29 0,1
Hessen 62.854 34,6 48.559 26,8 58.632 32,3 11.376 6,3
Mecklenburg-Vorpommern 3165 7,2 16.172 36,7 24.592 55,9 94 0,2
Niedersachsen 164.646 70,7 37.803 16,2 29.082 12,5 1.486 0,6
Nordrhein-Westfalen 67.107 12,9 156.818 30,2 154.491 29,8 140.895 27,1
Rheinland-Pfalz 26305 21,7 36.565 30,1 30.389 25,0 28.212 23,3
Saarland 6.757 25,4 10.641 40,0 5.484 20,6 3.700 13,9
Sachsen 9.494 8,4 23.778 21,3 78.437 70,2 12 0,1
Sachsen-Anhalt 22.307 38,0 2.122 3,6 34.237 58,3 27 0,1
Schleswig-Holstein 48.206 60,0 19.789 14,9 12.037 24,6 312 0,1
Thüringen 2.992 5,1 3.798 6,4 52.181 88,5 12 0
Quelle: eigene Berechnung anhand der vorherigen Tabellen
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Tabelle I.5: 
Kosten pro Kindergartenplatz und Betreuungsform

Bundesland
Bis zu 

5 Stunden
Mehr als 5 bis 

7 Stunden

Vor- und Nach-
mittagsbetreuung 

o. Mittagsbetreuung
Ganztags-
betreuung

Baden-Württemberg 3.100 3.410 4.030 4.650
Bayern 3.170 3.490 4.130 4.760
Berlin 4.660 5.130 6.060 6.990
Brandenburg 2.620 2.890 3.410 3.940
Bremen 4.300 4.730 0 6.450
Hamburg 4.640 5.100 6.030 6.960
Hessen 3.940 4.340 5.120 5.910
Mecklenburg-Vorpommern 1.980 2.180 2.580 2.980
Niedersachsen 3.240 3.570 4.220 4.860
Nordrhein-Westfalen 3.470 3.820 4.510 5.200
Rheinland-Pfalz 3.510 3.860 4.570 5.270
Saarland 3.920 4.310 5.100 5.880
Sachsen 2.720 2.990 3.540 4.080
Sachsen-Anhalt 2.370 2.610 3.090 3.560
Schleswig-Holstein 3.160 3.480 4.110 4.750
Thüringen 2.800 3.080 3.640 4.200
Quelle: eigene Berechnung anhand der vorherigen Tabellen

Tabelle I.6: 
Zahl und Kosten der umzuwandelnden Plätze um eine Ganztagsbetreuungsquote 
von 60 Prozent zu erreichen

Bundesland

Zahl der umzu-
wandelnden 

Plätze

Zahl der umzu-
wandelnden 

Halbtagsplätze

Zahl der umzu-
wandelnden 

Plätze mit einer 
Betreuungs-

zeit von 5 bis 
7 Stunden

Zahl der umzu-
wandelnden 

Plätze mit Vor- u.
 Nachmittags-

betreuung ohne 
Mittagessen

Laufender 
zusätzlicher 

Finanzierungs-
bedarf

Baden-Württemberg 165.916 24.096 79.981 61.839 174.920.000
Bayern 131.943 57.496 72.727 1720 184.690.000
Berlin 1.923 448 1.476 0 3.800.000
Brandenburg 5.110 594 4.514 2 5.520.000
Bremen 6.013 2.842 3.171 0 11.560.000
Hamburg 10.275 7.368 2.896 11 22.470.000
Hessen 50.221 25.707 19.861 4.653 87.430.000
Mecklenburg-Vorpommern 1.822 297 1.516 9 1.500.000
Niedersachsen 110.729 89.396 20.526 807 172.080.000
Nordrhein-Westfalen 157.096 28.897 67.528 60.671 185.890.000
Rheinland-Pfalz 42.493 12272 17059 13162 54.780.000
Saarland 10.465 3.352 5.278 1.835 16.290.000
Sachsen 0 0 0 0 0
Sachsen-Anhalt 979 893 85 1 1.140.000
Schleswig-Holstein 36.169 25.525 10.479 165 53.760.000
Thüringen 0 0 0 0 0
Gesamt 731.154 279.183 307.097 144.875 975.830.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand der vorherigen Tabellen
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I.1.2.3  Verbesserung des Personalschlüssels

Die Qualität der Kindertageseinrichtungen wird in 
erheblichem Maße vom Personalschlüssel in den 
Einrichtungen bestimmt. Nur wenn das vorhan-
dene Personal über die Zeit verfügt, sich um die 
von ihnen betreuten Kinder zu kümmern, können 
positive Effekte der frühkindlichen Bildung ein-
treten. Aus diesem Grund hat die EU eine Emp-
fehlung für den Personalschlüssel für die Betreu-
ung von Kindern herausgegeben (Tabelle I.7):

Tabelle I.7: 
EU-Empfehlung für einen Personalschlüssel

Alter der Kinder Verhältnis ErzieherIn zu Kindern
0 bis 24 Monate 1:3
24 bis 36 Monate 1:3 bis 1:5
36 bis 48 Monate 1:5 bis 1:8
48 bis 60 Monate 1:6 bis 1:8
Quelle: Wehrmann 2008, S. 18

Für das Jahr 2008 hat das Statistische Bundesamt 
für die verschiedenen Betreuungsformen entspre-
chende Betreuungsschlüssel für die einzelnen 
Bundesländer errechnet (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2011a, S. 10 ff.). Tabelle I.8 kann Berlin nicht 
berücksichtigen, da dort die Betreuung von Kin-
dern überwiegend in Kindertageseinrichtungen 
stattfindet, die keine feste Gruppenbetreuung auf-
weisen.

Nachdem die Kosten pro Platz für jede Betreu-
ungsform bestimmt worden sind, können nun 
die Differenzen zur Ganztagsbetreuung berechnet 
werden. Dieser Betrag entspricht den durchschnitt-
lichen Kosten, die notwendig sind um einen beste-
henden Platz einer anderen Betreuungsform in ei-
nen Ganztagsplatz umzuwandeln. Die Kosten der 
Umwandlung ergeben sich für jedes Bundesland 
anhand seiner aktuellen Betreuungsstruktur. D. h. 
in Bundesländern, in denen viele Halbtagsplätze 
vorhanden sind, werden auch entsprechend viele 
in Ganztagsplätze umgewandelt. In Tabelle I.6 
ist die Anzahl der von den einzelnen Bundeslän-
dern noch umzuwandelnden Betreuungsplätze 
aufgeführt, die benötigt werden, um eine Ganz-
tagsbetreuungsquote von 60 Prozent zu erreichen, 
und die Kosten der Umwandlung.

Die Kosten für den Ausbau der Ganztagsbetreu-
ung für Kinder im Alter zwischen drei Jahren und 
dem Schuleintritt würde 975,8 Millionen Euro 
kosten.
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en, kann die Anzahl der Beschäftigen berechnet 
werden, die für einen Betreuungsschlüssel von 1:4 
notwendig wäre. Dabei sind auch die Betreuungs-
plätze zu berücksichtigen, die benötigt werden, 
um eine Betreuungsquote von 35 Prozent zu errei-
chen. (Vgl. Tabelle I.9.)

Anhand des oben errechneten Anteils der Kinder 
zwischen null und drei Jahren konnte die Zahl 
der Beschäftigten, die diese Kinder betreuen, ge-
schätzt und die Zahl des zusätzlichen Personals 
berechnet werden, das für eine Betreuungsquote 
von 1:4 anzunehmen ist (Mittelwert aus dem Be-
treuungsverhältnis der Kinder zwischen null und 
zwei sowie zwischen zwei und drei Jahren). Der 
laufende Finanzierungsbedarf kann ermittelt wer-
den, wenn das zusätzliche Personal zum vorhan-
denen in Verhältnis gesetzt wird. Dieser Prozent-
satz entspricht der Steigerung der Ausgaben für 
die Kindertagesbetreuung von Kindern unter drei 
Jahren, die sich aus den in Tabelle I.2 enthaltenen 
Kosten pro Platz berechnen lässt. Damit werden 
auch die Kosten für zusätzliche Räumlichkeiten, 
Ausstattung und Verwaltungspersonal berücksich-
tigt (Tabelle I.10).

Für die Kinder unter drei Jahren kann die Zahl des 
zusätzlich benötigten Personals, das für eine Quo-
te von 1:4 notwendig ist, so geschätzt werden:

Zunächst wird der Anteil der Kinder bestimmt, 
die in Einrichtungen betreut werden, die nur Kin-
der im Alter von unter drei Jahren betreuen. Für 
diese Einrichtungen existiert ein Personalschlüssel 
vom Statistischen Bundesamt (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2011a, S. 10) für jedes Bundesland. 
Daraus lässt sich ermitteln, wieviel Personal in 
allen Einrichtungen für Kinder unter drei Jahren 
arbeitet. Durch den Personalschlüssel der Einrich-
tungen, die nur Kinder unter drei Jahren betreu-

Tabelle I.8: 
Betreuungsschlüssel nach Gruppen mit Kindern im Alter 
von ... bis unter ... Jahren und Bundesländern

Bundesland
0- bis unter 

3-jährige Kinder

0- bis 8-
jährige Kinder 

(ohne Schul-
kinder)

2- bis unter 
8-jährige 

Kinder (ohne 
Schulkinder)

Baden-Württemberg 4,0 5,6 8,3
Bayern 4,2 5,3 9,2
Berlin x x x
Brandenburg 7,1 9,4 11,4
Bremen 3,4 3,4 7
Hamburg 5,0 6,4 8,4
Hessen 4,2 5,5 8,9
Mecklenburg-Vorpommern 5,5 6,9 12,9
Niedersachsen 4,7 5,6 8,4
Nordrhein-Westfalen 4,4 4,7 8,7
Rheinland-Pfalz 3,6 5,9 7,5
Saarland 3,3 5,7 8,5
Sachsen 6,1 8,6 12
Sachsen-Anhalt 6,2 8,0 10,5
Schleswig-Holstein 4,0 5,7 8,5
Thüringen 6,0 9,0 11,6
Quelle: Statistisches Bundesamt 2011a, S. 10 f.



31

Tabelle I.9: 
Anteil der Kinder unter drei Jahren, die in einer Einrichtung für Kinder 
unter drei Jahren untergebracht sind

Bundesland

Zahl der Kinder 
unter 3 Jahren in 

Kindertageseinrich-
tungen und in der 
Kindertagespflege

Zahl der Kinder 
unter 3 Jahren, die 
durch den Ausbau 

hinzukommen

Anzahl und Anteil der 
Kinder unter 3 Jahren 
in Einrichtungen, die 

nur Kinder unter 
3 Jahren betreuen

Baden-Württemberg 38.214 60.171 4.339 4,4
Bayern 42.704 70.397 4.468 4,0
Berlin 35.923 0 399 1,1
Brandenburg 24.880 0 138 0,6
Bremen 2.067 3.611 231 4,1
Hamburg 9.659 7.166 214 1,3
Hessen 22.349 32.669 2.333 4,2
Mecklenburg-Vorpommern 16.916 0 12 0,1
Niedersachsen 18.085 51.485 548 0,8
Nordrhein-Westfalen 42.390 116.690 1.354 0,9
Rheinland-Pfalz 14.606 19.542 985 2,9
Saarland 3.104 4.586 119 1,5
Sachsen 36.127 0 755 2,1
Sachsen-Anhalt 26.984 0 1.027 3,8
Schleswig-Holstein 8.096 16.358 62 0,3
Thüringen 19.519 0 443 2,3
Gesamt 361.623 382.675 17.427 2,3
Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnung

Tabelle I.10: 
Laufender Finanzierungsbedarf für die Absenkung der Betreuungsquote für Kinder unter drei Jahren*

Bundesland

Anzahl der
 Beschäftigten in 

Einrichtungen 
für Kinder 

bis zu 3 Jahren

Geschätzte Anzahl 
des gesamten 

Personals für die Be-
treuung von Kindern 

bis zu 3 Jahren

Zusätzliches 
Personal um eine 
Betreuungsquote 

von 1:4 zu 
erreichen

Anteil an der ge
schätzten Anzahl des 

gesamten Personals für 
die Betreuung von 

Kindern bis zu 3 Jahren

Laufender Finanzie-
rungsbedarf  

für die Absenkung 
der Betreuungs-

quote auf 1:4
Baden-Württemberg 1.175 26.643 0 0 0
Bayern 1.316 33.313 1.666 5 35.910.000
Berlin 105 9.453 - - -
Brandenburg 25 4.507 3.493 77,5 101.040.000
Bremen 81 1.991 0 0 0
Hamburg 63 4.953 1.238 25 37.860.000
Hessen 779 18.371 919 5 21.680.000
Mecklenburg-Vorpommern** 6 3.166 1.187 37,5 25.180.000
Niedersachsen 161 20.439 3.577 17,5 78.890.000
Nordrhein-Westfalen 334 39.241 3.924 10 113.420.000
Rheinland-Pfalz 339 11.752 0 0 0
Saarland 43 2.779 0 0 0
Sachsen 171 8.182 4.296 52,5 103.180.000
Sachsen-Anhalt 254 6.674 3.671 55 70.640.000
Schleswig-Holstein 28 11.044 0 0 0
Thüringen 116 5.111 2.556 50 54.650.000
Gesamt 5.002 207.619 26.527 - 642.460.000
  * Bei den folgenden Berechnungen wird nur das Personal berücksichtigt, dass in Kindertageseinrichtungen arbeitet.
**  Aufgrund der geringen Zahl an Beschäftigten ist eine Schätzung des gesamten Personals für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren für Mecklenburg-

Vorpommern nicht möglich. Aufgrund der sehr ähnlichen Personalstruktur und Betreuungsquote wird für diese Schätzung davon ausgegangen, dass der 
Anteil der Beschäftigten zur Betreuung von Kindern unter drei Jahren ebensohoch ist wie in Sachsen.

Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnung
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ren für die Betreuungsquote der Kinder unter 
drei Jahren errechnen: Zunächst wird der Anteil 
der Schulkinder bestimmt, die in Einrichtungen 
betreut werden, die ausschließlich Schulkinder 
aufnehmen. Anschließend wird das sie betreuen-
de Personal mithilfe des Personalschlüssels des 
Statistischen Bundesamtes geschätzt. Aus dieser 
Schätzung lässt sich ableiten, wieviel Personal in 
allen Einrichtungen für die Betreuung von Schul-
kindern vorhanden ist. (Vgl. Tabelle I.11.)

Das verbleibende Personal ist für die Betreu-
ung der Kinder zwischen drei Jahren bis zum 
Schuleintritt zuständig.  
Um aus der Anzahl der Beschäftigten die Zahl der 
Vollzeitäquivalente zu errechnen, die für die Be-
stimmung des Personalschlüssels benötigt werden 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2011a, S. 6 f.), wird 
auf die Datenbank des Forschungsverbund des 
Deutschen Jugendinstituts5 zurückgegriffen. Diese 
enthält die Zahl der Vollzeitäquivalente aller Be-
schäftigten in der Kinderbetreuung für die einzel-
nen Bundesländer sowie deren durchschnittliche 
Arbeitszeit (als prozentualer Anteil einer Vollzeit-
stelle). Auf diese Weise kann von der Anzahl der 
Beschäftigten zur Betreuung der Kinder zwischen 
drei Jahren bis zum Schuleintritt die Zahl der 
Vollzeitäquivalnete bestimmt werden.

Berücksichtigt werden muss auch der Ausbau 
der Ganztagsbetreuung. Aus dem Abschnitt I.1.2.2 
sind die Kosten des Ausbaus der Ganztagsbetreu-
ung bekannt, der zu den bisherigen Kosten der Be-
treuung der Kinder zwischen drei Jahren bis zum 
Schuleintritt ins Verhältnis gesetzt werden kann. 
Anhand dieses Verhältnisses kann die Zahl der 
Vollzeitäquivalente, die durch den Ausbau hinzu-
kommt, geschätzt werden (vgl. Tabelle I.12).

5 Vgl. http://www.akjstat.uni-dortmund.de/projekte/output.ph
p?projekt=30&Jump1=RECHTS&Jump2=5

Insgesamt wird die Verbesserung des Personal-
schlüssels in Kindertageseinrichtungen für Kinder 
unter drei Jahren ca. 642,5 Millionen Euro kosten. 

Um die Kosten für die Verbesserung des Per-
sonalschlüssels für die Kinder im Alter von drei 
Jahren bis zum Schuleintritt errechnen zu kön-
nen, muss zunächst die Zahl der Beschäftigten in 
diesem Bereich bestimmt werden. Diese errechnet 
sich, indem das Personal abgezogen wird, das für 
die Betreuung der Kinder unter drei Jahren sowie 
für die Betreuung der Schulkinder zwischen fünf 
und vierzehn Jahren zur Verfügung steht.

Die Zahl des Personals für die Betreuung 
der Schulkinder lässt sich analog zum Verfah-

Tabelle I.11: 
Anzahl der Beschäftigten, die für Kinder im Alter von ... bis ... 
bzw. für Schulkinder abgestellt ist

Bundesland
Kinder im Alter 
unter 3 Jahren

Schulkinder im
 Alter von 5 bis 

14 Jahren

Kinder im Alter 
von 3 Jahren bis 

zum Schuleintritt
Baden-Württemberg 10.348 3.794 42.200
Bayern 12.578 7.639 41.983
Berlin 9.453 0 10.239
Brandenburg 4.507 3.750 6.044
Bremen 725 630 2.852
Hamburg 2.844 2.419 6.116
Hessen 7.462 4.973 26.437
Mecklenburg-Vorpommern 3.166 1.873 5.244
Niedersachsen 5.313 3.353 31.636
Nordrhein-Westfalen 10.457 3.019 71.839
Rheinland-Pfalz 5.027 1.707 19.958
Saarland 1.122 300 3.312
Sachsen 8.182 5.939 12.451
Sachsen-Anhalt 6.674 2.323 6.152
Schleswig-Holstein 3.656 1.469 9.067
Thüringen 5.111 322 7.048
Gesamt 96.625 43.510 302.578
Quelle: eigene Berechnung anhand der vorherigen Tabellen
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valente ergibt sich die Zahl an zusätzlich zu schaf-
fenden Vollzeitäquivalenten für die Verbesserung 
des Personalschlüssels zur Betreuung der Kinder 
zwischen drei Jahren bis zum Schuleintritt.

Um den laufenden Finanzierungsbedarf zu 
ermitteln, werden die zusätzlichen Vollzeitäqui-
valente ins Verhältnis zu den Kosten der bishe-
rigen Vollzeitäquivalente gesetzt. Auf diese Weise 
werden auch die Sach- und Verwaltungskosten für 
die Verbesserung des Personalschlüssels berück-
sichtigt. Tabelle I.13 zeigt die Ergebnisse dieser 
Berechnung.

Um den vorhandenen Personalschlüssel und die 
Anzahl der zusätzlichen Vollzeitäquivalente, zu 
berechnen, die notwendig sind um den Personal-
schlüssel auf das Niveau von 1:8 abzusenken, ist 
die Zahl der Betreuungsstunden zu bestimmen, 
die für die Betreuung der Kinder zwischen drei 
Jahren bis zum Schuleintritt pro Woche anfallen. 
Ein Vollzeitäquivalent entspricht einer Wochen-
arbeitszeit von 40 Stunden und ist mit der Zahl 
der zu betreuenden Kinder (dem Betreuungsver-
hältnis) zu multiplizieren, um die Zahl der not-
wendigen Vollzeitäquivalente zu erhalten. Nach 
dem Abzug der bereits vorhandenen Vollzeitäqui-

Tabelle I.12: 
Zahl der Vollzeitäquivalente für die Betreuung der Kinder 
zwischen drei Jahren bis zum Schuleintritt

Bundesland

Anzahl der Vollzeit-
äquivalente in der 

Tagesbetreuung von Kindern 
zwischen 3 Jahren bis 

zum Schuleintritt

Anzahl der zu-
sätzlichen Vollzeit-
äquivalente durch 

den Ausbau der 
Ganztagsbetreuung

Anzahl der 
Vollzeit-

äquivalente
Baden-Württemberg 28.761 4.135 32.896
Bayern 28.260 3.992 32.252
Berlin 7.457 56 7.513
Brandenburg 4.577 116 4.693
Bremen 1.840 263 2.103
Hamburg 3.539 330 3.869
Hessen 16.616 1.683 18.299
Mecklenburg-Vorpommern 3.512 46 3.558
Niedersachsen 19.906 4.198 24.104
Nordrhein-Westfalen 54.390 4.453 58.843
Rheinland-Pfalz 12.733 1.335 14.068
Saarland 2.372 313 2.685
Sachsen 8.868 0 8.868
Sachsen-Anhalt 4.231 27 4.258
Schleswig-Holstein 5.502 1.058 6.560
Thüringen 4.804 0 4.804
Gesamt 207.368 22.005 229.373

Quelle: Statistik des Forschungsverbund des Deutschen Jugendinstitut* und eigene Berechnung
* Vgl. http://www.akjstat.uni-dortmund.de/projekte/output.php?projekt=30&Jump1=RECHTS&Jump2=5
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In den letzten zwei Jahren hat sich ihre Zahl zwar 
wieder leicht auf 14.000 im Jahr 2008 erhöht (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2009b, S. 68 f. u. 74 f.), 
dies reicht jedoch nicht aus (vgl. Jaich 2008, S. 30). 
Die Zahl der freigestellten Leitungskräfte sollte da-
her wieder auf den Bestand von 2002 angehoben 
werden, das entspricht 5.600 Stellen.

Basis für die Umrechnung auf die einzelnen 
Bundesländer soll die Zahl der Tageseinrich-
tungen sein. Je mehr Tageseinrichtungen in einem 
Bundesland existieren, umso mehr Leitungsperso-
nal wird benötigt. In Tabelle I.14 wird das Ver-
hältnis Leitungspersonal zu Tageseinrichtungen 
dargestellt und die zusätzlichen 5.600 Stellen 
auf die Bundesländer verteilt. Dabei werden die 

Die Verbesserung des Personalschlüssels für Kin-
der zwischen drei Jahren und dem Schuleintritt 
auf ein Verhältnis von 1:8 würde insgesamt 1,75 
Milliarden Euro kosten.

I.1.2.4 Zusätzliches Leitungspersonal

Ein zweiter, wichtiger Aspekt zur Verbesserung 
der Qualität von Kindertageseinrichtungen sind 
die für die Leitungstätigkeit freigestellten Beschäf-
tigten. Sie ermöglichen den Einrichtungen einen 
gewissen Spielraum zur Bewältigung der komple-
xen Aufgaben, mit denen sie im Alltag konfron-
tiert werden. Ihre Zahl ist von 2002 bis 2006 konti-
nuierlich von 19.600 auf 13.500 zurückgegangen. 

Tabelle I.13: 
Zusätzliche Vollzeitäquivalente für die Verbesserung des Personalschlüssels 
für Kinder zwischen drei Jahren bis zum Schuleintritt

Bundesland

Anzahl der
 Betreuungsstunden 

pro Woche 

Vollzeitäquivalente 
bei einem 

Betreuungsschlüssel 
von 1:8

Zusätzlich not-
wendige Vollzeit-

äquivalente zur 
Verbesserung des 
Personalschlüssels

Laufender Finan-
zierungsbedarf 

der zusätzlichen 
Vollzeitäquivalente

Baden-Württemberg 12.200.000 38.121 5.225 221.070.000
Bayern 12.860.000 40.194 7.943 367.510.000
Berlin 3.020.000 9.450 1.937 131.400.000
Brandenburg 2.360.000 7.385 2.691 127.950.000
Bremen 590.000 1.836 0 0
Hamburg 1.530.000 4.785 917 62.440.000
Hessen 6.520.000 20.390 2.091 113.910.000
Mecklenburg-Vorpommern 1.630.000 5.092 1.534 50.250.000
Niedersachsen 8.170.000 25.543 1.439 59.000.000
Nordrhein-Westfalen 19.190.000 59.961 1.119 46.700.000
Rheinland-Pfalz 4.440.000 13.906 0 0
Saarland 970.000 3.035 350 18.240.000
Sachsen 4.260.000 13.315 4.447 209.120.000
Sachsen-Anhalt 2.040.000 6.376 2.118 90.310.000
Schleswig-Holstein 2.840.000 8.884 2.324 118.130.000
Thüringen 2.400.000 7.498 2.694 134.180.000
Gesamt 1.750.210.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand der vorherigen Tabellen
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munen übernommen werden (ebd., S. 220). An-
hand des Schätzverfahren ergeben sich für die 
einzelnen Bundesländer die in Tabelle I.15 auf-
geführten Beträge (inkl. des Ausbaus der Tages-
betreuung sowie der Erhöhung des Anteils an 
Ganztagskindergartenplätzen).6

6 Eine genauere Schätzung lässt sich anhand der Daten des 
statistischen Bundesamtes für die einzelnen Bundesländer nicht 
ermitteln (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a, S. 15 ff.). Beispiels-
weise gibt es zu den Tageseinrichtungen für Kinder in öffentlicher 
Trägerschaft in Hamburg keine Angaben über deren Ausgaben 
und Einnahmen, weil es davon nur noch sehr wenige gibt (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2010a, S. 20 u. 22). Ähnliches gilt auch 
für Berlin, dort findet mehr als 90 Prozent der Kindertagesbetreu-
ung in der Tagespflege statt, für die keine Beteiligung der Eltern 
ausgewiesen wird (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a, S. 15).

Stellen den Bundesländer zugewiesen, die die ge-
ringste Relation zwischen Leitungspersonal und 
Tageseinrichtung aufweisen. Als Entlohnung pro 
Stelle wird von einer Eingruppierung in die Ent-
geltgruppe 10 ausgegangen (ca. 45.600 Euro), was 
einem/einer LeiterIn einer Kindertagesstätte mit 
100  – 130 Plätzen entspricht.

Für die Erhöhung des freigestellten Leitungsperso-
nals wären 255,4 Millionen Euro notwendig. 

I.1.2.5 Abschaffung der Elternbeiträge und 
öffentliche Finanzierung der Einrichtungen

Auf die positive Wirkung der frühkindlichen 
Bildung wurde oben bereits eingegangen (siehe 
Abschnitt Grundlagen). Auch die Probleme, die 
sich aus der (Teil-)Finanzierung dieses Angebots 
durch die Eltern ergeben, sind an dieser Stelle be-
reits dargestellt worden. Trotz dieser Kenntnisse 
erheben alle Bundesländer Gebühren bzw. Bei-
träge zur Finanzierung der Kinderbetreuung. Wie 
hoch wäre aber der öffentliche Finanzbedarf, der 
zur Abschaffung der Gebühren bzw. Beiträge nö-
tig ist?

Die Gebühren bzw. Beiträge, die von den 
Eltern erbracht werden, lassen sich derzeit nur 
schätzen. Die vom Statistischen Bundesamt aus-
gewiesenen Einnahmen der Tageseinrichtungen 
für Kinder (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a, 
S. 21 ff.) repräsentieren – mit Ausnahme von 
Nordrhein-Westfalen – nur die Einnahmen der 
öffentlichen Tageseinrichtungen. Daher wird das 
von Schilling (2008, 220 ff.) verwendete Schätz-
verfahren verwendet, das die Beiträge der Eltern
auf 14 Prozent schätzt (von diesen werden 200 Milli-
onen Euro abgezogen, die bereits von den Kom-

Tabelle I.14: 
Relation Leitungspersonal zu Tageseinrichtungen sowie 
zusätzliche laufende Kosten des zusätzlichen Leitungspersonal

Bundesland

Relation Leitungs-
personal zu 

Tageseinrichtungen

Zusätzlich 
benötigte 

Stellen
Laufende 

Kosten 
Baden-Württemberg 0,121 1.827 83.310.000
Bayern 0,055 2.360 107.620.000
Berlin 0,308 84 3.830.000
Brandenburg 0,191 277 12.630.000
Bremen 0,524 0 0
Hamburg 0,707 0 0
Hessen 0,377 0 0
Mecklenburg-Vorpommern 0,336 19 870.000
Niedersachsen 0,380 0 0
Nordrhein-Westfalen 0,464 0 0
Rheinland-Pfalz 0,217 330 15.050.000
Saarland 0,230 58 2.640.000
Sachsen 0,440 0 0
Sachsen-Anhalt 0,130 375 17.100.000
Schleswig-Holstein 0,390 0 0
Thüringen 0,153 270 12.310.000
Gesamt 5.600 255.360.000
Quelle: eigene Berechnung nach Statistischem Bundesamt
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die Zuschüsse für die freien Träger entsprechend 
verringern würden. Auf der anderen Seite müssen 
die freien Träger diesen Eigenanteil durch andere 
Einnahmen, beispielsweise Mitgliedsbeiträge bei 
Trägervereinen, kompensieren. So entstehen er-
neut Hürden für einkommensschwache Familien, 
einen Betreuungsplatz für ihre Kinder zu finden 
bzw. ein solches Angebot wahrnehmen zu kön-
nen (vgl. Jaich 2008, S. 36). Da diese Problematik 
derzeit nicht aufgelöst werden kann, wird sie im 
Rahmen dieser Untersuchung nicht weiter berück-
sichtigt.

Für den Ersatz der Elternbeiträge durch öffentliche 
Mittel sind 3,52 Milliarden Euro erforderlich.

Neben den Eltern sind auch freie Träger an 
den Kosten der Kindertageseinrichtungen betei-
ligt. Ihr Anteil wird auf fünf Prozent der gesam-
ten Aufwendungen für die Kindertagesbetreuung 
(Tageseinrichtungen und Kindertagespflege) ge-
schätzt (vgl. ebd., 220 ff.). Die Beteiligung der frei-
en Träger an den Kosten der Kindertageseinrich-
tungen bilden zunächst einen Anreiz für die freien 
Träger, effizient zu arbeiten, um ihren Eigenanteil 
so gering wie möglich zu halten. Die daraus resul-
tierenden Kosteneinsparungen werden dann auch 
an die öffentliche Hand weitergegeben, da sich 

Tabelle I.15: 
Kosten des Ersatzes der Elternbeiträge durch 
öffentliche Mittel

Bundesland

Kosten des Ersatzes 
der Elternbeiträge durch

öffentliche Mittel
Baden-Württemberg 436.320.000
Bayern 530.500.000
Berlin 186.080.000
Brandenburg 136.990.000
Bremen 29.800.000
Hamburg 113.190.000
Hessen 248.570.000
Mecklenburg-Vorpommern 59.100.000
Niedersachsen 311.150.000
Nordrhein-Westfalen 717.860.000
Rheinland-Pfalz 161.260.000
Saarland 43.310.000
Sachsen 221.210.000
Sachsen-Anhalt 106.130.000
Schleswig-Holstein 119.970.000
Thüringen 102.900.000
Gesamt 3.524.340.000
Quelle: eigene Berechnungen auf Basis der vorherigen Tabellen

Tabelle I.16: 
Kosten des Personalpuffers zur Betreuung von Kinder unter 
drei Jahren

Bundesland

Kosten der Betreuung 
von Kindern 

unter 3 Jahren
Kosten des 

Personalpuffers
Baden-Württemberg 610.170.000 50.030.000
Bayern 753.930.000 61.820.000
Berlin 335.000.000 27.470.000
Brandenburg 231.650.000 19.000.000
Bremen 48.820.000 4.000.000
Hamburg 193.920.000 15.900.000
Hessen 455.440.000 37.330.000
Mecklenburg-Vorpommern 92.290.000 7.570.000
Niedersachsen 530.050.000 43.460.000
Nordrhein-Westfalen 1.216.990.000 99.790.000
Rheinland-Pfalz 239.920.000 19.670.000
Saarland 60.310.000 4.950.000
Sachsen 299.680.000 24.570.000
Sachsen-Anhalt 198.760.000 16.300.000
Schleswig-Holstein 154.780.000 16.300.000
Thüringen 163.940.000 12.690.000
Gesamt 5.585.650.000 460.850.000
Quelle: eigene Berechnung
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Die Kosten des Personalpuffers für die Betreuung 
von Kindern unter drei Jahren betragen insgesamt 
460,9 Millionen Euro.

Die Kosten des Personalpuffers für die Betreu-
ung von Kindern zwischen drei Jahren und dem 
Schuleintritt betragen insgesamt ca. eine Milliarde 
Euro.

Der Personalpuffer kann perspektivisch abge-
baut werden, sollte die Geburtenrate weiter zu-
rückgehen. 

I.1.2.6 Personalpuffer

Bei der Berechnung der Personalkapazität, die not-
wendig ist um den Empfehlungen der EU nachzu-
kommen, wurden bisher keine Fehltage aufgrund 
von Krankheit, Fortbildung und ähnliches berück-
sichtigt (vgl. Statistisches Bundesamt 2011a, S. 5). 
Es soll also ein Personalpuffer von zehn Prozent 
verwendet werden, der sich wie folgt berechnet: 
Da das Personal aus diesem Puffer keine eigenen 
Räumlichkeiten bzw. Sachmittel benötigt, werden 
nur die Personalausgaben geschätzt. Diese betra-
gen ca. 82 Prozent der gesamten Ausgaben für die-
sen Bereich (vgl. Statistisches Bundesamt 2010a, 
S. 9). Daraus ergeben sich folgende Kosten für die 
einzelnen Bundesländer (s. Tabelle I.16 und I.17).

Tabelle I.17: 
Kosten des Personalpuffers zur Betreuung von Kindern 
zwischen drei Jahren und dem Schuleintritt

Bundesland
Kosten der Betreuung von 

Kindern unter 3 Jahren
Kosten des 

Personalpuffers
Baden-Württemberg 1.612.790.000 132.250.000
Bayern 1.859.770.000 152.500.000
Berlin 651.050.000 52.570.000
Brandenburg 351.050.000 28.790.000
Bremen 92.470.000 7.580.000
Hamburg 326.000.000 26.730.000
Hessen 1.064.490.000 94.28.000
Mecklenburg-Vorpommern 166.800.000 13.680.000
Niedersachsen 1.047.100.000 85.860.000
Nordrhein-Westfalen 2.503.290.000 205.270.000
Rheinland-Pfalz 577.330.000 47.340.000
Saarland 158.000.000 12.960.000
Sachsen 626.110.000 51.340.000
Sachsen-Anhalt 271.820.000 22.290.000
Schleswig-Holstein 451.540.000 37.030.000
Thüringen 373.460.000 30.620.000
Gesamt 12.133.070.000 1.001.090.000
Quelle: eigene Berechnung
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4. 1,75 Milliarden Euro für die Absenkung der 
Betreuungsquote der Kinder von drei Jahren 
bis zum Schuleintritt,

5. 1,46 Milliarden Euro für den Aufbau eines Per-
sonalpuffers von zehn Prozent,

6. 255,4 Millionen Euro für zusätzliches Lei-
tungspersonal,

7. 3,52 Milliarden Euro für die Übernahme der 
Elternbeiträge durch die öffentliche Hand.

I.1.3  Zwischenfazit der Qualitäts-
verbesserung im Elementarbereich

Die jährlichen Kosten für die Verbesserung der 
Qualität in der Kindertagesbetreuung betragen 
insgesamt 9,38 Milliarden Euro. Sie setzen sich 
zusammen aus:

1. 757,2 Millionen Euro für den Ausbau der Be-
treuung für Kinder unter drei Jahren,

2. 975,8 Millionen Euro für den Ausbau der 
Ganztagsbetreuung für Kinder von drei Jahren 
bis zum Schuleintritt,

3. 642,5 Millionen Euro für die Absenkung der 
Betreuungsquote der Kinder unter drei Jahren,

Tabelle I.18a: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung des Bildung im Elementarbereichs (Teil I)

Bundesland

Laufender zusätzli-
cher Finanzierungs-

bedarf für den Ausbau 
der Betreuungsplätze 

für Kinder 
unter 3 Jahren

Laufender 
zusätzlicher 

Finanzierungs-
bedarf für den 

Ausbau der 
Ganztagsbetreuung

Laufender Finan-
zierungsbedarf für 
die Absenkung der 

Betreuungsquote 
von Kindern unter 
3 Jahren auf 1:4

Kosten der 
Absenkung des 

Betreuungsverhält-
nisses für Kinder 

zwischen 3 Jahren 
und dem Schuleintritt

Laufende Kosten 
des zusätzlichen 

Leitungspersonals
Baden-Württemberg 62.020.000 174.920.000 0 221.070.000 83.310.000
Bayern 102.130.000 184.690.000 35.910.000 367.510.000 107.620.000
Berlin 0 3.800.000 0 131.400.000 3.830.000
Brandenburg 0 5.520.000 101.040.000 127.950.000 12.630.000
Bremen 6.610.000 11.560.000 0 0 0
Hamburg 0 22.470.000 37.860.000 62.440.000 0
Hessen 40.700.000 87.430.000 21.680.000 113.910.000 0
Meckl.-Vorpommern 0 1.500.000 25.180.000 50.250.000 870.000
Niedersachsen 154.410.000 172.080.000 78.890.000 59.000.000 0
Nordrhein-Westfalen 288.580.000 185.890.000 113.420.000 46.700.000 0
Rheinland-Pfalz 45.870.000 54.780.000 0 0 15.050.000
Saarland 10.830.000 16.290.000 0 18.240.000 2.640.000
Sachsen 0 0 103.180.000 209.120.000 0
Sachsen-Anhalt 0 1.140.000 70.640.000 90.310.000 17.100.000
Schleswig-Holstein 46.070.000 53.760.000 0 118.130.000 0
Thüringen 0 0 54.650.000 134.180.000 12.310.000
Gesamt 757.220.000 975.820.000 642.450.000 1.750.210.000 255.360.000
Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen
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dieses Bildungsbereichs (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2010d, S. 42 ff.), mit zwei Ausnahmen:

1. Investitionen: Der Bau und die Instandhaltung 
der Schulen sind Aufgabe der Gemeinden (vgl. 
z. B. §§ 86 u. 87 i.V.m. § 77 des rheinland-pfäl-
zischen Schulgesetzes).

2. Beförderung von SchülerInnen: Die Gemein-
den unterstützen die SchülerInnenbeförde-
rung (vgl. z. B. §§ 69 und 71 des rheinland-
pfälzischen Schulgesetzes).

Die Ausgaben für den Schulbereich betrugen 
2007 51,9 Milliarden Euro (ohne Förderung von 
SchülerInnen) (ebd., S. 52).

Da das Schulsystem im Hoheitsbereich der 
einzelnen Bundesländer liegt, finden sich in fast 
allen Ländern unterschiedliche Schulformen. Die 

I.2  Allgemeinbildende Schulen

I.2.1 Grundlagen

Das deutsche Schulsystem umfasst die Primarstu-
fe7 (Jahrgänge 1 – 4), die Sekundarstufe I (Jahrgänge 
5 – 10) und die Sekundarstufe II (Jahrgänge 11 – 13). 
Grundsätzlich sind alle Angelegenheiten, die das 
Schulsystem betreffen, im Hoheitsbereich der 
einzelnen Bundesländer angesiedelt. Die Länder 
tragen daher auch den größten Teil der Kosten

7 Einige Bundesländer sind bereits dazu übergegangen die 
Primarstufe zu verlängern, z. B. Berlin und Brandenburg um 
die Jahrgänge 5 und 6 (so genannte Schulartunabhängige 
Orientierungsstufe). Thüringen ist eines der wenigen Bundes-
länder, das eine echte Gemeinschaftsschule eingeführt hat, die 
sowohl Grundschule als auch Sekundarstufe I und II umfasst.

Tabelle I.18b: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung der Bildung im Elementarbereichs (Teil II)

Bundesland

Kosten des 
Ersatzes der 

Elternbeiträge durch 
öffentliche Mittel

Kosten des 
Personalpuffers für 

Kinder unter 
3 Jahren

Kosten des Personal-
puffers für Betreu-
ung der Kinder von 

3 Jahren bis zum 
Schuleintritt

Gesamtkosten 
der Verbesserung 

der Qualität im 
Elementarbereich

   Baden-Württemberg 436.320.000 50.030.000 132.250.000 1.159.920.000
Bayern 530.500.000 61.820.000 152.500.000 1.542.680.000
Berlin 186.080.000 27.470.000 52.570.000 405.150.000
Brandenburg 136.990.000 19.000.000 28.790.000 431.920.000
Bremen 29.800.000 4.000.000 7.580.000 59.550.000
Hamburg 113.190.000 15.900.000 26.730.000 278.590.000
Hessen 248.570.000 37.330.000 94.280.000 643.900.000
Mecklenburg-Vorpommern 59.100.000 7.570.000 13.680.000 158.150.000
Niedersachsen 311.150.000 43.460.000 85.860.000 904.850.000
Nordrhein-Westfalen 717.860.000 99.790.000 205.270.000 1.657.510.000
Rheinland-Pfalz 161.260.000 19.670.000 47.340.000 343.970.000
Saarland 43.310.000 4.950.000 12.960.000 109.220.000
Sachsen 221.210.000 24.570.000 51.340.000 609.420.000
Sachsen-Anhalt 106.130.000 16.300.000 22.290.000 323.910.000
Schleswig-Holstein 119.970.000 16.300.000 37.030.000 391.260.000
Thüringen 102.900.000 12.690.000 30.620.000 347.350.000
Gesamt 3.524.340.000 460.850.000 1.001.090.000 9.367.350.000
Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen
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Gymnasiale Oberstufe
am Gymnasium (i. d. R. Jahrgangsstufen 10 – 12)

an Schularten mit drei Bildungsgängen (i. d. R. Jahrgangsstufen 11 – 13)

Schularten mit drei Bildungsgängen/Gesamtschule
Integrierte Gesamtschule, Kooperative Gesamtschule, 

Gemeinschaftsschule (Schleswig-Holstein), Integrierte Sekundarschule (Berlin), 
Oberschule (Bremen), Regionale Schule (Mecklenburg-Vorpommern) teilweise

(Kl. 5 – 10)

Schularten mit zwei Bildungsgängen
Erweiterte Realschule (Saarland), Integrierte Haupt- 
und Realschule (Hamburg), Mittelschule (Sachsen), 

Oberschule (Brandenburg), Realschule plus (Rheinland-
Pfalz), Regelschule (Thüringen), Regionale Schule 

(Mecklenburg-Vorpommern), Regionalschule (Schleswig-
Holstein), Sekundarschule (Bremen, Sachsen-Anhalt), 

Verbundene Haupt- und Realschule (Hessen), Zusammen-
gefasste Haupt- und Realschule (Niedersachsen)

(Kl. 5 – 10)

Grundschule
(Kl. 1 – 4)

(in Berlin und Brandenburg Kl. 1 – 6)

Kindergarten/Kindertagesstätte
(freiwillig)

Abbildung I.1: 
Übersicht über die Bildungsgänge und Schularten im Bereich der allgemeinen Bildung

Hauptschule
(Kl. 5 – 9/10)

Hauptschul-
bildungsgang

Realschul-
bildungsgang

Gymnasium
(Kl. 5 – 9/10)

Sekundarstufe II

Sekundarstufe I

Elementar-
bereich

Primarstufe

Gymnasialer 
Bildungsgang

Realschule
(Kl. 5 – 10)

Quelle: KMK 2010, http://www.kmk.org/fileadmin/pdf/Bildung/AllgBildung/Schema-Bildungsgaenge_und_Schularten.pdf
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Parallel zur Grundschule und den verschiedenen 
Schulformen der Sekundarstufe I existieren Son-
der- und Förderschulen, in denen Kinder mit kör-
perlichen und seelischen Behinderungen sowie 
Kinder mit Lernschwäche untergebracht sind. In 
der Sekundarstufe II finden sich neben dem Gym-
nasium in der Regel in allen Bundesländern die 
beruflichen Schulen sowie die beruflichen Gym-
nasien. Zum Nachholen von Bildungsabschlüssen 
(so genannter zweiter Bildungsweg), durch den be-
reits berufstätige Personen beispielsweise eine Hoch-
schulzugangsberechtigung erwerben können, beste-
hen Abendschulen, Abendgymnasien sowie Kollegs.

Abbildung I.1 verdeutlicht die Struktur des 
deutschen Bildungssystems.

Die zwei Tabellen I.19 und I.20 zeigen, wie sich 
die Zahl der SchülerInnen auf die verschiedenen 
Schulformen in Deutschland verteilt, sowie die Ko-
sten pro SchülerIn nach Schulart und Bundesland.

Primarstufe ist in fast allen Bundesländern in ei-
ner vierjährigen Grundschule zusammengefasst, 
in der prinzipiell keine freie Schulwahl existiert. 
In der Sekundarstufe I bestehen mehrere verschie-
dene Schularten nebeneinander, die zu jeweils un-
terschiedlichen Abschlüssen führen. Sowohl die 
Zahl der Schularten als auch die Schulabschlüsse 
können je nach Bundesland variieren. So existie-
ren in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen 
keine Hauptschulen mehr. In fast der Hälfte aller 
Bundesländer sind die Hauptschulen mit anderen 
Schularten zusammengelegt und existieren nur 
noch als Schulzweig. Auch integrierte Gesamt-
schulen existieren in allen Bundesländern (außer 
Sachsen), in denen, allerdings teilweise auch in-
nerhalb der einzelnen Fächer, in unterschiedliche 
Lernniveaus unterteilt unterrichtet wird (vgl. Stati-
stisches Bundesamt 2010c, S. 41 ff.).

Tabelle I.19: 
SchülerInnen 2007 nach Schularten und Bildungsbereichen 
(ohne Waldorfschulen, Kollegs und Abendschulen)

Schulart/Bildungsbereich Zahl der SchülerInnen
Grundschulen 3.082.499
Schulartunabhängige Orientierungsstufe 101.564
Hauptschulen 889.132
Schularten mit mehreren Bildungsgängen 299.919
Realschulen 1.278.092
Gymnasien 2.466.041

davon Sekundarbereich I 1.698.569
davon Sekundarbereich II 767.472

Integrierte Gesamtschulen 499.890
davon Primarbereich 10.473
davon Sekundarbereich I 412.299
davon Sekundarbereich II 77.118

Sonder- und Förderschulen 400.399
Gesamt 9.017.536
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010c, S. 46
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Hamburg im Juli 2010 beobachtet werden, wie es 
einer Minderheit von vor allem wohlhabenden 
BürgerInnen gelang, eine Verlängerung der ge-
meinsamen Lernzeit in der Grundschule von vier 
auf sechs Schuljahre zu verhindern.9

Es ist jedoch nicht nur der sozioökono-
mische Status der Eltern, der für die Bildungs-
beteiligung von Kindern verantwortlich ist. Für 
Kinder aus Familien, in denen mindestens ein 
Elternteil einen Migrationshintergrund aufweist, 
sind die Chancen auf einen höheren Schulab-
schluss ebenfalls deutlich geringer (vgl. Autoren-
gruppe Bildungsberichterstattung 2010, S. 65) – 
Abbildung I.2a verdeutlicht dies.

9 http://www.gew.de/Schlappe_fuer_Hamburger_Schulrefor-
mer_Wie_geht_es_weiter.html

Die Mehrgliedrigkeit des Schulsystem stellt seit 
langem eines der größten Probleme des deutschen 
Bildungssystems dar. Die Abschaffung der Mehr-
gliedrigkeit wird bereits seit Jahrzehnten gefordert, 
konnte jedoch bis heute politisch nicht durch-
gesetzt werden. Ein Grund für ihren Erhalt liegt 
in der Funktion als statuserhaltende Institution, 
die Teil der konservativen Bildungsstaatlichkeit 
in Deutschland ist. Abschaffungsbestrebungen 
haben daher stets zu starken Protesten der Ober-
schicht und des Bildungsbürgertums geführt, die 
ihre Privilegien verteidigen wollten.8 Beispielsweise
konnte beim Volksentscheid in der Hansestadt

8 Vgl. z. B. http://www.spiegel.de/schulspiegel/wis-
sen/0,1518,627628,00.html

Tabelle I.20: 
Ausgaben* für öffentliche allgemeinbildende Schulen je SchülerIn 
nach Schulart und Ländern 2007

Bundesland
Grund-
schulen

Haupt-
schulen

Schulen mit 
mehreren 
Bildungs-

gängen
Real-

schulen Gymnasien

Integrierte 
Gesamt-
schulen

Förder-
schulen

Baden-Württemberg 4.100 6.000 - 4.600 5.900 - 15.200
Bayern 4.600 6.400 - 5.200 6.600 - 11.300
Berlin 5.000 - - 5.500 5.900 7.200 14.900
Brandenburg 4.000 - 6.300 - 5.500 6.000 14.000
Bremen 4.600 - 4.900 - 5.200 6.100 15.700
Hamburg 5.500 6.800 - - 6.300 6.600 15.300
Hessen 4.200 6.000 - 5.400 5.400 5.800 13.700
Mecklenburg-Vorpommern 4.300 - 5.800 - 4.900 - 12.300
Niedersachsen 4.000 5.900 - 4.600 5.100 - 13.400
Nordrhein-Westfalen 3.800 5.600 - 4.000 5.000 5.500 12.200
Rheinland-Pfalz 4.300 5.800 5.300 4.300 5.500 - 11.400
Saarland 4.000 - 4.800 - 5.100 5.000 11.600
Sachsen 4.700 - 6.100 - 6.100 - 12.900
Sachsen-Anhalt 5.100 - 6.800 - 6.100 - 14.500
Schleswig-Holstein 4.100 5.000 - 4.600 5.100 - 11.900
Thüringen 5.100 - 7.500 - 6.800 - 14.100

*  Personalausgaben für Schulen und Schulverwaltungen einschließlich unterstellte Sozialbeiträge für verbeamtete Lehrkräfte sowie 
Beihilfeaufwendungen, laufender Sachaufwand, Investitionsausgaben. Alle Ergebnisse wurden nach der Berechnung gerundet.

Quelle: Statistisches Bundesamt 2010d, S. 111
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Abbildung I.2a: 
Schulartverteilung und Lesekompetenz 15-jähriger SchülerInnen 2006 
nach Migrationshintergrund und sozioökonomischem Status (in Prozent)

Abbildung I.2b: 
Schulartverteilung und Lesekompetenz 15-jähriger SchülerInnen 2006 
nach Migrationshintergrund und sozioökonomischem Status (in Prozent)

Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2010, S. 65
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messbar. Diese Unterschiede vergrößerten sich im 
Laufe des 5. und 6. Schuljahres, konvergierten oder 
verschwanden jedoch im Laufe des 7. Schuljahres. 
Die geringeren Lernerfolge der SchülerInnen auf 
Hauptschulen sind daher zu einem signifikanten 
Teil auf die Selektion und ihre Folgewirkungen auf 
die SchülerInnen beim Übergang zur Sekundar-
stufe I zurückzuführen (Valtin 2005, S. 245 f.).

Deshalb ist die Abschaffung des mehrglied-
rigen Schulsystems zu fordern. Um den Selekti-
onsdruck zu vermeiden sind jedoch noch weitere 
Schritte notwendig (ebd., S. 247 ff.):

1. Verbesserung der Humanverträglichkeit des 
Schulsystems: Im deutschen Schulsystem feh-
len objektive Kriterien zur Leistungsmessung 
von SchülerInnen. Die Bewertung erfolgt 
durch die/den jeweilige/n LehrerIn. Zudem 
sind die Rahmenbedingungen in Schulen 
nicht förderlich für SchülerInnen. Bei Proble-
men werden sie in der Regel alleine gelassen, 
Förderung durch Lehrkräfte, externe Fachleute 
(SchulpsychologInnen, Sozial- und Sonderpä-
dagogInnen) oder zusätzliche Förderkurse sind 
die Ausnahme.

Eine andere weit verbreitete Fehleinschätzung ist, 
dass die Einteilung der SchülerInnen in lernstarke, 
lernschwächere bzw. lernschwache Gruppen mög-
lich ist und sich dies positiv auf die Lernerfolge 
auswirkt. Wie die PISA-Studie und auch andere 
Untersuchungen immer wieder belegen, werden 
viele SchülerInnen nicht gemäß ihrer Leistungsfä-
higkeit auf die Schultypen verteilt. Abbildung I.3 
zeigt die Verteilung der PISA-Ergebnisse nach 
Schularten. Es zeigt sich, dass alle Schultypen 
durch eine sehr hohe Leistungsspanne gekenn-
zeichnet sind und sich signifikant überlappen. Die 
stets ins Feld geführte leistungsorientierte Form 
der Auslese findet im deutschen Schulsystem 
nicht statt (vgl. Valtin 2005, S. 243 ff.).

Es bestehen zudem erhebliche Zweifel, dass eine sol-
che Einteilung tatsächlich einen positiven Einfluss 
auf die Leistungs- und Persönlichkeitsentwicklung 
der SchülerInnen hat. Im Falle der Persönlichkeits-
merkmale (Selbstkonzept der Begabung, Selbstwert, 
Misserfolgsattribution und Leistungsangst) waren 
bei GrundschülerInnen der 4. Jahrgangsstufe bei 
späteren GymnasiastInnen ein günstigerer, bei spä-
teren HauptschülerInnen ein ungünstigerer Wert 

Abbildung I.3: 
Kompetenzstufenzugehörigkeit der SchülerInnen
differenziert nach der Übergangsempfehlung
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I.2.2  Kosten der Qualitätsverbesserung 
der Bildung an den allgemeinbilden-
den Schulen

I.2.2.1 Verbesserung der Rahmenbedingungen-
an den allgemeinbildenden Schulen

Eine Verbesserung der Unterrichtsqualität lässt 
sich durch zwei Elemente bewerkstelligen: Durch 
Absenkung der Kontaktstunden der einzelnen 
Lehrkräfte und durch die Verringerung der Zahl 
der Kinder, die in einer Klasse von einem/einer 
LehrerIn unterrichtet werden. Beide Elemente 
werden berücksichtigt, indem man die Zahl der 
Pflichtstunden in allen Schulformen und Klassen-
stufen auf höchstens 2510 reduziert.11 Zudem wird 
die Klassengröße an internationale Standards an-
gepasst, d. h. dass pro Klasse durchschnittlich nicht 
mehr als 18 SchülerInnen von einer Lehrkraft un-
terrichtet werden (vgl. Hackenspiel/Schmerr 2008, 
S. 19). Abschließend wird angenommen, dass für 
60 Prozent der SchülerInnen ein Ganztagsplatz in 
voll gebundener Form für alle fünf Wochentage 
(insgesamt 47 Unterrichtsstunden pro Woche) 
vorhanden sein soll.

Die Berechnung erfolgt auf Basis der Unter-
richtsstunden, die in jedem Bundesland im Schul-
jahr 2007/08 erteilt wurden (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2008). Sie entsprechen der Summe 
der vom pädagogischen Personal vor Schulklassen 
gehaltenen Unterrichtsstunden. Zunächst wird 
die Zahl der LehrerInnen berechnet, die notwen-
dig sind um bei reduzierter Pflichtstundenzahl die 
gleiche Summe an Unterrichtsstunden zu gewähr-
leisten. Abschließend werden die zusätzlichen

10  In den Schulformen, in denen bisher bereits weniger als 25 
Pflichtstunden geleistet werden, wird dieser Wert beibehal-
ten.

11  Die Förder- und Sonderschulen werden in dieser Berech-
nung nicht berücksichtigt, siehe hierzu den Abschnitt zur 
Inklusion.

2. Entschärfung der Notenproblematik: Noten 
erfüllen nicht die pädagogische Funktion einer 
differenzierten Leistungsrückmeldung. Sie ver-
einfachen komplexe Sachverhalte so stark, dass 
keine Rückschlüsse mehr auf die Leistungen 
eines/einer SchülerIn möglich sind. Zudem er-
gibt sich aus der dezentralen Bewertung durch 
die LehrerInnen eine mangelnde Vergleichbarkeit.

3. Mentalitätswandel: Lernen wird heute oft 
noch als Ergebnis von angeborener Anlage 
oder Begabung betrachtet. Tatsächlich erklärt 
die neue entwicklungspsychologische Lernthe-
orie Lernen als einen konstruktiven Prozess. 
Im Rahmen dieses Prozesses muss sich der 
oder die Lernende eigenständig mit dem Lern-
gegenstand aktiv auseinander setzten und ihn 
„konstruieren“.

Einige dieser Verbesserungen können ohne signifi-
kanten Aufwand umgesetzt werden (Abschaffung 
des mehrgliedriges Schulsystem, Entschärfung der 
Notenproblematik, objektivere Kriterien zur Lei-
stungsmessung sowie der Mentalitätswandel). Die 
verbleibenden Forderungen an das Schulsystem 
sollen, ergänzt um weitere Forderungen der GEW, 
daher folgendermaßen aufgegriffen werden:

1. Verbesserung der Rahmenbedingungen an 
Schulen (Verkleinerung der Schulklassen 
auf OECD-Durchschnitt, Verringerung der 
Pflichtstunden des pädagogischen Personals, 
Ausbau des Ganztagsschulangebots sowie Er-
weiterung der Plätze in der Sekundarstufe II),

2. Einsatz externer Fachleute (Schulpsycholo-
gInnen, Sozial- und SonderpädagogInnen) an 
Schulen (dabei wird auch die Forderung nach 
einer inklusiven Schule berücksichtigt) zur 
verbesserten Förderung von Kindern mit schu-
lischen und außerschulischen Schwierigkeiten,

3. Abschaffung der Beiträge der Eltern und Ein-
führung der Lernmittelfreiheit,

4. Personalpuffer für die Vertretung bei Krank-
heit, Fortbildung usw.,

5. Verbesserung der Ausstattung der Schulen (ins-
besondere Bibliotheken).
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Dieses Ergebnis berücksichtigt allerdings noch nicht 
den Umstand, dass sich die Zahl der SchülerInnen 
in der Grundschule und in der Sekundarstufe I in 
den kommenden Jahren bei sinkender Geburten-
rate verringern wird. Die Kultusministerkonferenz 
(KMK) der Länder schätzt, dass sich die Zahl der 
SchülerInnen in den Grundschulen von knapp 3,17 
Millionen im Jahr 2007 auf 2,8 Millionen im Jahr 
2015 reduzieren wird. Für den Sekundarbereich I 
wird mit einem Rückgang von ca. 4,7 Millionen 
(2007) auf 4,3 Millionen SchülerInnen (2015) ge-
rechnet.13 Das entspricht einem Rückgang von ca. 
760.000 SchülerInnen bis 2015. Bleibt die Zahl der 
Lehrkräfte konstant, werden sich die Unterrichtsbe-
dingungen weiter verbessern. (Vgl. Tabelle I.22.)

13 Der Vergleich zu 2015 wurde gewählt, da ein Ausbau des Schul-
systems nicht von heute auf morgen durchführbar ist. Eine Frist 
von vier bis fünf Jahre muss für den Umbau eingeplant werden.

Unterrichtsstunden ermittelt, die für eine Verklei-
nerung der Klassen und den Ausbau der Ganztags-
schulen notwendig sind, und durch 25 dividiert, 
um so die noch notwendigen Lehrpersonalstellen 
zu berechnen.

In Tabelle I.21 sind die Kosten der Verbes-
serung der Unterrichtsqualität für die einzelnen 
Bundesländer aufgeführt:12

12 Bei der Berechnung wurde berücksichtigt, dass jährlich ca. 
viereinhalb Prozent der SchülerInnen ein Schuljahr wiederholen. 
Diese werden bei der weiteren Berechnung nicht berücksichtigt, 
weil – wie im Folgenden dargestellt – eine flächendeckende in-
dividuelle Förderung den Bedürfnissen der SchülerInnen besser 
gerecht wird.

Tabelle I.21: 
Kosten der Verbesserung der 
Unterrichtsqualität

Bundesland
Kosten der Verbesserung 

der Unterrichtsqualität
Baden-Württemberg 2.068.410.000
Bayern 2.655.650.000
Berlin 384.360.000
Brandenburg 273.210.000
Bremen 111.150.000
Hamburg 281.360.000
Hessen 1.111.110.000
Mecklenburg-Vorpommern 154.270.000
Niedersachsen 1.665.350.000
Nordrhein-Westfalen 4.029.960.000
Rheinland-Pfalz 788.810.000
Saarland 182.070.000
Sachsen 317.200.000
Sachsen-Anhalt 184.190.000
Schleswig-Holstein 573.880.000
Thüringen 170.820.000
Gesamt 14.951.800.000
Quelle: eigene Berechnung nach Statistischem Bundesamt

Tabelle I.22: 
SchülerInnen 2006 bis 2020, 
Schulen insgesamt

Zahl jährliche Veränderung
 Jahr in 1.000 in 1.000 in Prozent
2006 12.186 -110 -0,9
2007 12.017 -149 -1,2
2008 11.828 -189 -1,6
2009 11.634 -193 -1,6
2010 11.439 -195 -1,7
2011 11.212 -227 -2,0
2012 11.039 -174 -1,5
2013 10.853 -186 -1,7
2014 10.744 -108 -1,0
2015 10.624 -120 -1,1
2016 10.494 -130 -1,2
2017 10.383 -111 -1,1
2018 10.269 -114 -1,1
2019 10.175 -94 -0,9
2020 10.090 -85 -0,8
Quelle: KMK 2007, S. 27
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Sekundarbereich I entsprechend erhöhen (vgl. 
KMK 2007, S. 65 u. 67).

Um eine StudienanfängerInnenquote von 
40 Prozent zu erreichen, hätten im Jahr 2005 ca. 
450.000 Jugendliche ein Studium aufnehmen 
müssen (vgl. Jaich 2008, S. 71). Da sich ca. 20 Pro-
zent der Hochschulzugangsberechtigten gegen ein 
Studium entscheiden, müssten ca. 540.000 Ju-
gendliche, also 50 Prozent des Jahrgangs 2005, 
eine Hochschulzugangberechtigung erwerben. In 
Tabelle I.23 sind die Zahl der SchülerInnen und 
der AbsolventInnen der Sekundarstufe II für das 
Jahr 2007 aufgeführt.

Dem steht jedoch ein Zuwachs in der Sekundar-
stufe II entgegen, der im Bestreben vieler junger 
Menschen eine Hochschulzugangsberechtigung 
zu erlangen, begründet liegt. Weiter ist davon 
auszugehen, dass mehr SchülerInnen die Jahr-
gangsstufe 10 abschließen werden, da das Kon-
zept der Gemeinschaftsschule eine gemeinsame 
Beschulung bis zum Ende des 10. Schuljahres 
vorsieht. Bei einer geschätzten Zahl von 242.000 
Jugendlichen, die die allgemeinbildenden Schu-
len ohne Schulabschluss oder nur mit Haupt-
schulabschluss im Schuljahr 2015 verlassen wer-
den, würde sich die Zahl der SchülerInnen im 

Tabelle I.23: 
SchülerInnen in der Sekundarstufe II und AbsolventInnen mit 
Hochschulzugangsberechtigung im Schuljahr 2007/08

SchülerInnen in der 
Sekundarstufe II

AbsolventInnen 
von Gymnasien und

 integrierten Gesamt-
schulen mit Hochschul-

zugangsberechtigung

AbsolventInnen von 
Fachgymnasien, 

Fachoberschulen und 
Berufsoberschulen 

mit Hochschul-
zugangsberechtigung

Anteil der Absolv. 
mit Hochschulzu-

gangsberechtigung 
von allen Absolv. 

an allgemein-
bildenden Schulen

Bundesland Anzahl Anzahl in % Anzahl in % in % 
Baden-Württemberg 153.570 30.475 68,7 13.873 31,3 34,7
Bayern 155.930 30.524 63,4 17.600 36,6 33,5
Berlin 53.825 12.828 77,6 3.703 22,4 47,1
Brandenburg 42.919 11.157 78,8 3.000 21,2 46,0
Bremen 11.413 2.417 74,5 826 25,5 40,7
Hamburg 27.354 6.372 81,6 1.439 18,4 47,6
Hessen 95.995 18.696 62,3 11.308 37,7 43,6
Mecklenburg-Vorpommern 21.881 6.493 80,8 1.546 19,2 39,5
Niedersachsen 118.737 23.403 65,3 12.416 34,7 39,0
Nordrhein-Westfalen 282.003 68.449 80,8 16.278 19,2 37,9
Rheinland-Pfalz 56.547 12.922 76,0 4.087 24,0 35,1
Saarland 18.891 3.016 52,6 2.721 47,4 49,4
Sachsen 43.432 13.848 69,6 6.052 30,4 44,8
Sachsen-Anhalt 22.689 15.750 86,4 2.484 13,6 51,0
Schleswig-Holstein 38.493 8.257 72,3 3.164 27,7 33,4
Thüringen 23.962 8.637 75,0 2.884 25,0 46,9
Gesamt 1.167.641 273.244 72,5 103.381 27,5 39,0
Quelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnung
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burtenrate (vgl. Jaich 2008, S. 24 f.) vermutet. Man 
darf also annehmen, dass sich ein Ausbau des 
Elementarbereichs auch in Form von steigenden 
SchülerInnenzahlen auf die allgemeinbildenden 
Schulen auswirken wird. Da dieser Effekt jedoch 
weder gemessen noch geschätzt werden kann, ist 
eine Berücksichtigung nicht möglich. Unter die-
sen Bedingungen ist die Empfehlung gerechtfer-
tigt, die Plätze an allgemeinbildenden Schulen 
von 2015 an konstant zu halten.

I.2.2.2 Flächendeckende Versorgung der 
Schulen mit SozialpädagogInnen, Schul-
psychologInnen und SonderpädagogInnen

In den vergangenen Jahren haben sich Schulen zu-
nehmend zu Lernfabriken entwickelt. Vor allem 
das Bildungsbürgertum setzt seine Kinder unter 
massiven Leistungsdruck, beispielsweise durch 
bilinguale Erziehung und privaten Unterricht zur 
frühen Förderung bestimmter Fähigkeiten, die in 
der späteren Arbeitswelt von Bedeutung sein wer-
den.16 Dieser Druck ist das Ergebnis einer gesell-
schaftlichen Entwicklung, die getrieben ist von 
der Angst des sozialen Abstiegs des Bildungsbür-
gertums. Denn das konservativ-statuserhaltende 
deutsche Bildungssystem bietet und bot den Kin-
dern aus bildungsfernen Schichten noch nie signi-
fikante Aufstiegsmöglichkeiten. Das Risiko gesell-
schaftlichen Abstiegs hat sich – z. B. durch Hartz 
IV, flexibilisierte Arbeitsverhältnisse und einen 
stark anwachsenden Niedriglohnsektor – dagegen 
massiv vergrößert.

SchülerInnen werden in diesem System nur 
noch in ihrer Unterrichtsrolle wahrgenommen, 
Schulen sind stärker mit der Selektion von Schü-
lerInnen beschäftigt als mit deren Integration 
(vgl. Valtin 2005, 247 f.). Hierdurch entsteht ein 

16 http://www.gew.de/Weiter_schneller_besser_hoeher_Wenn_
Eltern_schulische_Superleistungen_des_Kindes_erzwingen_das_
Be....html

Um die Zahl der Hochschulzugangsberechtigten 
im Jahr 2015 auf 540.000 zu steigern, müssten wei-
tere 163.000 Jugendliche zusätzlich die Sekundar-
stufe II erfolgreich abschließen.14 Wird weiterhin 
davon ausgegangen, dass durchschnittlich 15 Pro-
zent der Jugendlichen, die in die Sekundarstufe II 
eintreten, keinen Abschluss erwerben, so müssen 
2015 knapp 538.000 Jugendliche in der Sekundar-
stufe II neu beginnen.15 Werden die für das Jahr 
2015 vorhergesagten 242.000 SchülerInnen be-
rücksichtigt, die ohne Schulabschluss bzw. Haupt-
schulabschluss die Schulen verlassen werden, ent-
spricht dies dem Rückgang der SchülerInnenzahl 
bis 2015. Hieraus ergibt sich, dass trotz sinkender 
SchülerInnenzahlen ein massiver Ausbau des 
Schulsystems in der oben genannten Größenord-
nung von 14,95 Milliarden Euro notwendig ist.

Dasselbe gilt auch für die Jahre nach 2015, 
denn bis zum Jahr 2020 wird sich die Zahl der 
SchülerInnen (nicht nur im Primar- und Sekundar-
bereich I) lediglich um 535.000 auf 10,1 Millionen 
SchülerInnen vermindern (vgl. KMK 2007, S. 30). 
Im Primarbereich wird die Zahl der SchülerInnen 
nur um 37.000 SchülerInnen, auf dann 2,76 Milli-
onen sinken, was auf eine Stabilisierung der Schü-
lerInnenzahl hinausläuft (vgl. KMK 2007, S. 34). 
Abschließend sei darauf hingewiesen, dass die Pro-
gnosen der KMK auf einer Fortsetzung der aktu-
ellen Entwicklung beruhen, also einer konstanten 
Geburtsrate. Es wird aber ein proportionales Ver-
hältnis von vorhandenen Betreuungsangeboten – 
insbesondere im Elementarbereich – und der Ge-

14 Aufgrund der rückläufigen SchülerInnenzahl ergibt sich eine 
Quote von über 50 Prozent für die Hochschulzugangsberechtig-
ten sowie von über 40 Prozent für die StudienanfängerInnenquo-
te. Hier wird berücksichtigt, dass die Zahl der Studienberechtig-
ten in allen OECD-Ländern in den vergangenen Jahren deutlich 
angestiegen ist, sie liegt zum Teil bei deutlich über 50 Prozent 
eines Jahrgangs. Diese Entwicklung, die sich auch in Zukunft 
fortsetzen dürfte, soll hier berücksichtigt werden.

15 Das gilt, wenn davon ausgegangen wird, dass jeweils ein 
Drittel der Jugendlichen, die keinen Abschluss erwerben, beim 
Übergang von der 11. zur 12. bzw. von der 12. zur 13. Jahrgangs-
stufe sowie im Rahmen der Abschlussprüfung ausscheiden.
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6. Kooperation und Vernetzung mit dem Ge-
meinwesen.

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, müssen 
SozialpädagogInnen flächendeckend an Schulen 
präsent sein, und ausreichend Zeit haben, sich um 
die SchülerInnen zu kümmern. Würde an jeder 
Schule für 150 SchülerInnen ein/e SozialpädagogIn 
bereit gestellt,17 ergäben sich die in Tabelle I.24 
angeführten Kosten.18, 19

17 Siehe Beschluss des GEW-Hauptvorstands am 14./15. No-
vember 2003: Profil und Perspektiven der Schulsozialarbeit, S. 9.

18 Die Personalkosten für eine Sozialpädagogin/einen Sozial-päd-
agogen sollen, entsprechend der Forderung der GEW für Lehrkräfte, 
mit ca. 45.600 Euro (Entgeltgruppe 10) angenommen werden.

19 Berücksichtigt werden muss jedoch, dass in einigen Bundes-
ländern (z. B. Bremen und Berlin) bereits SozialpädagogInnen in 
Schulen eingesetzt werden. Da die entsprechenden Daten leider 
nicht erfasst werden, kann an dieser Stelle nur geschätzt werden, 
dass in allen Bundesländern zehn Prozent der notwendigen 
SozialarbeiterInnen bereits vorhanden sind.

individueller, sozialpädagogischer Förderbedarf 
in der Schule, der ein breites Bildungsverständnis 
präferiert und die gesamte Lebenslage der Kinder 
und Jugendlichen im Blick hat. Er umfasst sowohl 
formale als auch nonformale und informelle Bil-
dungsprozesse als auch die kognitive, emotionale, 
soziale und motorische Weiterentwicklung von 
Kindern und Jugendlichen (vgl. Speck 2011, S. 36).

Schulsozialarbeit hat zum Ziel (beispielswei-
se in Anlehnung an § 1 Sozialgesetzbuch (SGB) 
VIII/ Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG), dass 
sozialpädagogische Fachkräfte (ebd., S. 36 f.):

1. junge Menschen in ihrer individuellen, sozialen, 
schulischen und beruflichen Entwicklung fördern,

2. dazu beitragen, Bildungsbenachteiligungen zu 
vermeiden und abzubauen,

3. Erziehungsberechtigte und Lehrer/innen bei der 
Erziehung und dem erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutz beraten und unterstützen sowie

4.  zu einer schülerfreundlichen Umwelt beitragen.

Zum Erreichen dieser Ziele müssen sozialpädago-
gische Fachkräfte kontinuierlich tätig sein und mit 
den Lehrkräften auf einer verbindlich vereinbar-
ten und gleichberechtigten Basis zusammenarbei-
ten. Es geht hierbei konkret um die Umsetzung 
des Anspruchs der Kinder auf Förderung ihrer 
Persönlichkeit (vgl. § 1 SGB VII) in ihrer Schule. 
Um ihre schulische und außerschulische Lebens-
bewältigung zu unterstützen und ihre sozialen 
Kompetenzen zu fördern, sollten folgende sozial-
pädagogische Angebote bereitgestellt werden (vgl. 
Speck 2011, S. 37):

1. Beratung und Begleitung von einzelnen Schü-
ler/innen,

2. sozialpädagogische Gruppenarbeit,
3. Zusammenarbeit mit den und Beratung der 

Lehrer/innen und Erziehungsberechtigten,
4. offene Gesprächs-, Kontakt- und Freizeitan-

gebote,
5. Mitwirkung in Unterrichtsprojekten und in 

schulischen Gremien sowie

Tabelle I.24: 
Kosten der flächendeckenden Versorgung 
der Schulen mit SozialpädagogInnen

Bundesland
Anzahl der benötigten 

SozialpädagogInnen Laufende Kosten
Baden-Württemberg 7.178 327.320.000
Bayern 8.255 376.430.000
Berlin 1.864 85.000.000
Brandenburg 1.262 57.550.000
Bremen 387 18.100.000
Hamburg 986 44.960.000
Hessen 3.828 174.560.000
Mecklenburg-Vorpommern 799 35.520.000
Niedersachsen 5.481 249.930.000
Nordrhein-Westfalen 12.636 576.200.000
Rheinland-Pfalz 2.700 123.120.000
Saarland 609 27.770.000
Sachsen 1.756 80.070.000
Sachsen-Anhalt 1.043 47.560.000
Schleswig-Holstein 1.892 86.280.000
Thüringen 1.004 45.780.000
Gesamt 51.680 2.356.150.000
Quelle: eigene Berechnung
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Die Personalkosten für eine Schulpsychologin/
einen Schulpsychologen sollen, entsprechend 
der Forderung der GEW für Lehrkräfte, mit ca. 
58.800 Euro (Entgeltgruppe 13 – Beschäftigte
mit wissenschaftlichem Hochschulabschluss) an-
genommen werden. Für eine bedarfsgerechte schul-
psychologische Betreuung werden zudem Räum-
lichkeiten benötigt. Die Kosten dafür werden je-
doch nicht hier, sondern erst im Rahmen des Ka-
pitels II – zusammen mit dem Ausbau der Ganz-
tagsschulen – behandelt.

Die Zahl der zusätzlich notwendigen Schul-
psychologInnen ergibt sich aus der Zahl der Schü-
lerInnen in einem Bundesland dividiert durch 
5.000 (Mindeststandard). Davon werden die be-
reits vorhandenen SchulpsychologInnen abgezo-
gen, deren Zahl analog zum Mindeststandard be-
rechnet wird. Tabelle I.25 enthält die Ergebnisse 
für die einzelnen Bundesländer.

Die flächendeckende Versorgung der Schulen mit 
SozialpädagogInnen würde rund 2,36 Milliarden 
Euro kosten.

Auch die flächendeckende Versorgung mit 
SchulpsychologInnen ist in Deutschland nur in 
wenigen Bundesländern als annähernd ausreichend 
zu bezeichnen. Abbildung I.4 zeigt die schulpsy-
chologische Versorgung der SchülerInnen in den 
einzelnen Bundesländern im Verhältnis zu dem 
vom Bundesverband Deutscher Psychologinnen 
und Psychologen geforderten Mindeststandard 
(vgl. Bundesverband Deutscher Psychologinnen 
und Psychologen 2008, S. 12).
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Abbildung I.4: 
SchülerInnen pro SchulpsychologIn – Vergleich der Bundesländer 2008

* Nach Angaben des Landesverbandes Bayern, ohne kommunale Stellen in Nürnberg und München
Quelle: Bundesverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen
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Lernschwäche ohne zusätzliche Förderung und 
Betreuung in den regulären Schulbetrieb eingegli-
edert. Um die flächendeckende Eingliederung von 
Sonder- und FörderschülerInnen zu ermöglichen, 
muss daher ausreichend geschultes Fachpersonal 
vorhanden sein.

Um die Anzahl an entsprechendem pädago-
gischen Personal zu bestimmen, muss zunächst 
die Zahl der SchülerInnen geschätzt werden, 
die sonderpädagogische Betreuung benötigen. 
Klemm und Preuss-Lausitz (2008, S. 27 f.) schlagen 
in ihrem Gutachten eine Quote von 6,5 Prozent 
aller SchülerInnen als Maßzahl vor, wobei für je-
den/jede SchülerIn 3,7 Unterrichtsstunden indivi-
dueller Förderung vorgesehen sind.

Anhand dieser Zahlen können in einem zwei-
stufigen Verfahren die benötigten Personalkapazi-
täten geschätzt werden:
1. Im ersten Schritt werden die gesondert aufge-

führten Förder- und Sonderschulen der einzel-
nen Bundesländer (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2008) in reguläre Schulen umgewandelt, 
d. h. das Betreuungsverhältnis SchülerInnen 
zu LehrerInnen wird mit 18:1 geschätzt, 
die Pflichtstunden je Lehrkraft werden auf 
25 Pflichtstunden gesenkt und es wird für 
60 Prozent der SchülerInnen eine Ganztags-
betreuung angeboten. Grundlage der Berech-
nung sind die vom pädagogischen Personal im 
Schuljahr 2007/08 erbrachten Unterrichtsstun-
den (vgl. Statistisches Bundesamt 2008). 

2. Im zweiten Schritt wird die Zahl der Sozialpä-
dagogInnen, SchulhelferInnen etc. bestimmt, 
welche die 6,5 Prozent der SchülerInnen für 
durchschnittlich 3,7 Std. die Woche zusätzlich 
betreuen. Die Zahl der Stellen ergibt sich, in-
dem die Anzahl der betroffenen SchülerInnen 
pro Bundesland (6,5 Prozent) mit 3,7 Unter-
richtsstunden multipliziert (was dem Gesamt-
bedarf an betreuten Unterrichtsstunden ent-
spricht) und anschließend durch 6,5 dividiert 

Für eine flächendeckende Versorgung mit Schul-
psychologen wären rund 61 Millionen Euro not-
wendig.

Die Umsetzung des Konzepts der inklusiven 
Schule dürfte nicht mit Kosten verbunden sein, 
da sie lediglich eine Eingliederung von Schüle-
rInnen mit Behinderung, Lernschwäche usw. in 
den regulären Schulbetrieb vorsieht. Da diese 
Kinder bereits in den Sonder- und Förderschulen 
eine entsprechende Versorgung erhalten müssten, 
sollten die zusätzlichen Kosten eigentlich relativ 
gering sein. Die Realität entspricht dieser Annah-
me jedoch nicht. In vielen Bundesländern werden 
beispielsweise eine große Zahl an Kindern mit 

Tabelle I.25: Zahl und laufende Kosten der 
schulpsychologischen Versorung

Bundesland

Zahl der zusätzlich 
notwendigen Schul-
psychologInnen um 

den Mindeststandard 
zu erreichen

Laufende Kosten 
der flächen-

deckenden schul-
psychologischen 

Versorgung
Baden-Württemberg 177 10.400.000
Bayern 120 7.060.000
Berlin 12 710.000
Brandenburg 33 1.940.000
Bremen 5 290.000
Hamburg 3 180.000
Hessen 79 4.650.000
Mecklenburg-Vorpommern 14 820.000
Niedersachsen 155 9.110.000
Nordrhein-Westfalen 237 13.940.000
Rheinland-Pfalz 61 3.590.000
Saarland 10 590.000
Sachsen 38 2.230.000
Sachsen-Anhalt 17 1.000.000
Schleswig-Holstein 51 3.000.000
Thüringen 25 1.470.000
Gesamt 1.037 60.980.000
Quelle: eigene Berechnung
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I.2.2.3 Abschaffung der Beiträge der Eltern und 
Einführung der Lernmittelfreiheit

Die Beteiligung der Eltern an der Aufrechterhal-
tung des Schulbetriebes ist heute zur Normalität 
des Schulalltags geworden. Durch den Zwang 
zum Kauf von Schulbüchern und Unterrichts-
materialien, Nachhilfeunterricht, Vertretung von 
ausgefallenen Schulstunden (Unterrichtsgarantie 
Plus in Hessen) sowie die Unterstützung bei der 
Renovierung von Klassenräumen werden Kosten 
des Schulsystems auf die Eltern überwälzt.

Besonders beunruhigend ist, dass die staatli-
chen Angebote teilweise nicht mehr ausreichen, 
um einem Mindeststandard gerecht zu werden. 

wird.20 Hierbei muss berücksichtigt werden, 
dass in Förder- und Sonderschulen das Betreu-
ungsverhältnis besser ist als 18:1 (s. Schritt 1). 
Das dort überzählige pädagogische Personal 
muss bei der Berechnung der Stellen berück-
sichtigt werden.

Tabelle I.26 zeigt die zusätzlich benötigten Stel-
len und deren laufende Kosten.

Die Kosten der Personalkapazitäten für die För-
derung von SchülerInnen mit Behinderung, Lern-
schwäche usw. betragen ca. 3,6 Milliarden Euro.

20 Eine volle Stelle kann im Durchschnitt 6,5 SchülerInnen 
mit jeweils 3,7 Unterrichtsstunden betreuen. Für eine volle Stelle 
ergeben sich daraus 24,05 Unterrichtsstunden.

Tabelle I.26: 
Zahl der für die Inklusion benötigten zusätzlichen Stellen 
und deren laufende Kosten

Bundesland
Anzahl der 

zusätzlichen Stellen
Zusätzliche 

laufende Kosten
Baden-Württemberg 6.888 386.410.000
Bayern 12.179 671.570.000
Berlin 2.449 125.680.000
Brandenburg 1.282 69.290.000
Bremen 396 21.800.000
Hamburg 1.368 74.650.000
Hessen 4.407 244.390.000
Mecklenburg-Vorpommern 893 49.700.000
Niedersachsen 7.356 403.690.000
Nordrhein-Westfalen 16.542 909.000.000
Rheinland-Pfalz 4.096 230.090.000
Saarland 763 42.640.000
Sachsen 1.872 107.080.000
Sachsen-Anhalt 887 50.290.000
Schleswig-Holstein 2.770 152.510.000
Thüringen 1.052 59.360.000
Gesamt 65.200 3.598.150.000
Quelle: eigene Berechnung
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kaufen müssen. Eine Schätzung der Kosten der 
Lernmittelfreiheit ist nur schwer durchzuführen, 
weil sie über die reinen Kosten der Schulbücher 
hinausgeht, und selbst diese Kosten sind nicht 
eindeutig erfasst. Tabelle I.27 zeigt die Kosten der 
einzelnen Bundesländer pro SchülerIn, die für die 
Anschaffung bzw. das Ausleihen von im Schulun-
terricht verwendeten Schulbüchern anfallen.21

Für die Lernmittelfreiheit werden rund 191,5 Mil-
lionen Euro benötigt.

21 Vgl. http://www.schulbuchportal.de/CMS/file_view.
aspx?id=10072032

Nach Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes stiegen die absoluten durchschnittlichen 
Ausgaben je SchülerIn in Deutschland zwischen 
1995 und 2007 um lediglich 16,3 Prozent, von 
4.300 Euro auf 5.000 Euro (vgl. Statistisches Bun-
desamt 2010d, S. 46). Das entspricht nicht einmal 
dem Anstieg der Verbraucherpreise im gleichen Zeit-
raum (vgl. Statistisches Bundesamt 2010b, S. 217).

Durch diesen Rückzug des Staates werden 
Eltern zunehmend dazu gezwungen, alternative 
private Angebote für ihre Kinder in Anspruch zu 
nehmen. So berichtete das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung (DIW) schon im Oktober 
2004, dass jeder vierte Jugendliche bis zum Alter 
von 17 Jahren bereits einmal privat bezahlten Zu-
satzunterricht erhalten hatte (vgl. Schneider 2004). 
Diese Statistik legt nicht nur die abnehmende 
Qualität des öffentlichen Bildungssystems offen, 
sondern verstärkt die bereits jetzt vorhandene 
starke soziale Selektion im Bildungssystem. Denn 
solche Angebote sind auf Dauer sehr kostspielig, 
was den Bildungszugang gerade für Familien mit 
geringen Einkommen erschwert, so auch die Stu-
die des DIW. Gleiches kann beispielsweise für den 
Kauf von Lernmaterialien oder die Teilnahme an 
Klassenfahrten angenommen werden. Es wird ge-
schätzt, dass alleine für privaten Nachhilfeunter-
richt jährlich mehr als 0,75 Milliarden Euro ausge-
geben werden (vgl. Dohmen et al. 2008).

Um diese zunehmende soziale Selektion zu 
verringern, wurden bereits der Ausbau der Ganz-
tagsschulbetreuung, die Verbesserung der indi-
viduellen Förderung sowie die Betreuung der 
SchülerInnen durch PsychologInnen und Sozial-
pädagogInnen berücksichtigt. Würden diese Maß-
nahmen realisiert, entstünde ein starker Rückgang 
der auf die Eltern überwälzten Kosten.

Problematisch bleiben vor allem die Unter-
richtsmaterialien, die die Eltern für ihre Kinder 

Tabelle I.27: 
Kosten der Lernmittelfreiheit

Durchschnittliche private Ausgaben für 
Schulbücher (in Euro) pro Schuljahr

Bundesland Pro SchülerIn
Geschätzte 

Gesamtsumme
Baden-Württemberg 5 – 10 9.390.000
Bayern 10 – 20 21.610.000
Berlin max. 100 14.640.000
Brandenburg 12 – 29 4.520.000
Bremen 5 – 10 520.000
Hamburg 10 – 20 2.580.000
Hessen 10 – 25 11.690.000
Mecklenburg-Vorpommern bis 30 2.040.000
Niedersachsen 20 – 120 38.260.000
Nordrhein-Westfalen 12 – 26 41.900.000
Rheinland-Pfalz 30 – 150 21.200.000
Saarland 30 – 60 4.780.000
Sachsen 20 – 30 7.660.000
Sachsen-Anhalt 15 – 30 4.100.000
Schleswig-Holstein 0 0
Thüringen 25 – 50 6.570.000
Gesamt - 191.460.000
Quelle: eigene Berechnung
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Ein fünfprozentiger Puffer beim pädagogischen 
Personal würde ca. 2,23 Milliarden Euro kosten.

I.2.2.4 Personalpuffer für die Vertretung bei 
Krankheit, Fortbildung usw.

Berechnet man die durchschnittliche Zahl der 
Unterrichtsstunden, die eine vollzeitbeschäftigte 
Lehrkraft hält, so kommt man auf weniger als 
die vorgesehenen Pflichtstundenzahl (vgl. Stati-
stisches Bundesamt 2008). Die Gründe hierfür 
sind verschieden:

1. Krankheit,
2. betriebsbedingte Abwesenheit (z. B. Fortbil-

dung),
3. private Gründe (z. B. privater Trauerfall),
4. pädagogisches Personal, das nicht oder nur be-

dingt pädagogisch tätig ist (Schulleitung) usw.

Es muss also ein Personalpuffer geschaffen wer-
den, um einen Ausfall von Unterrichtsstunden 
zu vermeiden. Außerdem sollte dieses Personal 
pädagogisch geschult sein, sodass es in der ent-
sprechenden Unterrichtszeit den geplanten Unter-
richtsstoff vermitteln kann. Der Einfachheit halber 
wird angenommen, dass dieser Puffer knapp fünf 
Prozent der berechneten notwendigen Lehrkräfte 
enthält (bei Berücksichtigung von verkleinerten 
Klassen, Ganztagsschulausbau usw.).

Um die Zahl der hierfür notwendigen Vollzeit-
stellen zu berechnen, wird die im Abschnitt I.2.2.1 
berechnete Zahl der Lehrkräfte, ergänzt um die in 
Abschnitt I.2.2.2 berechnete Zahl der Sonderpä-
dagogInnen, als Grundgesamtheit angesetzt. Die 
Kosten für dieses zusätzliche Personal ergeben 
sich aus der Personalstruktur der einzelnen Bun-
desländer (Anzahl der Lehrkräfte an Grund- und 
Hauptschulen, Gymnasien, usw.) und deren Ein-
gruppierung (EG12/A12, EG 13/A13, EG 13SR, 
usw.). (Vgl. Tabelle I.28.)

Tabelle I.28: 
Kosten des fünfprozentigen Personalpuffers

Bundesland
Kosten des fünfprozentigen 

Personalpuffers
Baden-Württemberg 303.610.000
Bayern 363.070.000
Berlin 75.070.000
Brandenburg 52.810.000
Bremen 16.860.000
Hamburg 43.480.000
Hessen 167.040.000
Mecklenburg-Vorpommern 33.390.000
Niedersachsen 238.350.000
Nordrhein-Westfalen 541.330.000
Rheinland-Pfalz 121.300.000
Saarland 26.570.000
Sachsen 76.610.000
Sachsen-Anhalt 46.150.000
Schleswig-Holstein 81.950.000
Thüringen 43.750.000
Gesamt 2.231.340.000
Quelle: eigene Berechnung
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lose Schulmittagessen für alle SchülerInnen zu be-
rücksichtigen, die Ganztagsangebote besuchen. Bei 
jährlichen Kosten von 500 Euro pro SchülerIn22 
und einer GanztagsschülerInnenquote von 60 Pro-
zent ergeben sich Gesamtkosten von rund 2,58 Mil-
liarden Euro. Im Kompromiss um die Erhöhung 
der Hartz IV-Sätze wurden bereits Schulmittag-
essen für 500.000 SchülerInnen berücksichtigt, 
wodurch die zusätzlichen Kosten bei 2,33 Milliar-
den Euro liegen. (Vgl. Tabelle I.29.)

Für die Verbesserung der Ausstattung der Schulen 
und für das kostenlosen Schulmittagessen sind 
ca. 3,95 Milliarden Euro notwendig.

22  Vgl. http://www.spdfraktion.de/cnt/rs/rs_datei/0,,14246,00.pdf

I.2.2.5 Verbesserung der Ausstattung 
der Schulen

Neben einer kaum genügenden personellen Aus-
stattung sind auch die zur Verfügung stehenden 
Mittel für laufende Sachkosten (Bibliotheken, 
IuK-Technik usw.) unzureichend. Zudem wird 
mit der Erhöhung der Zahl der Lehrkräfte eine 
Anhebung der Sachkosten notwendig. Hier gibt 
es leider keine Schätzungen, weder für einzelne 
Bundesländer noch insgesamt. Daher wird mit 
einem pauschalen Aufschlag von 30 Prozent auf 
den derzeitigen laufenden Sachaufwand pro Schü-
lerIn (vgl. Statistisches Bundesamt 2010c, S. 8) ge-
rechnet.

Zusätzlich zum laufenden Sachaufwand ist ins-
besondere beim Ganztagsschulausbau das kosten-

Tabelle I.29: 
Kosten einer dreißigprozentigen Steigerung der laufenden 
Sachmittel und des kostenlosen Schulmittagessen

Bundesland

dreißigprozentige 
Steigerung der 

laufenden Sachmittel

Kosten des kostenlosen 
Schulmittagsessen 

in Ganztagsschulen
Baden-Württemberg 215.330.000 324.150.000
Bayern 247.650.000 372.810.000
Berlin 65.240.000 84.190.000
Brandenburg 31.560.000 57.000.000
Bremen 9.930.000 17.940.000
Hamburg 44.350.000 44.510.000
Hessen 114.830.000 172.870.000
Mecklenburg-Vorpommern 23.370.000 35.180.000
Niedersachsen 191.820.000 247.520.000
Nordrhein-Westfalen 442.270.000 570.670.000
Rheinland-Pfalz 67.490.000 121.920.000
Saarland 12.180.000 27.500.000
Sachsen 52.690.000 79.310.000
Sachsen-Anhalt 26.090.000 47.120.000
Schleswig-Holstein 47.310.000 85.460.000
Thüringen 30.130.000 45.360.000
Gesamt 1.622.240.000 2.333.510.000
Quelle: eigene Berechnung
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3. inklusive Schulen: 3,6 Milliarden Euro,
4. Abschaffung der Beiträge der Eltern: 191,5 Mil-

lionen Euro,
5. Personalpuffer für die Vertretung bei Krank-

heit, Fortbildung usw.: 2,23 Milliarden Euro,
6. Verbesserung der Ausstattung der Schulen und 

kostenloses Schulmittagessen für alle Schü-
lerInnen an Ganztagsschulen: 3,96 Milliarden 
Euro.

I.2.3  Zwischenfazit der Qualitätsverbes-
serung an den allgemeinbildenden 
Schulen

Für eine Qualitätsverbesserung an den allgemein-
bildenden Schulen fallen folgende Kosten anf:

1. zusätzliches Personal für den Ausbau von 
Ganztagsschulen und die Verkleinerung der 
Klassen: 14,95 Milliarden Euro,

2. Einsatz externer Fachkräfte (SchulpsychologInnen, 
Sozial- und SonderpädagogInnen): 2,42 Milli-
arden Euro,

Tabelle I.30a: 
Gesamtkosten für die Verbesserung der Bildungsqualität an allgemeinbildenden Schulen (Teil I)

Bundesland

Laufende Kosten der 
Verbesserung der 

Unterrichtsqualität

Laufende Kosten der 
flächendeckenden 

Versorgung mit 
SozialpädagogInnen

Laufende Kosten der 
flächendeckenden 

schulpsychologischen 
Versorgung

Laufende Kosten der 
Förderung behinderter 

und lernschwacher 
SchülerInnen

Baden-Württemberg 2.068.410.000 327.320.000 10.400.000 386.410.000
Bayern 2.655.650.000 376.430.000 7.060.000 671.570.000
Berlin 384.360.000 85.000.000 710.000 125.680.000
Brandenburg 273.210.000 57.550.000 1.940.000 69.290.000
Bremen 111.150.000 18.100.000 290.000 21.800.000
Hamburg 281.360.000 44.960.000 180.000 74.650.000
Hessen 1.111.110.000 174.560.000 4.650.000 244.390.000
Mecklenburg-Vorpommern 154.270.000 35.520.000 820.000 49.700.000
Niedersachsen 1.665.350.000 249.930.000 9.110.000 403.690.000
Nordrhein-Westfalen 4.029.960.000 576.200.000 13.940.000 909.000.000
Rheinland-Pfalz 788.810.000 123.120.000 3.590.000 230.090.000
Saarland 182.070.000 27.770.000 590.000 42.640.000
Sachsen 317.200.000 80.070.000 2.230.000 107.080.000
Sachsen-Anhalt 184.190.000 47.560.000 1.000.000 50.290.000
Schleswig-Holstein 573.880.000 86.280.000 3.000.000 152.510.000
Thüringen 170.820.000 45.780.000 1.470.000 59.360.000
Gesamt 14.951.800.000 2.356.150.000 60.980.000 3.598.150.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand vorheriger Tabellen
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Tabelle I.30b: 
Gesamtkosten für die Verbesserung der Bildungsqualität an allgemeinbildenden Schulen (Teil II)

Bundesland

Kosten des 
fünfprozentigen 
Personalpuffers

Kosten der 
Lernmittel-

freiheit

dreißigprozentige 
Steigerung 

der laufenden 
Sachmittel

Kosten des ko-
stenlosen Schul-
mittagsessen in 

Ganztagsschulen Gesamtkosten
Baden-Württemberg 303.610.000 9.390.000 215.330.000 324.150.000 3.645.020.000
Bayern 363.070.000 21.610.000 247.650.000 372.810.000 4.715.850.000
Berlin 75.070.000 14.640.000 65.240.000 84.190.000 834.890.000
Brandenburg 52.810.000 4.520.000 31.560.000 57.000.000 547.880.000
Bremen 16.860.000 520.000 9.930.000 17.940.000 196.590.000
Hamburg 43.480.000 2.580.000 44.350.000 44.510.000 536.070.000
Hessen 167.040.000 11.690.000 114.830.000 172.870.000 2.001.140.000
Mecklenburg-Vorpommern 33.390.000 2.040.000 23.370.000 35.180.000 334.290.000
Niedersachsen 238.350.000 38.260.000 191.820.000 247.520.000 3.044.030.000
Nordrhein-Westfalen 541.330.000 41.900.000 442.270.000 570.670.000 7.125.270.000
Rheinland-Pfalz 121.300.000 21.200.000 67.490.000 121.920.000 1.477.520.000
Saarland 26.570.000 4.780.000 12.180.000 27.500.000 324.100.000
Sachsen 76.610.000 7.660.000 52.690.000 79.310.000 722.850.000
Sachsen-Anhalt 46.150.000 4.100.000 26.090.000 47.120.000 406.500.000
Schleswig-Holstein 81.950.000 0 47.310.000 85.460.000 1.030.390.000
Thüringen 43.750.000 6.570.000 30.130.000 45.360.000 403.240.000
Gesamt 2.231.340.000 191.460.000 1.622.240.000 2.333.510.000 27.345.630.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand vorheriger Tabellen
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2. Das duale Studium ist analog zur dualen 
Ausbildung für die Vermittlung der theore-

tischen Kenntnisse einer Hochschule (Berufsaka-
demie, Fachhochschule usw.) zuständig. Mit rund 
51.000 TeilnehmerInnen in 776 Studiengängen ist 
das duale Studium ein Randbereich in der deut-
schen Berufsausbildung. Trotzdem ist es mit mehr 
als 28.000 beteiligten Unternehmen im Jahr 2010 
und einem Anstieg der Studierendenzahl um 4,0 
Prozent von 2009 auf 2010 ein zunehmend wich-
tiger werdender Bereich der beruflichen Ausbil-
dung (vgl. BIBB 2011 , S. 226).

Ob diese Dynamik anhalten wird, ist jedoch 
noch offen, denn mit der zunehmenden Ver-
schulung der Bachelor-Studiengänge und deren 
propädeutisch-berufsbezogenen Inhalten transfor-
mieren sich große Teile der Hochschulausbildung 
faktisch in berufsbildende Schulen (vgl. Jaich 
2008, S. 55).

3. Als drittes sind die beruflichen Vollzeit-
schulen (Berufsfachschulen) zu nennen, an 

denen ein beruflicher Abschluss, auch als „Schul-
beruf nach Landesrecht“ bezeichnet, erworben 
werden kann. Hierbei handelt es sich in der Regel 
um naturwissenschaftlich-technische Assistenzbe-
rufe sowie Berufe im Bereich Gesundheits- und 
Sozialdienste (vgl. BIBB 2011, S. 209).

Insgesamt waren im Schuljahr 2009/2010 rund 
256.000 BerufsfachschülerInnen eingeschrieben, 
die einen beruflichen Abschluss zum Ziel hat-
ten. Von diesen strebten 226.000 einen beruf-
lichen Abschluss außerhalb und 30.000 einen 
beruflichen Abschluss innerhalb des BBiG und 
HwO an. Die Zahl der SchülerInnen in beiden 

I.3 Berufliche Bildung

I.3.1 Grundlagen

Die berufliche (Erst-)Ausbildung in Deutschland 
gliedert sich in drei Säulen (vgl. Jaich 2008, 55):

1. Der nach wie vor bedeutsamste Bereich 
ist das System der „Dualen Ausbildung“. 

Im Rahmen eines zwei- bis dreijährigen Ausbil-
dungsvertrags werden Jugendliche nach ihrem 
Schulabschluss in einem Ausbildungsbetrieb an-
gestellt, um sie zu einem nach Berufsbildungs-
gesetz (BBiG) bzw. Handwerksordnung (HwO) 
anerkannten Beruf auszubilden. Die Ausbildung 
gliedert sich in einen praktischen Teil, „trainig on 
the job“ sowie in einen theoretischen Teil, der 
in Berufsschulen bzw. überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten erfolgt.

Im Zeitraum vom 1. Oktober 2008 bis zum 30. 
September 2009 wurden nach Angaben der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) (vgl. BIBB 2011, S. 47) 
insgesamt 475.000 Ausbildungsstellen gemeldet, 
1,7 Prozent mehr als im Vorjahr. Auf diese ge-
meldeten Stellen bewarben sich knapp. 552.000 
BewerberInnen. Die rechnerische Lehrstellenlü-
cke betrug für das Jahr 2009/2010 rund 68.000. 
Im Vergleich zu den Vorjahren ist das ein geringer 
Wert. Die Statistik der BA berücksichtigt jedoch 
nur die so genannten „ausbildungsreifen“ Bewer-
berInnen (ebd., S. 48). Hinzu kommt, dass nicht 
alle Ausbildungsplätze und BewerberInnen bei 
der BA gemeldet sind, und dass eine hundertpro-
zentige Abdeckung nicht ausreicht (vgl. Fütterer et 
al. 2008, S. 21). (Vgl. Tabelle I.31.)

Tabelle I.31: 
Differenz BewerberInnen – gemeldete Ausbildungsstellen

Jahr 2009/2010 2008/2009 2007/2008 2006/2007 2005/2006 2004/2005
Gemeldete Ausbildungsstellen 484.000 475.000 512.000 510.000 459.000 472.000
Gemeldete BewerberInnen 552.000 533.000 620.000 734.000 763.000 741.000
Rechnerische Lehrstellenlücke 68.000 58.000 108.000 224.000 304.000 369.000
Quelle: Statistik der BA, eigene Berechnung
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ein- bis zweijährigen Bildungsgangs auf die Anforde-
rungen einer beruflichen Ausbildung vorbereitet wer-
den (ebd., S. 203).

Wie dramatisch das Problem der fehlenden 
Ausbildungsstellen ist, zeigt die vom BIBB (ebd., 
S. 52) herausgegebene Statistik über den Ver-
bleib der 552.000 BewerberInnen im Zeitraum 
2009/2010 Von diesen begannen lediglich 283.600 
eine berufliche Ausbildung (davon über 51.000 öf-
fentlich gefördert), d. h. lediglich 51,4 Prozent der 
Jugendlichen, die im Zeitraum 2009/2010 als Be-
werberInnen gemeldet waren, begannen tatsäch-

Kategorien ist gegenüber dem Vorjahr leicht ge-
sunken (ebd., S. 205 ff.). Dazu kommen den Be-
rufsfachschulen gleichgestellte Schulformen, z. B. 
Schulen des Gesundheitswesens sowie für Sozi-
al- und Gesundheitsdienstberufe, die es jedoch 
nicht in allen Bundesländern gibt (ebd., S. 213). 
In Schulen des Gesundheitswesens befanden sich 
im Jahr 2009/2010 weitere 128.000 SchülerInnen 
(+ 3,2 Prozent zum Vorjahr) in einer beruflichen 
Ausbildung. Die Schulen für Sozial- und Gesund-
heitsdienstberufe hatten im gleichen Zeitraum 
eine nahezu konstante SchülerInnenzahl von 
98.931 (ebd., S. 213).23

Neben diesen Formen der be-
ruflichen Ausbildung hat sich ein 
großer Bereich gebildet, in dem 
Jugendliche, die eine Lehrstel-
le suchen, zum Nachholen von 
Schulabschlüssen oder zur Über-
brückung bzw. „Verwahrung“ in 
unterschiedlichen Einrichtungen 
oder Maßnahmen „unterge-
bracht“ werden. An den Berufs-
fachschulen absolvierten beispiels-
weise im Schuljahr 2009/2010 
insgesamt 34.300 (– 22,6 Prozent 
zum Vorjahr) SchülerInnen ein 
Berufsgrundbildungsjahr. Sie er-
halten währenddessen eine berufs-
bezogene Grundbildung die – in 
Vollzeitunterricht – auf die Aus-
bildungszeit im dualen System 
angerechnet werden kann und so 
die Ausbildungszeit verkürzt (ebd., 
S. 204). Im Berufsvorbereitungsjahr 
(BVJ) waren ca. 54.700 Jugendliche 
„untergebracht“ (– 1,1 Prozent 
zum Vorjahr), die innerhalb eines 

23 In der Regel erfolgt die Aufnahme auf 
eine Schule des Gesundheitswesens erst 
nach Vollendung des 18. Lebensjahres, 
daher wird bei nahezu allen angebotenen 
Berufen bereits eine einschlägige Berufs-
ausbildung oder ein erfolgreicher Besuch 
einer auf die Ausbildung vorbereitenden 
schulischen Einrichtung vorausgesetzt 
(vgl. BIBB 2011, S. 213).

Tabelle I.32: 
AnfängerInnen in den Sektoren und Konten der integrierten Ausbildungsbe-
richterstattung (iABE) sowie ausgewählte Referenzgrößen im Jahr 2009

Sektor Berufsaubildung 723.941
Berufsausbildung im dualen System nach BBiG inkl. vergleichbarer Berufsausbildung 509.832
Vollqualifizierende Berufsabschlüsse an Berufsfachschulen nach BBiG/HwO 6.561
Berufsfachschulen vollqualifizierend außerhalb BBiG/HwO 22.767

Bildungsgänge an Berufsfachschulen und Fachgymnasien, die einen Berufsabschluss 
und eine Hochschulzugangsberechtigung vermitteln 25.623

Landes- und bundesrechtlich geregelte Ausbildung in Berufen des Gesundheits-, 
Erziehungs- und Sozialwesen 152.716

Berufsausbildung in einem öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis 
(Beamtenausbildung mittlerer Dienst) 6.442
Sektor Integration in Ausbildung 346.780

Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die einen allgemeinbildenden Abschluss der 
Sekundarstufe I vermitteln 59.812

Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbildung vermitteln, 
die angerechnet werden kann 49.140
Berufsgrundbildungsjahr (Vollzeit/schulisch) 32.352

Bildungsgänge an Berufsfachschulen, die eine berufliche Grundbildung vermitteln, 
ohne Anrechnung 31.928
Berufsvorbereitungsjahr inkl. einjähriger Berufseinstiegsklassen 41.903

Bildungsgänge an Berufsschulen für erwerbstätige/erwerbslose Schüler ohne 
Ausbildungsvertrag 20.487

Bildungsgänge an Berufsschulen für Schüler ohne Ausbildungsvertrag, 
die allgemeine Abschlüsse der Sekundarstufe I anstreben 8.773
Pflichtpraktika vor der ErzieherInnenausbildung an beruflichen Schulen 3.724
Berufsvorbereitende Bildungsgänge der BA 77.949
Einstiegsqualifizierung (BA) 20.712

Quelle:  Sonderauswertung der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, der BA, der Genesis-Online-
Datenbank, BIBB-Erhebung 2009 (vgl. BIBB 2011, S. 238)
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che, der keine Hochschulzugangsberechtigung an-
strebt und auch kein Studium und keine Erwerbs-
tätigkeit aufgenommen hat, im Übergangssystem 
(vgl. OECD 2010b, S. 17) landet. 

Dieses Übergangssystem ist jedoch nicht nur 
ein großes Problem für die dort untergebrachten 
Jugendlichen, es verursacht zudem auch hohe Ko-
sten. Die Ressourcen, die für das Übergangssystem 
aufgewendet werden, setzen sich unter anderem 
aus den in Tabelle I.33 dargestellten Elementen 
zusammen (vgl. BIBB 2011, S. 257 f.).

Insgesamt gibt es rund 193 Förderprogramme 
von Bund und Ländern (vgl. OECD 2010b, S. 16).25 
Die Kosten des Übergangssystems werden von 
der Bertelsmann Stiftung im Jahr 2006 auf knapp 
5,6 Milliarden Euro geschätzt (vgl. Bertelsmann 
Stiftung 2008). Dies entspricht den Nettoausga-
ben für das Jahr 2007, die von allen Unternehmen 

25 Für eine Übersicht siehe http://datenreport.bibb.de/
Tabellle_D1-1_Internet_Zusammenfassende_Darstellung.pdf

lich eine berufliche Ausbildung. Von 108.000 (ca. 
19,5 Prozent) BewerberInnen dieses Jahrgangs ist 
der Verbleib nicht bekannt, 87.000 gingen zurück 
an die Schule, nahmen ein Studium auf oder be-
gannen ein Praktikum, 35.600 wurden in Förder-
maßnahmen betreut.

Nach Angaben des BBIB, das sich auf die in-
tegrierte Ausbildungsberichterstattung bezieht, 
die die Bildungsbeteiligung und die Bildungswege 
junger Menschen nach dem Verlassen der allge-
meinbildenden Schulen anzeigen, haben rund 
724.000 Jugendliche eine vollqualifizierende Be-
rufsausbildung begonnen.24 Gleichzeitig wurden 
aber auch fast 350.000 Jugendliche in Integrations-
maßnahmen aufgenommen – also Maßnahmen, 
die keine vollqualifizierende Berufsausbildung 
zum Ziel haben. D. h., dass jeder dritte Jugendli-

24 Die Zahlen weichen von den Angaben der BA ab, da vom 
BBIB eine andere Methode zur Erhebung der Zahl der Ausbildungs-
plätze im dualen System verwendet wird. Es werden auch die 
Ausbildungsstellen erfasst, die nicht bei der BA gemeldet werden.

Tabelle I.33: 
Übersicht über einen ausgewählten Teil der Förderprogramme des Übergangssystem

Maßnahme Träger
Aufwendung 

2010

Schüler-BAföG für berufliche Vollzeitschüler (in Berufsfachschulen, Berufsaufbauschulen 
und in Fachoberschulklassen die keine abgeschlossene Berufsausbildung voraussetzen) BMBF 387.000.0001

Innovationen und Strukturentwicklung der beruflichen Bildung BMBF 88.000.0002

BIBB (Betrieb und Investitionen) BMBF 29.000.0002

Maßnahmen zur Verbesserung der Berufsorientierung BMBF 10.000.000
Passgenaue Vermittlung Auszubilder an ausbildungswillige Unternehmen BMWI 1.000.000
Maßnahmen der vertiefenden Berufsorientierung BMAS 2.000.0001

Einstiegsqualifizierung BMAS 16.000.0001

Berufsfachschulen Länder 2.267.000.0002

Berufsgrundbildungsjahr und Berufsvorbereitungsjahr Länder 391.000.000
Lehrgangskosten für berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen BA 326.000.000
Einstiegsqualifizierung BA 55.000.000
Maßnahmen zur vertieften Berufsorientierung BA 66.000.000
Berufseinstiegsbegleitung für Jugendliche BA 55.000.000
Summe 4.080.000.0002

1 Werte für 2009.

2  Aus diesem Programm werden sowohl Maßnahmen des dualen Systems als auch des Übergangssystems unterstützt.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Statistisches Bundesamt, BA
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Industrie ist eine Kenntnis der Endprodukte 
und der Werkstoffe bzw. deren Bewältigung 
nicht mehr notwendig. Die Tätigkeiten werden 
zunehmend standardisiert, wodurch die Aus-
bildung nur noch als Nachweis für die Fähig-
keit dient, diese Aufgaben gewohnheitsmäßig 
und routiniert ausführen zu können. Die Stan-
dardisierung und Autonomie der Produktions-
prozesse führt zu einem zunehmenden Anteil 
an maschinen- und anlagenorientierten Aufga-
ben, die Objekt- bzw. Produktorientierung tritt 
in den Hintergrund.

Trotz dieser Ausführungen muss die enorme Be-
deutung der dualen Ausbildung auch weiterhin 
bei einer Reform der beruflichen Bildung berück-
sichtigt werden. Ihr kommen, wie oben bereits 
angedeutet, volkswirtschaftlich wichtige Gliede-
rungs-, Schichtungs- und Strukturfunktionen zu:

„1. Berufen kommt eine wichtige Informations-
funktion für die Tauschprozesse auf dem Ar-
beitsmarkt zu. Durch Berufsbenennungen und 
festgelegte Ausbildungsinhalte werden Ange-
bot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt mit 
relativ geringen Transaktionskosten zusam-
mengeführt. Nachfrager auf dem Arbeitsmarkt 
(Unternehmen) können sich zu geringen Ko-
sten über die vorhandenen Qualifikationen der 
Beschäftigten informieren, Anbieter (Arbeit-
nehmer) über die Anforderungen, die an eine 
ausgeschriebene Stelle gestellt werden. 

2. Durch das Berufsprinzip werden Freiheits-
rechte verbürgt, es ist Grundlage für die Koali-
tionsfreiheit (Art. 9 GG), der Entscheidung für 
oder gegen Arbeitsplätze (Art. 12 GG) und Ba-
sis für den Erwerb von Eigentum (Art. 14 GG).“ 
(Jaich 2008, S. 60 ff.)

Um die Mängel des Systems der beruflichen Bil-
dung zu beseitigen sind daher zwei Schwerpunkte 
zu setzen:

1. Es muss einen grundgesetzlich geschützten An-
spruch auf einen Ausbildungsplatz geben (vgl. 
Fütterer et al. 2008, S. 46). Im Zweifel muss der 
Staat für die dafür notwendige Zahl an Aus-

in Deutschland für die Ausbildung im dualen Sy-
stem aufgewandt werden (vgl. BIBB 2011, S. 259). 
Durchschnittlich wendeten Unternehmen – nach 
Angaben des BIBB – im Jahr 2007  3.596 Euro pro 
Auszubildenden auf (ebd., S. 260).

Doch auch das System der dualen Ausbildung 
ist durch eine starke Fehlallokation von Mitteln 
gekennzeichnet. Die Zahl der Auszubildenden 
die nach Abschluss einer dualen Ausbildung in 
ihrem Ausbildungsberuf bzw. der entsprechenden 
Berufsordnung verbleiben, beträgt lediglich 33,8 
Prozent für die 20 häufigsten Ausbildungsberufe, 
die knapp ein Drittel aller Auszubildenden auf 
sich vereinigen (ebd., S. 277 ff.). Die vorliegenden 
Daten zeigen zudem, dass in einigen dieser Berufe 
das hierfür ausgebildete Personal nur einen Bruch-
teil der Beschäftigten stellt (ebd., S. 277 ff.). An-
statt die in der Ausbildung erlernten spezifischen 
Fähigkeiten und Kenntnisse anzuwenden, wan-
dern sie in andere Berufe ab.

Als Gründe für diese Entwicklung führt Hae-
nisch (vgl. Haenisch 2008) zwei wenig beachtete 
Tatsachen an:

1. Der von ihm als „Lehrlingszüchterei“ bezeich-
nete Zustand in den über Bedarf ausbildenden 
Berufen ist der Tatsache geschuldet, dass die 
Auszubildenden dort als günstige Arbeitskräfte 
eingesetzt werden. Es handelt sich um Berufe, 
die sich durch einen hohen Anteil an Arbeiten 
auszeichnen, die nur einer geringen Qualifika-
tion bedürfen. Gleichzeitig entsteht bei auftre-
tenden Fehlern nur ein geringer Schaden. Als 
Beispiel werden die Tätigkeit der Auszubilden-
den in einer Fahrradwerkstatt angeführt. Mit 
dem Ersatz von Fachkräften durch Auszubil-
dende entsteht den ausbildenden Unterneh-
men ein zusätzlicher Profit. So ermittelte die 
IG Metall, dass im KFZ-Handwerk die Ausbil-
dungsquote bei rund 25 Prozent lag.

2. Die Ausbildung dient nicht dem Erlernen be-
stimmter Fachkenntnisse und Fähigkeiten, die 
für die Arbeit in einem bestimmten Beruf not-
wendig sind, sondern dient vor allem der Ver-
mittlung eines Habitus. Für die Tätigkeit in der 
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I.3.2  Kosten einer Reform der beruflichen 
Bildung

I.3.2.1 Berufsausbildungsfonds und Ausbau 
des schulischen Berufsbildungssystems

Aufgrund der obigen Darstellung ergeben sich 
zwei Handlungsdimensionen für eine Reform der 
beruflichen Bildung (vgl. Jaich 2008, S. 59 ff.):

1. Bereitstellung der Ausbildungsplätze: Wür-
de ein Recht auf Ausbildung im Grundgesetz 
verankert, müsste der Staat zusätzliche Ausbil-
dungsplätze schaffen. Dafür könnte er selber 
sorgen, und zwar durch zusätzliche öffentlich 
finanzierte außerbetriebliche bzw. vollzeit-
schulische Ausbildungsplätze. Oder er könnte 
die Unternehmen per Gesetz bzw. durch Sub-
ventionierung dazu anhalten, die notwendigen 
Ausbildungsplätze zu schaffen. Es ist jedoch 
fraglich, ob eine weitere Subventionierung 
der Unternehmen als akzeptable Lösung an-
gesehen werden kann. Die bereits vorhandene 
Fehlallokation von Ressourcen – durch den 
verstärkten Einsatz von Auszubildenden an-
stelle von Fachkräften zur Reduzierung von 
Lohnkosten – würde über eine marktliche Lö-
sung nur verstärkt und würde vermutlich auch 
nicht die Ausbildungsplätze hervorbringen, 
die von Jugendlichen nachgefragt würden.

2. Träger der Ausbildungskosten: Das bisherige 
Ausbildungssystem basiert auf der Individu-
alisierung der Kosten der dualen Ausbildung 
in den einzelnen Betrieben. Aus mikroökono-
mischer Sicht ist dies die effizienteste Lösung, 
wenn man davon ausgeht, dass jeder Betrieb 
nur nach eigenem Bedarf ausbildet und sich so 
die Erträge dieser Investition wieder aneignen 
kann.

 Alternativ besteht die Möglichkeit, die Kosten 
der Ausbildung der Jugendlichen zu kollekti-
vieren, und zwar durch eine kollektive Fonds-
finanzierung, wie sie bereits 1974 von der 

bildungsstellen, beispielsweise in überbetrieb-
lichen Lehrwerkstätten, sorgen. Zudem muss 
parallel eine Begrenzung für die Lehrlings-
quote in den einzelnen Betrieben eingeführt 
werden, um Lohndumping zu verhindern (vgl. 
Haenisch 2008). Außerdem sind Auszubilden-
de mindestens mit dem Existenzminimum zu 
entlohnen.

2. Es muss sichergestellt werden, dass die Qualität 
der beruflichen Ausbildung nicht weiter abge-
baut wird, beispielsweise durch die Absenkung 
der Anforderungen an AusbilderInnen (vgl. 
Haenisch 2008) oder die Verringerung des The-
orieanteils während der Ausbildung (vgl. Jaich 
2008, S. 61). Nacht- und Schichtarbeit, Über-
stunden und Arbeit an Samstagen, Sonn- und 
Feiertagen sind in der Ausbildung verboten. 
Die tägliche betriebliche Arbeitszeit darf acht 
Stunden nicht überschreiten. Außerdem sind 
allgemeinbildende Lerninhalte stärker in den 
Theorieelementen der dualen Ausbildung zu 
berücksichtigen. Diese Kenntnisse und Fähig-
keiten sind notwendig, um allen Jugendlichen 
eine solide Allgemeinbildung zu ermöglichen 
und tragen zu einer geringeren Abbruchquote 
bei (vgl. OECD 2010b, S. 33 ff.).

Im Folgenden werden die Möglichkeiten zur Fi-
nanzierung dieser Maßnahmen ausgeführt.
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2. Finanziert werden sollen aus den Fonds alle 
Kosten der Berufsausbildung.

3. Regelungen über die Verwaltung der Fonds, 
hierbei muss sichergestellt werden, dass diese 
paritätisch aus Arbeitnehmer- und Arbeitge-
bervertretern zusammengesetzt werden. 

4. Weitere Aufgaben, die neben der Mittelverwal-
tung von den Fondsverwaltungen ausgeführt 
werden sollten, z. B. Bildungsberatung und 
Qualitätssicherung oder die Förderung der 
Ausbildungsbereitschaft in kleinen und mittle-
ren Unternehmen.” (Jaich 2008, S. 61 f.)

Aus der Fondsfinanzierung entstehen der öffent-
lichen Hand nur dadurch signifikante Kosten, 
dass sie sich in ihrer Funktion als Arbeitgeber an 
den Fonds zu beteiligen hat. Diese Kosten würden 
vor allem die Bundesländer treffen, denn ihr Per-
sonalbestand ist deutlich höher als der von Bund 
und Gemeinden (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010 f, S. 18). Zudem ist die Ausbildungsquote 
im öffentlichen Dienst in den Bundesländern auf 
einem sehr geringen Niveau (seit 2001 unter drei 
Prozent) (vgl. BIBB 2011, S. 125).

Um allen Jugendlichen einen Ausbildungs-
platz zu garantieren, wäre eine Ausbildungsquote 
von ca. sieben Prozent notwendig.26 Eine Kosten-
schätzung ist jedoch aufgrund fehlender Daten 
nicht möglich. Hier besteht weiterer Forschungs-
bedarf in den kommenden Jahren.

Würde anstelle einer Ausbildungsabgabe das 
schulische Berufsbildungssystem ausgebaut, also 
die Kosten der fehlenden Ausbildungsplätze von 
der öffentlichen Hand übernommen, müssten 
rund 145.600 zusätzliche Plätze geschaffen werden 

26 Berücksichtigt werden muss jedoch, dass die dargestellte 
Ausbildungsquote von Gemeinden und Bundesländern unter-
schätzt, da viele Unternehmen (insbesondere Krankenhäuser), 
an denen diese mehrheitlich beteiligt sind bzw. die diesen voll-
ständig gehören, nicht berücksichtigt sind. Zudem werden die 
Ausbildungsplatzquoten auf Basis der Personalstatistik vom 
30. Juni erhoben (außer beim Bund), sodass auch hier die Aus-
bildungsleistung unvollständig wiedergegeben wird (vgl. BIBB 
2011, S. 125 f.).

Edding-Kommission (vgl. Edding et al. 1974) 
zur Reform der Finanzierung der dualen Be-
rufsbildung empfohlen wurde. Im Baugewerbe 
wird dieses Modell bereits seit Jahrzehnten mit 
Erfolg praktiziert. Das Prinzip einer Umlagefi-
nanzierung erweist sich deshalb als besonders 
erfolgreich, weil es zum einen für Unterneh-
men die Kosten eines Ausbildungsplatzes auf 
Null reduziert, zum anderen können über die 
Abgaben der Unternehmen und der öffent-
lichen Hand an den Fonds die Ausbildungs-
plätze geschaffen werden, die von den Auszu-
bildenden nachgefragt werden.

Die Fondsfinanzierung kann aufgrund der derzei-
tigen Situation im System der beruflichen Ausbil-
dung als überlegen angesehen werden. Man kann 
hier auch das für die berufliche Weiterbildung 
entwickelte Konzept der Berufsbildungsfonds he-
ranziehen (vgl. Initiative Bundesregelungen für 
die Weiterbildung 2007). Es sieht für jede Bran-
che spezifische Fonds vor, die den Bedürfnissen 
dieser Branche Rechnung tragen und von den Ta-
rifparteien vereinbart und verwaltet werden. Alle 
Betriebe einer Branche müssen in den entspre-
chenden Fonds einzahlen, der die Kosten der Aus-
bildungsmaßnahmen refinanziert. Um Probleme 
aufgrund von fehlenden tariflichen Einigungen 
zu umgehen, muss eine gesetzliche Auffanglösung 
geschaffen werden, die in solchen Fällen immer 
anzuwenden ist. Sie muss folgende Elemente ent-
halten:

„1. Festlegung eines Mindestprozentsatzes, der 
von den Betrieben in die Fonds eingezahlt 
werden muss. Ob als Bemessungsgrundlage der 
Umsatz, der Gewinn, die Beschäftigtenzahl, 
die Wertschöpfung oder die Lohnsumme eines 
Betriebes gewählt wird, ist noch zu klären. Ent-
scheidend ist, eine Bemessungsgrundlage her-
anzuziehen, die relativ leicht zu ermitteln ist, 
um Verwaltungskosten zu senken. 
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ca. 5.520 Euro.27 Für alle Bundesländer belaufen
sich die Kosten der zusätzlichen schulischen Aus-
bildungsplätze demnach auf rund 800,4 Millionen 
Euro. Die Verteilung der Kosten auf die einzelnen 
Bundesländer erfolgt anhand ihres Anteils am fi-
nanziellen Aufwand für das BAföG, der nicht an 
Studierende ausgezahlt wird.28 (Vgl. Tabelle I.34.)

27 Die Zahl der SchülerInnen die 2009/2010 eine Berufsfach-
schule besuchen, und nicht ein Berufsvorbereitungsjahr oder 
ein schulisches Berufsgrundbildungsjahr absolvierten, lag bei 
ca. 410.000 SchülerInnen. Die Ausgaben der Länder für die 
Berufsfachschulen betrugen im gleichen Zeitraum knapp 2,267 
Milliarden Euro.

28 Siehe Achtzehnter Bericht nach § 35 des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes zur Überprüfung der Bedarfssätze, Freibeträge 
sowie Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 Absatz 2, 
S. 12.

(vgl. BIBB 2011, S. 52). Dies entspricht der Sum-
me der BewerberInnen im System der BA, deren 
Verbleib ungeklärt ist, die eine Erwerbstätigkeit
aufgenommen haben oder sich für gemeinnützige 
und soziale Dienste gemeldet haben. Die Zahl 
wird jedoch noch höher liegen, da die Personen-
gruppe, die zurück an die Schulen gegangen sind, 
ein Studium aufgenommen haben oder ein Prak-
tikum absolvieren hier noch nicht berücksichtigt 
sind. Da diese Daten nicht für die einzelnen Bun-
desländer aufgeschlüsselt sind, kann für einzelne 
Bundesländer keine Schätzung erarbeitet werden.

Die durchschnittlichen Kosten eines Ausbil-
dungsplatzes an einer Berufsfachschule betragen – 
auf Basis der Daten des BIBB (ebd., S. 203 u. 257) – 

Tabelle I.34: 
Kosten der zusätzlichen Ausbildungsplätze 
an Berufsfachschulen, Fachschulen usw.

Bundesland

Anteil am finanziellen 
Aufwand für das BAföG 

(in Prozent)

Laufende Kosten 
der zusätzlichen 

Ausbildungsplätze
Baden-Württemberg 6,6 52.860.000
Bayern 11,8 94.640.000
Berlin 6,4 51.280.000
Brandenburg 6,0 47.930.000
Bremen 0,8 6.340.000
Hamburg 2,1 16.390.000
Hessen 4,3 34.510.000
Mecklenburg-Vorpommern 3,9 31.390.000
Niedersachsen 8,8 70.470.000
Nordrhein-Westfalen 20,3 162.380.000
Rheinland-Pfalz 3,4 26.950.000
Saarland 0,5 3.920.000
Sachsen 10,8 86.700.000
Sachsen-Anhalt 5,5 44.020.000
Schleswig-Holstein 3,0 23.950.000
Thüringen 5,8 46.660.000
Gesamt 100 800.390.000
Quelle: eigene Berechnung

Tabelle I.35: 
Kosten der Qualitätsverbesserung 
an beruflichen Schulen

Bundesland

Kosten der 
Qualitätsverbesserung 

an den beruflichen Schulen
Baden-Württemberg 317.260.000
Bayern 273.410.000
Berlin 57.370.000
Brandenburg 52.540.000
Bremen 9.370.000
Hamburg 42.900.000
Hessen 49.210.000
Mecklenburg-Vorpommern 35.590.000
Niedersachsen 166.430.000
Nordrhein-Westfalen 340.290.000
Rheinland-Pfalz 62.530.000
Saarland 32.900.000
Sachsen 69.600.000
Sachsen-Anhalt 28.720.000
Schleswig-Holstein 56.590.000
Thüringen 18.080.000
Gesamt 1.612.790.000
Quelle: eigene Berechnung
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EhepartnerIn). Davon werden 65 Prozent als 
Darlehen vergeben.29

3. Für Jugendliche in Berufsvorbereitungsmaß-
nahmen gibt es die Möglichkeit, über die 
Berufsausbildungsbeihilfen (BAB) eine Förde-
rung nach SGB III zu erhalten. Voraussetzung 
ist, dass die Jugendlichen ausbildungsbedingt 
nicht bei ihren Eltern wohnen können (vgl. 
Jaich 2008, S. 63).

Alle anderen Jugendlichen müssen ihren Lebensun-
terhalt entweder durch eine zusätzliche Erwerbstä-
tigkeit oder durch Unterstützung der Eltern decken. 
Zudem existieren bei einigen Ausbildungsgängen 
außerhalb des BBiB und der HwO Schulgelder, 
insbesondere bei Privatschulen. Auf die Wirkung 
von Gebühren im Bildungsbereich wurde bereits 
im Rahmen des Elementarbereichs eingegangen 
(vgl. Kapitel zu Elternbeiträgen). Diese Gebühren 
sind darüberhinaus problematisch, weil sie auch 
eine gezielte Lenkungswirkung entfalten, hin zur 
gebührenfreien und mit Vergütung ausgestatteten 
dualen Ausbildung.

Über die Höhe des Aufkommen der Schul-
gelder gibt es keine genauen Angaben, daher kön-
nen die Kosten einer Abschaffung nicht geschätzt 
werden. Für eine Erhöhung des BAföG liegen le-
diglich Schätzungen aus dem Hochschulbereich 
vor. Geht man davon aus, dass die Anhebung 
der Freibeträge und des Höchstsatz des BAföG 
um jeweils 1 Prozent für die Gruppe der Studie-
renden ca. 15 Millionen Euro kostet,30 und dass 
die Anzahl der SchülerInnen, die BAföG erhalten, 
ca. 44 Prozent der Gruppe der Studierenden ent-
spricht (vgl. Statistisches Bundesamt 2010e, S. 15), 

29 Siehe Achtzehnter Bericht nach § 35 des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes zur Überprüfung der Bedarfssätze, Freibeträge 
sowie Vomhundertsätze und Höchstbeträge nach § 21 Absatz 2, 
S. 12.

30 Vgl. Beschluss “Studienfinanzierung als Mittel gegen eine 
Verzerrung von Bildungschancen und zur langfristigen Vermei-
dung eines Fachkräftemangels begreifen” von der 68. ordentli-
chen Mitgliederversammlung des deutschen Studentenwerkes 
vom 04. u. 05.12.2007.

I.2.2.2 Verbesserung der Rahmenbedingungen 
an den beruflichen Schulen

Ebenso wie bei den allgemeinbildenden Schulen 
muss auch an den beruflichen Schulen die Unter-
richtsqualität verbessert werden. Hierzu ist eben-
falls eine Verringerung der Zahl der SchülerInnen 
pro Klasse auf maximal 18, eine Reduzierung der 
Pflichtstunden des Lehrpersonals auf 25 sowie ein 
Personalpuffer im Umfang von fünf Prozent des 
Lehrpersonals notwendig. Die Berechnung der 
Kosten erfolgt analog zu der der allgemeinbilden-
den Schulen. (Vgl. Tabelle I.35.)

Die Verbesserung der Unterrichtsqualität an den 
beruflichen Schulen kostet 1,61 Milliarden Euro.

I.3.2.3 Förderung des Lebensunterhalts von 
jungen Menschen in der Ausbildung

Die Förderung Jugendlicher in der beruflichen 
Erstausbildung gliedert sich in drei Säulen:

1. Auszubildende in der dualen Berufsausbildung 
erhalten eine Ausbildungsvergütung, die sich 
je nach Berufsgruppe und Ausbildungsjahr un-
terscheidet, im Jahr 2010 durchschnittlich pro 
Monat 612 Euro in den neuen Bundesländern 
und 688 Euro in den alten Bundesländern (vgl. 
BIBB 2011, S. 250).

2. Schulische Ausbildungsgänge bzw. Schulbe-
suche, die auf die Ausbildungszeit anrechenbar 
sind, werden über das Bundesausbildungsför-
derungsgesetz (BAföG) gefördert. Dabei er-
halten die Geförderten – abhängig von ihrem 
sonstigen Einkommen und Vermögen sowie 
abhängig vom Einkommen und Vermögen 
ihrer Eltern – eine monatliche Unterstützung. 
Diese lag 2008/2009 bei maximal 675 Euro pro 
Monat (zzgl. eines Zuschusses für Kinder und 
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Für die Anhebung des SchülerInnen-BAföG er-
geben sich Kosten in Höhe von 80,5 Millionen 
Euro, die nach BAföG-Gesetz zu 65 Prozent vom 
Bund und zu 35 Prozent von den Ländern zu 
tragen sind. Diese Kosten würden im Falle einer 
Fondsfinanzierung nicht auftreten, da die Ausbil-
dungsvergütung von den jeweiligen Berufsausbil-
dungsfonds übernommen würden.

würde eine entsprechende Erhöhung für Schü-
lerInnen rund 6,6 Millionen Euro kosten. Bei 
einer Erhöhung des BAföG für SchülerInnen 
um 12,2 Prozent, wie dies unten für die Studie-
renden im gleichen Zeitraum gefordert wird (vgl. 
Abschnitt BAföG Reform im Hochschulbereich), 
würden Kosten in Höhe von 80,5 Millionen Euro 
anfallen.31 Sie würden sich auf die einzelnen Bun-
desländer wie in Tabelle I.36 dargestellt aufteilen.

31 Zudem wird auch bei den Studierenden von einer Abschaf-
fung des Darlehensanteils ausgegangen. Da die Rückzahlungen 
der BAföG-Darlehen nicht aufgeschlüsselt werden, sind die 
gesamten Einnahmeausfälle im Kapitel zur Reform des BAföG 
im Hochschulbereich berücksichtigt.

Tabelle I.36: 
Kosten der Anhebung des Schüler-BAföG

Bundesland

Anteil am finanziellen 
Aufwand für das BAföG 

(in Prozent)
Kosten der 

BAföG-Erhöhung
Baden-Württemberg 6,6 5.320.000
Bayern 11,8 9.520.000
Berlin 6,4 5.160.000
Brandenburg 6,0 4.820.000
Bremen 0,8 640.000
Hamburg 2,1 1.650.000
Hessen 4,3 3.470.000
Mecklenburg-Vorpommern 3,9 3.160.000
Niedersachsen 8,8 7.090.000
Nordrhein-Westfalen 20,3 16.340.000
Rheinland-Pfalz 3,4 2.710.000
Saarland 0,5 390.000
Sachsen 10,8 8.720.000
Sachsen-Anhalt 5,5 4.430.000
Schleswig-Holstein 3,0 2.410.000
Thüringen 5,8 4.690.000
Gesamt 100 80.520.000
Quelle: eigene Berechnung nach Statistischem Bundesamt 2010e, S. 15
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chen, die für die eigene Beteiligung an der Ausbil-
dungsabgabe verwendet werden kann. Ein Teil der 
Einsparung aus der Abschaffung des Übergangs-
systems kann zudem als Zuschuss an die Fonds 
der verschiedenen Branchen gezahlt werden, um 
beispielsweise spezifische Programme für beson-
dere Gruppen von Jugendlichen (Behinderte, Ju-
gendliche aus sozialen Brennpunkten, usw.) zu 
fördern (vgl. Jaich 2008, S. 86).

Der alternative Ausbau des schulischen Be-
rufsbildungsystems durch die öffentliche Hand – 
also die Finanzierung der Ausbildungsplätze, die 
zur Befriedigung aller BewerberInnen notwendig 
sind, in Kombination mit der Verbesserung des 
SchülerInnen-BAföG und der Verbesserung der 
Unterrichtsqualität – würde knapp 2,49 Milliar-
den Euro kosten (vgl. Tabelle I.37).

I.3.3  Zwischenfazit der Qualitätsverbes-
serung an den beruflichen Schulen

Die Einführung einer Fondsfinanzierung für die 
berufliche Bildung wäre die derzeit beste Lösung 
für die vorhandenen Probleme. Sie würde den 
vielen Jugendlichen, die jedes Jahr im Übergangs-
system landen oder durch Misserfolge im Bewer-
bungsprozess von einer Ausbildung absehen, eine 
Perspektive auf einen Ausbildungsplatz eröffnen. 
Die Kosten für eine solche Abgabe – sowohl für 
die Wirtschaft als auch für die öffentliche Hand – 
können derzeit nicht geschätzt werden. Für die öf-
fentliche Hand dürfte diese Lösung jedoch kaum 
Mehrkosten verursachen, da parallel hierzu das 
Übergangssystem heruntergefahren bzw. abgebaut 
werden könnte. Dies dürfte der öffentlichen Hand 
mehrere Milliarden Euro Einsparungen ermögli-

Tabelle I.37: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung der beruflichen Bildung

Bundesland
Kosten der 

BAföG-Erhöhung

Kosten der Qualitäts-
verbesserung an den 
beruflichen Schulen

Laufende Kosten 
der zusätzlichen 

Ausbildungsplätze Gesamtkosten
Baden-Württemberg 5.320.000 317.260.000 52.860.000 375.440.000
Bayern 9.520.000 273.410.000 94.640.000 377.570.000
Berlin 5.160.000 57.370.000 51.280.000 113.810.000
Brandenburg 4.820.000 52.540.000 47.930.000 105.290.000
Bremen 640.000 9.370.000 6.340.000 16.350.000
Hamburg 1.650.000 42.900.000 16.390.000 60.940.000
Hessen 3.470.000 49.210.000 34.510.000 87.190.000
Mecklenburg-Vorpommern 3.160.000 35.590.000 31.390.000 70.140.000
Niedersachsen 7.090.000 166.430.000 70.470.000 243.990.000
Nordrhein-Westfalen 16.340.000 340.290.000 162.380.000 519.010.000
Rheinland-Pfalz 2.710.000 62.530.000 26.950.000 92.190.000
Saarland 390.000 32.900.000 3.920.000 37.210.000
Sachsen 8.720.000 69.600.000 86.700.000 165.020.000
Sachsen-Anhalt 4.430.000 28.720.000 44.020.000 77.170.000
Schleswig-Holstein 2.410.000 56.590.000 23.950.000 82.950.000
Thüringen 4.690.000 18.080.000 46.660.000 69.430.000
Gesamt 80.520.000 1.612.790.000 800.390.000 2.493.700.000
Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen
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(1,1 Prozent) ergibt sich ein Anstieg der Grund-
mittel je Studierendem/r von 2005 auf 2008 um 
ca. 1,7 Prozent. Berücksichtigt man Preis- und Ge-
haltssteigerungen33 bedeutet dies eine reale Kür-
zung der Zuweisungen der Länder an die Hoch-
schulen pro Studierendem/r (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2010g, S. 46). Von 2000 bis 2008 sind 
die laufenden Grundmittel je Studierendem/r so-
gar nur um lediglich 25 Euro bzw. 0,3 Prozent – 
von 7.281 Euro auf 7.306 Euro – angestiegen.

Im internationalen Vergleich schneidet das 
deutsche Hochschulsystem ebenfalls nicht gut ab: 
Die durchschnittlichen jährlichen Ausgaben pro 
Studierendem/r (ohne Forschung und Entwick-
lung) im Jahr 2007 liegen ca. sechs Prozent un-
ter dem OECD-Durchschnitt (vgl. OECD 2010a, 
S. 203). Auch wenn die Ausgaben für Studierende 
im Verhältnis zum durchschnittlichen Bruttoein-

kommen gesetzt werden, betragen 
die durchschnittlichen jährlichen 
Ausgaben pro Studierendem/r 
(ohne Forschung und Entwicklung) 
lediglich 25 Prozent, im OECD-
Durchschnitt hingegen 28 Prozent 
(ebd., S. 206). Lediglich bei den ku-
mulierten Ausgaben für ein durch-
schnittliches Studium liegt das 
deutsche Hochschulsystem deut-
lich über OECD-Durchschnitt, was 
sich aus den relativ langen Studien-
zeiten ergibt (ebd., S. 205).34

33  Die Inflation für den Zeitraum 2005 
bis 2008 betrug nach Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes 6,6 Prozent (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2011b, S. 3).

34  Die Studienreform mit dem Übergang 
zu den Bachelor- und Masterabschlüssen 
ist in diesen Berechnungen nur in geringem 
Umfang berücksichtigt, da im Untersuchungs-
zeitraum noch die Diplom- und Magisterab-
schlüsse dominierten.

I.4.  Hochschulen

I.4.1  Grundlagen

An der Grundstruktur des deutschen Hochschul-
systems hat sich in den vergangenen Jahren nur 
sehr wenig verändert. Die Unterfinanzierung der 
Hochschulen hat sich in diesem Zeitraum wei-
ter verfestigt. Die laufenden Grundmittel32 der 
Hochschulen haben sich im Zeitraum von 2005 
bis 2008 um lediglich 2,9 Prozent bzw. 408 Mil-
lionen Euro auf 14,6 Milliarden Euro erhöht. 
Aufgrund des Anstiegs der Zahl der Studierenden
 

32 Laufende Grundmittel sind die Ausgaben der Hochschulen, 
die der Hochschulträger aus eigenen Mitteln den Hochschulen 
für laufende Zwecke (Personalausgaben, Unterhaltung von 
Gebäuden, sachliche Verwaltungsausgaben) zur Verfügung stellt 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2010 f, S. 8).

Abbildung I.5: 
Bildungstrichter 2007: Schematische Darstellung 
sozialer Selektion – Bildungsbeteiligung von Kindern 
nach Hochschulabschluss des Vaters in Prozent

Quelle: BMBF 2010a, S. 104
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Für Kinder aus bildungsfernen Schichten ist es 
deutlich schwerer, einen Platz auf einem Gymna-
sium zu erhalten, als für Akademikerkinder. Die 
Sozialerhebung spricht in diesem Kontext von 
den „fünf Schwellen der Bildungsbeteiligung“ 
(ebd., S. 76) – beginnend beim Übergang von 
der Grundschule auf die weiterführende Schule, 
durch die bereits knapp 24 Prozent der Schü-
lerInnen mit dem Übergang zur Hauptschule von 
einer weiteren Bildungsbeteiligung faktisch ausge-
schlossen werden. Im Verlauf des Übergangs zur 
gymnasialen Oberstufe und der allgemeinen und 
Fachhochschulreife sind es weitere 32 Prozent, so 
dass lediglich noch 34 Prozent eines Jahrgangs ein 
Studium aufnehmen. Von diesen wird wiederum 
knapp ein Drittel aussortiert, die die Hochschule 
ohne Hochschulabschluss wieder verlassen. (Vgl. 
Abbildung I.6.) 

Auch die Studienbeteiligung weist im internationa-
len Vergleich weiterhin nur ein unterdurchschnitt-
liches Niveau auf, lediglich 36 Prozent eines 
Jahrgangs entschieden sich 2008 für ein Studium 
(ebd., S. 57), während gerade einmal 25,5 Prozent 
(ebd., S. 69) ein Studium abschlossen (inklusive 
ausländische Studierende). Ohne ausländische 
Studierende lag die Studierendenquote fast unver-
ändert bei rund 34 Prozent (eigene Berechnung 
nach Statistischem Bundesamt 2010h, S. 13).

Der wichtigste Grund für diese niedrigen Quo-
ten ist die hohen sozialen Selektion des deutschen 
Bildungssystems insgesamt. Von 100 Kindern, 
deren Eltern über keinen Hochschulabschluss 
verfügen, erreichen durchschnittlich nur 24 einen 
solchen. Verfügt eines der Elternteile über einen 
Hochschulabschluss so sind es 71 von 100 die 
einen Hochschulabschluss erlangen (vgl. BMBF 
2010a, S. 71 – 108). Die alle drei Jahre erschei-
nende Sozialerhebung des deutschen Studieren-
denwerkes stellt diese durch den so genannten 
Bildungstrichter dar (vg. Abbildung I.5).

Abbildung I.6: 
Bildungsbarrieren: Fünf Schwellen der Bildungsbeteiligung 2008

Quelle: BMBF 2010a, S. 76
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HRG gebunden. Ob dieses neue Zulassungs-
verfahren in Konflikt mit der bisherigen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts vom 
18. Juli 1972 (vgl. BVerfGE 33, 303) zu Art. 12 
AbS. 1 des Grundgesetzes (Berufsfreiheit) steht, 
ist bisher noch nicht geklärt.

2. Mit der Einführung der leistungsorientierten 
Mittelzuweisung35 an die Hochschulen, die an-
geblich zu einem effizienteren Ressourcenein-
satz an den Hochschulen führt, können weitere 
Selektionsmechanismen entstehen. Denn die 
leistungsorientierte Mittelvergabe berücksich-
tigt nicht die Unterschiede der Inputfaktoren 
der einzelnen Indikatoren. So konzentriert 
sich ein großer Teil der von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) vergebenen Dritt-
mittel auf einige wenige Hochschulen (vgl. 
Münch 2006, S. 467 f.). Diese Entwicklung ist 
jedoch nicht der Leistung der einzelnen Hoch-
schulen geschuldet, sondern der Bildung von 
Kartellen, Monopolen und Oligarchien (vgl. 
Münch 2006, S. 474 ff.). Die Hochschulen, 
die viele Drittmittel von der DFG einwerben, 
verfügen damit auch über eine große Zahl an 
WissenschaftlerInnen, die zu einer hohen Zahl 
von GutachterInnen in DFG-Fachkollegien 
führt, welche über die Förderung von Dritt-
mittelanträgen entscheiden (vgl. Münch 2006, 
S. 469 f.). Gleiches gilt für die durchschnitt-
liche Studiendauer, die abhängig ist von den 
Vorkenntnissen und Fähigkeiten der Studie-
renden. Regionen mit einem großen Anteil 
von Studierenden mit Migrationshintergrund

35 Die leistungsorientierte Mittelvergabe ist Teil des marktför-
migen Umbaus des Hochschulsystems und beruht auf dem Kon-
zept der „autonomen Hochschule“. Im Zentrum dieses Konzepts 
steht der Wettbewerb der einzelnen Hochschulen untereinander 
um Studierende, WissenschaftlerInnen und Finanzmittel. Im 
Rahmen der leistungsorientierten Mittelvergabe werden für die 
Hochschulen vom jeweiligen Bundesland quantitative Indikato-
ren definiert, z. B. die Menge der eingeworbenen Drittmittel oder 
die Zahl der AbsolventInnen in der Regelstudienzeit, anhand 
deren sich die finanziellen Zuweisungen des Bundeslandes an die 
einzelnen Hochschulen bemessen.

Dazu kommt, dass auch durch die Einführung 
von Studiengebühren und -beiträgen ab 2004 ein 
Abschreckungseffekt erkennbar ist (vgl. Heine et 
al. 2008, S. 15). Da die Erhebung allgemeiner Stu-
diengebühren und -beiträge ein Studium weiter 
verteuert, entscheidet sich ein Teil der Kinder aus 
einkommensschwachen Haushalten nicht nur für 
eine berufliche Ausbildung an Stelle eines Studi-
ums, sondern strebt unter Umständen auch keine 
(allgemeine) Hochschulreife mehr an. Außerdem 
muss die Beteiligung der Studierenden an den Ko-
sten ihres Studiums grundsätzlich in Frage gestellt 
werden, wenn man berücksichtigt, dass das Studi-
um ebenso wie die Schule dazu dient, die Studie-
renden Ðzur Erfüllung ihrer Staatsbürgerpflichten 
und zur Wahrnehmung ihrer Staatsbürgerrecht zu 
befähigenÐ (Jaich 2008, S. 66). Es kann daher kein 
gangbarer Weg sein, die Unterfinanzierung der 
Hochschulen über Studiengebühren und -beiträge 
zu kompensieren.

Die Unterfinanzierung der Hochschulen – und 
die damit verbundene Knappheit an Studienplät-
zen – wirkt ebenfalls zunehmend sozial selektiv. 
Zwei wichtige Entwicklungen sind zu benennen:

1. Durch die Knappheit an Studienplätzen und 
die Veränderung der Zulassungsverfahren ist 
die Berechenbarkeit für potentielle Studienan-
fängerInnen nicht mehr gegeben. Wartezeiten 
von mehreren Semestern für begehrte Studien-
gänge sind nicht unüblich. Auch ist durch die 
Abschaffung der Zentrale Vergabestelle für Stu-
dienplätze (ZVS) die Sicherheit, einen Studien-
platz an einer Hochschule seiner/ihrer Wahl 
zu erhalten, nicht mehr gegeben. Die mittler-
weile abgeschaffte ZVS, die auf Basis des außer 
Kraft getretenen Hochschulrahmengesetzes 
(HRG) Studienplätze in bundesweit zulas-
sungsbeschränkten Studiengängen anhand der 
Abiturnoten bzw. Wartezeiten sowie sozioöko-
nomischen Kriterien vergab, wurde durch die 
Stiftung Hochschulzulassung ersetzt. Diese ist 
nicht mehr an die Vorgaben der ZVS bzw. des 
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ventInnen an der Erwerbsbevölkerung bei rund 
31 Prozent, und damit deutlich über dem deut-
schen Niveau von 24 Prozent. Das Argument, 
das System der beruflichen Bildung würde die im 
internationalen Vergleich geringe Studierenden-
quote wettmachen, muss daher verworfen werden 
(vgl. Dohmen/Fischer, S. 6).

Um diese Fehlentwicklungen innerhalb des Hoch-
schulsystems umzukehren, sind erhebliche finan-
zielle Mittel notwendig. Folgende Probleme sind 
daher Gegenstand der weiteren Untersuchung:

1. Unterfinanzierung der Hochschulen (Personal-
ausstattung und laufende Sachmittel),

2. Erhöhung der Studierendenquote,
3. Erleichterung des Hochschulzugangs für Stu-

dierende aus einkommensschwachen Haushal-
ten (Abschaffung von Studiengebühren und 
-beiträgen, Verbesserung und Ausweitung des 
BAföG.

I.4.2.  Kosten einer Reform des Bereiches 
Hochschulen

I.4.2.1 Problem Unterfinanzierung

Die Grundlagen der weiteren Berechnungen be-
ruhen auf den vom Statistischen Bundesamt ver-
öffentlichten Daten zur Hochschulfinanzstatistik 
bzw. der Studierendenstatistik des Jahres 2008. 
Im Jahr 2008 waren insgesamt 1,998 Millionen 
Studierende an den Hochschulen in Deutsch-
land eingeschrieben (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010g, S. 46), für deren Betreuung 132.031 wissen-
schaftliche und künstlerische MitarbeiterInnen-
stellen (Vollzeit) zur Verfügung standen (vgl. Stati-
stisches Bundesamt 2009d, S. 45). Dies entspricht 
einer Betreuungsquote von 15,1 Studierenden 
pro wissenschaftlicher und künstlerischer Mitar-
beiterInnenstelle. Tabelle I.38 zeigt die Werte für 
die einzelnen Bundesländer.

oder aus bildungsfernen Schichten werden 
durch diese Art der Leistungsmessung wissent-
lich diskriminiert. Dabei würden sie eigentlich 
eine besondere Förderung verdienen.

Es besteht die Gefahr, dass die Hochschulen als 
Reaktion auf diese Entwicklung weitere Zugangs-
beschränkungen aufbauen könnten: Studienan-
fängerInnen aus bildungsfernen Schichten oder 
mit Migrationshintergrund haben in der Regel 
schlechtere Ausgangsvoraussetzungen als ihre Al-
tersgenossen. Durch das „Aussortieren“ dieser Be-
werberInnen können sich einzelne Hochschulen 
einen Vorteil gegenüber ihren Wettbewerbern ver-
schaffen, wofür sie durch zusätzlichen Finanzmit-
tel belohnt werden. Dies kann soziale Selektion 
und rassistische Ausgrenzung weiter vorantreiben.

Eine weitere (sechste) Schwelle in der Bildungs-
beteiligung wird mit dem restriktiven Übergang 
vom Bachelor zum Master richtet. In vielen 
Bundesländern werden auf Landes- oder Hoch-
schulebene Quoten oder andere Hürden für den 
Übergang eingerichtet. So reicht im Fach Be-
triebswirtschaftslehre an der Universität Köln ein 
Bachelor-Abschluss mit einer Durchschnittsnote 
von 2,0 nicht aus, um eine Zulassung für einen 
Masterstudienplatz zu erhalten.36

Als Grund für die geringe Studierendenquo-
te wird häufig auf die Tatsache verwiesen, dass 
Deutschland ein gut ausgebautes System der be-
ruflichen Ausbildung (duale Berufsausbildung) 
besitzt. Es steht als Alternative zum Studium zur 
Verfügung, genießt in der gesamten Gesellschaft 
hohe Anerkennung und gilt als qualitativ hoch-
wertig. Betrachtet man jedoch Österreich und die 
Schweiz, die ein ähnliches Ausbildungssystem 
haben wie Deutschland, so zeigt die Entwicklung 
der letzten Jahre, dass der Anteil der Hochschul-
absolventInnen dort stark angestiegen ist. In der 
Schweiz liegt der Anteil der Hochschulabsol-

36 Vgl. Pressemitteilung der GEW vom 18. August 2010: http://
www.gew.de/GEW_Freier_Zugang_zum_Masterstudium.html
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Höhe von 19,88 Milliarden Euro (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2010g, S. 29) und der Anzahl der Mit-
arbeiterInnenstellen (vermindert um die Zahl der 
nicht besetzten Stellen) von 304.782 (vgl. Stati-
stisches Bundesamt 2009d, S. 25 ff.). Daraus ergibt 
sich ein durchschnittliches Gehalt von 65.000 Euro. 
Dieses Ergebnis kann jedoch nicht als befriedi-
gend gewertet werden. Aufgrund der hohen Zahl 
der nicht-wissenschaftlichen Beschäftigten, die 
die Mehrheit der Hochschulbeschäftigten ausma-
chen, ergibt sich ein Durchschnittswert, der für 
die wissenschaftlichen Stellen nicht verwendbar ist.

Um eine wie von Klemm (vgl. Klemm 2005, S. 33) 
geforderte Absenkung der Betreuungsquote auf 
13,0 zu erreichen, würden weitere knapp 24.000 
MitarbeiterInnenstellen benötigt.37 Die Erhöhung 
der Zahl der wissenschaftlichen Beschäftigten be-
darf zudem einer Erhöhung der Beschäftigten in 
der Verwaltung. Bei einem Verhältnis von 1 zu 20 
(vgl. Jaich 2008, S. 71) ergibt sich ein Mehr-
bedarf von ca. 1.200 Verwaltungsstellen. Die 
durchschnittlichen Gehaltskosten einer zusätz-
lichen Stelle ergeben sich aus den Gesamtkosten 
des Personals der Hochschulen im Jahr 2008 in

37 Die Abweichung ergibt sich aus dem Umstand, dass in 
einigen Bundesländern die Quote von 13,0 bereits unterschritten 
wird.

Tabelle I.38: 
Anzahl der Studierenden, wissenschaftlichen und künstlerischen 
MitarbeiterInnen und Relation nach Bundesländern

Bundesland
Anzahl der 

Studierenden

Anzahl der wissenschaft-
lichen und künstlerischen 

MitarbeiterInnen 
(einschließlich 

Stellenäquivalenten)

Relation Studierende 
je wissenschaftlicher 

und künstlerischer 
Stelle

Baden-Württemberg 238.311 15.580 15,3
Bayern 258.839 20.695 12,5
Berlin 135.327 10.437 13,0
Brandenburg 46.865 2.116 22,1
Bremen 30.831 1.349 22,9
Hamburg 71.029 5.063 14,0
Hessen 171.092 10.374 16,5
Mecklenburg-Vorpommern 37.252 3.086 12,0
Niedersachsen 139.885 10.880 12,9
Nordrhein-Westfalen 483.722 26.053 18,6
Rheinland-Pfalz 107.116 5.387 19,9
Saarland 19.884 1.605 12,4
Sachsen 107.355 6.889 15,6
Sachsen-Anhalt 52.019 4.154 12,5
Schleswig-Holstein 47.780 4.509 10,6
Thüringen 50.724 3.854 13,2
Gesamt 1.998.031 132.031 15,1
Quelle: Statistisches Bundesamt
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Um das durchschnittlichen Gehalt einer wissen-
schaftlichen Stelle zu schätzen, ist zunächst die 
Personalstruktur der einzelnen Bundesländer zu 
untersuchen. Für die wissenschaftlichen Beschäf-
tigten weist das Statistische Bundesamt die in 
Tabelle I.39 dargestellte Gliederung aus (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2009d, S. 45).

Tabelle I.39: 
Personalstruktur der wissenschaftlichen Beschäftigten

Bundesland
C4, 
W3

C3, 
W2

C2, 
W1 C1

H, B, 
R3 und 

höh., 
AT

A16, 
R2

A15, 
R1 A14 A13

Ärzte an 
Univer-
sitäts-

kliniken

BAT I – Ib,
 TvöD/

TV-L E14, 
E15, 

E15Ü, AT

BAT Iia, 
Iib, 

TvöD/
TV-L E13, 

E13 Ü
Baden-Württemberg 3.567 2.070 803 103 26 9 249 1.332 1.570 52 1.508 3.176
Bayern 2.297 3.889 507 208 2 102 963 1.807 7.264 764 709 1.997
Berlin 1.113 1.207 755 438 7 5 44 131 204 2.433 1.380 2.627
Brandenburg 298 442 194 25 0 4 11 11 2 0 288 754
Bremen 145 305 105 15 1 2 6 11 34 0 263 450
Hamburg 530 848 311 161 62 2 16 66 33 1.066 580 1.017
Hessen 1.614 2.060 322 9 0 7 125 596 345 1.695 919 2.555
Meckl.-Vorpommern 339 442 301 18 0 2 54 115 97 809 377 527
Niedersachsen 1.100 1.948 518 546 3 3 140 340 352 1.506 632 3.459
Nordrhein-Westfalen 2.863 4.319 1.234 225 36 30 438 2.512 2.076 3.525 3.040 3.990
Rheinland-Pfalz 541 940 481 99 17 16 174 201 148 718 380 1.354
Saarland 231 167 125 43 0 6 33 134 237 18 115 452
Sachsen 878 1.140 392 10 1 10 32 22 288 712 1.555 1.612
Sachsen-Anhalt 437 751 201 289 0 1 10 20 42 497 675 1.095
Schleswig-Holstein 364 518 298 18 2 3 62 127 206 1.712 301 852
Thüringen 588 668 175 0 0 1 57 236 146 45 748 1.118
Gesamt 16.905 21.714 6.722 2.207 157 203 2.414 7.661 13.044 15.552 13.470 27.035
Quelle: Statistisches Bundesamt
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Mit Hilfe der Entgelttabellen für 
die jeweiligen Beschäftigungsgrup-
pen aus dem Jahr 2008 können 
die im obigen Schaubild aufge-
führten Personalgruppen in Ge-
haltskategorien eingeordnet wer-
den.38 Es ergibt sich das in Ta-
belle I.40a dargestellte Schema.

Anhand der Zuordnung der Ta-
belle I.40a und der Personalstruk-
tur der wissenschaftlichen Be-
schäftigten an den Hochschulen 
aus Tabelle I.39 ergibt sich die 
Verteilung gemäß Tabelle I.40b.

Für die Verwaltungsbeschäftigten 
gibt es ebenfalls nur eine sehr 
grobe Einteilung der Beschäf-
tigten in Entgeltgruppen (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2009d, 
S. 46). Daher soll als Annähe-
rung die Verteilung der Beam-
ten im gehobenen, mittleren 
und einfachen Dienst auf die 
sonstigen Beschäftigten übertra-
gen werden (die Beschäftigten 
des höheren Dienstes sind sepa-
rat ausgewiesen).39 (Vgl. Tabelle  
I.41a und I.41b.)

38 Für die Beamtenbesoldung 2008 
(Entgeltgruppen A, B, C, H und R) siehe 
http://www.dienstleistungszentrum.de/
cln_115/nn_381812/DLZ/SharedDocs/
Informationsschriften/Bezuege/Besol-
dung/Besoldungstabelle__2008,templat
eId=raw,property=publicationFile.pdf/
Besoldungstabelle_2009.pdf
 Für die Entgeltgruppen 2008 der 
Angestellten (BAT, TVL, TVöD) siehe 
http://oeffentlicher-dienst.info/c/t/rech-
ner/tv-l/west?id=tv-l-2008&matrix=1
 Für die Entgelttabellen 2008 für Ärzte 
an Universitätskliniken siehe http://oef-
fentlicher-dienst.info/c/t/rechner/aerzte/
uniklinik?id=tv-aerzte-2008&matrix=1

39 Die Auszubildenden und Prakti-
kantInnen werden nicht berücksichtigt.

Tabelle I.40b: 
Wissenschaftliche Beschäftigte nach Gehaltskategorien 
in den einzelnen Bundesländern

Bundesland C4

Ärzte an 
Universitäts-

kliniken C3

Sonstiges 
wissenschaftl.

Personal
Baden-Württemberg 3.593 52 2.079 8.741
Bayern 2.299 764 3.991 13.455
Berlin 1.120 2.433 1.212 5.579
Brandenburg 298 0 446 1.285
Bremen 146 0 307 884
Hamburg 592 1.066 850 2.184
Hessen 1.614 1.696 2.067 4.871
Mecklenburg-Vorpommern 339 809 444 1.488
Niedersachsen 1.103 1.506 1.951 5.987
Nordrhein-Westfalen 2.899 3.525 4.349 13.515
Rheinland-Pfalz 558 718 9.56 2.837
Saarland 231 18 173 1.139
Sachsen 879 712 1.150 3.911
Sachsen-Anhalt 437 497 752 2.332
Schleswig-Holstein 366 1.712 521 1.864
Thüringen 588 45 669 2.480
Gesamt 17.062 15.553 21.917 72.552
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen

Tabelle I.40a: 
Gehaltskategorien und Durchschnittsver-
dienste für wissenschaftliche Beschäftigte

C4 (Kalkulationssatz gilt auch für die 
Beschäftigten der Entgeltgruppen W3, H, B, 
R3 und höhere AT) 94.800
Ärzte an Universitätskliniken 94.800

C3 ( Kalkulationssatz gilt auch für die 
Beschäftigten der Entgeltgruppen BAT I, A16, 
R2 und W2) 81.600

Sonstige wissenschaftliche Beschäftigten 
(Mischkalkulation aus der Entgeltgruppe 
E13 (untere Grenze) und der Entgeltgruppe 
A15 (obere Grenze) im Verhältnis 2:1) 63.200
Quelle: eigene Berechnung nach Statistisches Bundesamt 2009d, 
S. 45 sowie Personalmittel- bzw. Personaldurchschnittssätze der 
DFG für die Jahre 2010 und 2011
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Tabelle I.41a: 
Gehaltskategorien u. Durchschnittsverdienste 
für technisch-administrative Beschäftigte*

Höherer Dienst 
(Entgeltgruppen A13 – A16) – 
(mit dem Verhältnis 85 % A 13;10 % A14; 
4 % A15; 1 % A16) 61.700

Gehobener Dienst 
(Entgeltgruppen A9 – A12) – Gleichverteilung 
zwischen Entgeltgruppen und Stufen 47.700

Mittlerer Dienst 
(Entgeltgruppen A5 – A8) – Gleichverteilung 
zwischen Entgeltgruppen und Stufen 32.100

Einfacher Dienst 
(Entgeltgruppen A2 – A4) – Gleichverteilung 
zwischen Entgeltgruppen und Stufen 31.700

Quelle: eigene Berechnung nach Statistischem Bundesamt 
2009d, S. 46 sowie Besoldungs- und Entgelttabellen

Tabelle I.41b: 
Anteil der Gehaltskategorien der technisch-administrativen 
Beschäftigten in den einzelnen Bundesländern

Bundesland
einfacher 

Dienst
mittlerer 

Dienst
gehobener 

Dienst
höherer 
Dienst

Baden-Württemberg 11,9 22,2 59,5 6,4
Bayern 7,5 38,3 49,3 4,9
Berlin 0,0 9,5 84,0 6,5
Brandenburg 0,0 18,3 68,2 13,5
Bremen 0,0 33,1 58,3 8,6
Hamburg 0,0 23,4 71,6 5,0
Hessen 1,3 12,7 78,2 7,8
Mecklenburg-Vorpommern 0,4 25,3 70,9 3,5
Niedersachsen 0,0 18,3 76,7 5,0
Nordrhein-Westfalen 0,3 21,5 72,5 5,7
Rheinland-Pfalz 0,5 15,2 79,4 4,9
Saarland 0,0 29,9 64,3 5,8
Sachsen 0,6 13,8 80,4 5,2
Sachsen-Anhalt 0,0 19,6 76,1 4,3
Schleswig-Holstein 0,0 25,7 71,1 3,2
Thüringen 0,0 10,9 84,0 5,1
Quelle:  eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabelle

Für die Beamtenbesoldung 2008 (Entgeltgruppen A, B, C, H und R) siehe 
http://www.dienstleistungszentrum.de/cln_115/nn_381812/DLZ/SharedDocs/
Informationsschriften/Bezuege/Besoldung/Besoldungstabelle__2008,template
Id=raw,property=publicationFile.pdf/Besoldungstabelle_2009.pdf

Für die Entgeltgruppen 2008 der Angestellten (BAT, TVL, TVöD) siehe 
http://oeffentlicher-dienst.info/c/t/rechner/tv-l/west?id=tv-l-2008&matrix=1

Für die Entgelttabellen 2008 für Ärzte an Universitätskliniken siehe 
http://oeffentlicher-dienst.info/c/t/rechner/aerzte/uniklinik?id=tv-aerzte-
2008&matrix=1

* Die Werte entsprechen den Bruttoarbeitgeberkosten die von 
der DFG als Personalmittel- bzw. Personaldurchschnittssätze 
für die Jahre 2010 und 2011 erstattet werden. Unberücksichtigt 
bleiben die knapp 5.000 wissenschaftlichen Beschäftigte die 
nicht unter den höheren Dienst fallen. Für diese gibt es keine 
Angaben über ihre Eingruppierung.
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In Tabelle I.43 werden die zusätzlichen laufenden 
Personalkosten für die Absenkung der Betreuungs-
quote auf 13,0 berechnet.

Ergänzend zu den obigen Berechnungen müssen 
für das zusätzliche wissenschaftliche und künstle-
rische Personal sowie für die Verwaltungsstellen 
auch zusätzliche Finanzmittel für laufende Sach-
aufwendungen bereitgestellt werden. Sie sind für 
die Erbringung der Aufgaben in Lehre und Verwal-
tung unerlässlich. Insgesamt stellen die Bundes-
länder ihren Hochschulen laufende Grundmittel 
in Höhe von 14,6 Milliarden Euro zur Verfügung. 
Das entspricht 7.310 Euro pro Studierendem/r, 
von denen für Personalausgaben 4.470 Euro und 
2.840 Euro für die laufenden Sachmittel aufge-
wandt werden (vgl. Statistisches Bundesamt 2010g, 
S. 46). Bei einer Betreuungsrelation von 13,0 ent-
spricht dies im Bundesdurchschnitt 36.920 Euro 
für jede/jeden der 23.880 wissenschaftliche/-n 
und künstlerische/-n MitarbeiterIn sowie für die 
1.200 Verwaltungsstellen. (Vgl. Tabelle I.44.)

Anhand der Kostensätze für die einzelnen Be-
schäftigungsgruppen sollen im Folgenden die 
durchschnittlichen Kosten je wissenschaftlichem 
und technisch-administrativem Beschäftigten in 
jedem Bundesland berechnet werden. Dabei wer-
den die Durchschnittsverdienste anhand ihres An-
teils an der Gesamtzahl der Beschäftigten gewich-
tet (vgl. Tabelle I.42).

Tabelle I.42: 
Durchschnittsverdienste eines wissen-
schaftlichen bzw. technisch-administrativen 
Beschäftigten je Bundesland

Bundesland

Wissen-
schaftliche 

Beschäftigte

Technisch-
administrative 

Beschäftigte
Baden-Württemberg 73.800 43.200
Bayern 71.500 41.200
Berlin 76.200 47.100
Brandenburg 71.900 46.700
Bremen 70.900 43.800
Hamburg 77.700 44.800
Hessen 77.100 46.600
Mecklenburg-Vorpommern 77.600 44.200
Niedersachsen 74.400 45.500
Nordrhein-Westfalen 74.900 45.100
Rheinland-Pfalz 74.600 45.900
Saarland 70.300 43.900
Sachsen 73.900 46.200
Sachsen-Anhalt 74.000 45.200
Schleswig-Holstein 80.100 44.100
Thüringen 71.700 46.700

Quelle:  eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen 
Tabellen
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Tabelle I.43: Kosten der Absenkung der Betreuungsquote auf 13,0 nach Bundesländern

Bundesland

Anzahl der zusätzlich 
benötigten wis-
senschaftlichen 

und künstler-
ischen Stellen

Kosten 
der zusätzlich 

benötigten 
wissenschaftl. u. 

künstl. Stellen

Anzahl der 
zusätzlich 
benötigten 

Verwaltungs-
stellen

Kosten der 
zusätzlich 
benötigten 

Verwaltungs-
stellen

Kosten der 
Absenkung 

der Betreuungs-
quote auf 13,0

Baden-Württemberg 2.750 202.950.000 140 6.050.000 209.000.000
Bayern 0 0 0 0 0
Berlin 0 0 0 0 0
Brandenburg 1.490 107.130.000 80 3.740.000 110.870.000
Bremen 1.020 72.320.000 50 2.190.000 74.510.000
Hamburg 400 31.080.000 20 900.000 31.980.000
Hessen 2.790 215.110.000 140 6.520.000 221.630.000
Mecklenburg-Vorpommern 0 0 0 0 0
Niedersachsen 0 0 0 0 0
Nordrhein-Westfalen 11.160 835.880.000 560 25.250.000 861.130.000
Rheinland-Pfalz 2.850 212.610.000 140 6.430.000 219.040.000
Saarland 0 0 0 0 0
Sachsen 1.370 101.240.000 70 3.230.000 104.470.000
Sachsen-Anhalt 0 0 0 0 0
Schleswig-Holstein 0 0 0 0
Thüringen 50 3.590.000 0 0 3.590.000
Gesamt 23.880 1.781.910.000 1.200 54.310.000 1.836.220.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen

Tabelle I.44: Mehrbedarf für laufende Sachmittel zur Absenkung der Betreuungsquote auf 13,0

Bundesland

laufender 
Sachaufwand je 

Studierendem

laufender 
Sachaufwand 

je wissenschaftl. 
u. künstl. Stelle

Anzahl der 
zusätzlich 
benötigten 

wissenschaftl. u. 
künstl. Stellen

Anzahl der 
zusätzlich 
benötigten 

Verwaltungs-
stellen

Kosten d. laufend. 
Sachaufwand 

zur Absenkung 
der Betreuungs-
quote auf 13,0

Baden-Württemberg 3.080 40.040 2.750 140 115.720.000
Bayern 3.090 40.170 0 0 0
Berlin 2.770 36.010 0 0 0
Brandenburg 1.270 16.510 1.490 80 25.920.000
Bremen 2.510 32.630 1.020 50 34.910.000
Hamburg 3.420 44.460 400 20 18.670.000
Hessen 2.670 34.710 2.790 140 101.700.000
Mecklenburg-Vorpommern 3.310 43.030 0 0 0
Niedersachsen 3.630 47.190 0 0 0
Nordrhein-Westfalen 2.080 27.040 11.160 560 316.910.000
Rheinland-Pfalz 2.260 29.380 2.850 140 87.850.000
Saarland 2.120 27.560 0 0 0
Sachsen 2.150 27.950 1.370 70 40.250.000
Sachsen-Anhalt 2.780 36.140 0 0 0
Schleswig-Holstein 3.110 40.430 0 0 0
Thüringen 2.370 30.810 50 0 1.540.000
Gesamt 2.840 36.920 23.880 1.200 743.470.000
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010g, S. 46 u. eigene Berechnung
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I.4.2.2 Mehrbedarf bei Erhöhung der 
Studierendenquote

Das politische Ziel, die Studienanfängerquote auf 
40 Prozent eines Jahrgangs zu erhöhen, ist noch 
immer nicht erfüllt. Im Verhältnis zu 2006 ist die 
Quote lediglich um ein Prozent auf 36 Prozent 
gestiegen (vgl. OECD 2010a, S. 57), ohne auslän-
dische Studierende lag die Studierendenquote so-
gar nur bei rund 34 Prozent.40 Die Anzahl der Stu-
dieninteressierten wird sich jedoch bereits durch 
die doppelten Jahrgänge41 und in Kürze auch 
einmalig durch die „Aussetzung“ der Wehrpflicht 

40 Eigene Berechnung nach Statistischen Bundesamt 2010h, S. 13.

41 Die doppelten Jahrgänge entstehen durch die Verkürzung 
der Schulzeit um ein Jahr zur Erreichung der Allgemeinen Hoch-
schulreife bzw. der Fachhochschulreife (G8).

Außerdem reicht der laufende Sachaufwand für 
die Hochschulen nicht aus, um die ihnen über-
tragenen Aufgaben auf einem zufriedenstellenden 
Niveau zu erfüllen. Daher sollen – in Anlehnung 
an die Verbesserung der Betreuungsquote – auch 
die laufenden Sachmittel der Hochschulen ange-
hoben werden. Es wird pauschal mit einer Erhö-
hung der laufenden Sachmittel in allen Bundeslän-
dern um 20 Prozent gerechnet. (Vgl. Tabelle I.45.)

Die Auflösung der Unterfinanzierung der Hoch-
schulen erfordert 1,84 Milliarden Euro für zusätz-
liches Personal und 1,95 Milliarden Euro für zu-
sätzliche Sachmittel.

Tabelle I.45: 
Summe Mehrbedarf für laufende Sachmittel

Bundesland

Laufender 
Sachaufwand der 

Grundmittel

Kosten des laufenden
Sachaufwand zur 

Absenkung der Betreu-
ungsquote auf 13,0

Kosten der Anhebung 
des laufenden 

Sachaufwandes um 
20 Prozent

Zusätzliche Kosten 
für die Verbesserung 

der laufenden 
Sachmittel

Baden-Württemberg 733.997.880 115.720.000 169.940.000 285.660.000
Bayern 799.812.510 0 159.960.000 159.960.000
Berlin 374.855.790 0 74.970.000 74.970.000
Brandenburg 59.518.550 25.920.000 17.090.000 43.010.000
Bremen 77.385.810 34.910.000 22.460.000 57.370.000
Hamburg 242.919.180 18.670.000 52.320.000 70.990.000
Hessen 456.815.640 101.700.000 111.700.000 213.400.000
Meckl.-Vorpommern 123.304.120 0 24.660.000 24.660.000
Niedersachsen 507.782.550 0 101.560.000 101.560.000
Nordrhein-Westfalen 1.006.141.760 316.910.000 264.610.000 581.520.000
Rheinland-Pfalz 242.082.160 87.850.000 65.990.000 153.840.000
Saarland 42.154.080 0 8.430.000 8.430.000
Sachsen 230.813.250 40.250.000 54.210.000 94.460.000
Sachsen-Anhalt 144.612.820 0 28.920.000 28.920.000
Schleswig-Holstein 148.595.800 0 29.720.000 29.720.000
Thüringen 120.215.880 1.540.000 24.350.000 25.890.000
Gesamt 5.311.007.780 743.470.000 1.210.890.000 1.954.360.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabelle
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Sie entsteht, wenn einzelne Bundesländer eine 
unterdurchschnittliche Zahl an Studienplätze an-
bieten, aber gleichzeitig deren Verwaltung und 
Wirtschaft HochschulabsolventInnen aus ande-
ren Bundesländern abwerben. Auf diese Weise 
werden die Kosten der Ausbildung der Studieren-
den auf andere Bundesländer überwälzt.

Im Folgenden sollen zunächst zwei Kategorien 
an Bundesländern gebildet werden: die Stadt-
staaten und die Flächenländer. Für die Stadtstaaten 
wird eine höhere Zahl von Studienplätzen im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung kalkuliert, da 
sich ihre Erwerbsbevölkerung aus einem höheren 
Anteil an AkademikerInnen zusammensetzt als in 
den Flächenländern (vgl. Statistisches Bundesamt 
2009e, S. 17 ff.). Der höhere Anteil an Akademike-
rInnen in den Stadtstaaten hat für diese konkrete 
Vorteile, beispielsweise höhere Steuereinnahmen 
aufgrund von höheren Löhnen und niedrigerem 
Risiko der Arbeitslosigkeit.

Um das abzubilden, wird im Folgenden für 
die drei Stadtstaaten ein Verhältnis von Studien-
plätzen zur Gesamtbevölkerung von 4,7 Prozent 
angenommen (dies entspricht dem Wert von Bre-
men), für die Flächenländer ergibt sich daraus ein 
Studierendenanteil von 2,9 Prozent (bei einer Stu-
dierendenzahl von 2.500.000 würde ihr Anteil an 
der Gesamtbevölkerung der Bundesrepublik 3,05 
Prozent betragen). Die folgende Tabelle listet die 
Kosten der zusätzlichen Studienplätze für jedes 
Bundesland auf, um die Studierendenquote auf 
40 Prozent anzuheben. 

Die Kosten eines zusätzlichen Studienplatzes 
ergeben sich, indem die laufenden Ausgaben, die 
Investitionsausgaben und Drittmittel der Hoch-
schulen eines Bundeslandes summiert werden und 
davon die Verwaltungseinnahmen sowie die Ausga-
ben der Hochschulen für Forschung und Entwick-
lung abgezogen werden. Die dafür notwendigen 
Daten ergeben sich aus den monetären hoch-
schulstatistischen Kennzahlen (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2010g, S. 20 ff.). (Vgl. Tabelle I.47a.)

deutlich erhöhen. Die Entwicklung der Studieren-
denzahlen im Jahr 2010 stützen diese Annahme 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2010h, S. 13). Um 
die von der KMK 2005 geschätzten Studierenden-
zahlen in den kommenden Jahren abzudecken, 
müssten bei einer Studierendenzahl von 1,988 
Millionen weiterhin mind. 500.000 neue Studien-
plätze geschaffen werden (vgl. Jaich 2008, S. 72). 
(Vgl. Tabelle I.46.)

Die Studienplätze verteilen sich sehr ungleich auf 
die Bundesländer, so liegt die Zahl der Studien-
plätze im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung in 
Schleswig-Holstein bei lediglich 1,7 Prozent, in 
Bremen beträgt dieser Anteil 4,7 Prozent. Daher 
müssen die Kosten des Ausbaus zusätzlicher Stu-
dienplätze stärker von den Bundesländern getra-
gen werden, die verhältnismäßig weniger Studi-
enplätze zur Verfügung stellen. Nur so kann eine 
Trittbrettfahrer-Problematik vermieden werden. 

Tabelle I.46: 
Entwicklung der Studierendenzahlen bei 
Übergang von 75 Prozent (unterer Wert) 
bzw. 85 Prozent (oberen Wert) der 
Studienberechtigten an die Hochschulen

 Jahr           Alle Hochschulen
Unterer Wert Oberer Wert

2008 2.285.500 2.424.900
2009 2.339.800 2.522.200
2010 2.356.500 2.554.200
2011 2.406.200 2.619.500
2012 2.426.700 2.652.100
2013 2.418.300 2.652.000
2014 2.410.200 2.667.200
2015 2.387.800 2.641.800
2016 2.371.600 2.623.400
2017 2.351.400 2.600.500
2018 2.324.500 2.570.100
2019 2.293.800 2.535.300
2020 2.276.900 2.516.100
Quelle: KMK 2005, S. 34.
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Allerdings haben sich Bund und Länder im 
Rahmen des Hochschulpakt 2020 über ei-
nen weiteren Ausbau der Hochschulen ver-
ständigt. Hierfür haben Bund und Länder 
jeweils rund 3,2 Milliarden Euro für die 
Jahre 2011 bis 2015 vorgesehen.42 Anhand 
der Verteilungsschlüssel ergeben sich für 
die einzelnen Bundesländer die in Tabelle I.47b
 

42 Vgl. §§ 1 u. 2 Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und 
Ländern gemäß Artikel 91 b AbS. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes über 
den Hochschulpakt 2020 (zweite Programmphase).

Tabelle I.47a: 
Kosten der Erhöhung der Studierendenquote auf 40 Prozent nach Bundesländern

Bundesland
Anzahl der 

Studierenden 

Anzahl der fehlenden 
Studienplätze 

um die 40-Prozent-
Quote zu erreichen

Kosten eines 
zusätzlichen

Studienplatzes

Kosten der 
zusätzlich zu 
schaffenden 

Studienplätze
Baden-Württemberg 238.311 76.000 10.200 775.200.000
Bayern 258.839 108.000 9.500 1.026.000.000
Berlin 135.327 25.000 8.300 207.500.000
Brandenburg 46.865 27.000 6.400 172.800.000
Bremen 30.831 0 8.400 0
Hamburg 71.029 11.000 7.700 84.700.000
Hessen 171.092 6.000 8.900 53.400.000
Mecklenburg-Vorpommern 37.252 11.000 8.800 96.800.000
Niedersachsen 139.885 93.000 10.000 930.000.000
Nordrhein-Westfalen 483.722 41.000 7.000 287.000.000
Rheinland-Pfalz 107.116 11.000 6.500 71.500.000
Saarland 19.884 10.000 8.500 85.000.000
Sachsen 107.355 15.000 9.800 147.000.000
Sachsen-Anhalt 52.019 18.000 8.300 149.400.000
Schleswig-Holstein 47.780 35.000 8.600 301.000.000
Thüringen 50.724 16.000 8.600 137.600.000
Gesamt 1.998.031 503.000 8.500 4.524.900.000
Quelle: eigene Berechnung

dargestellten laufenden Mehrausgaben aus der 
Erhöhung der Studierendenquote.43

Für diese zusätzlichen 503.000 Studienplätze soll 
ebenfalls eine Betreuungsquote von 13,0 erreicht 
werden. Die zusätzlichen Stellen ergeben sich 

43 Für die Berechnung wird davon ausgegangen, dass sich die 
Finanzmittel des Hochschulpakts auf alle fünf Jahre seiner Lauf-
zeit gleich verteilen. Zur Verteilung siehe § 3 der Verwaltungs-
vereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91 b 
AbS. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes über den Hochschulpakt 2020 
(zweite Programmphase) sowie § 3 der Verwaltungsvereinbarung 
zwischen Bund und Ländern über den Hochschulpakt 2020 vom 
5. September 2007.
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Tabelle I.47b: 
Kosten der Erhöhung der Studierendenquote 
auf 40 Prozent nach Bundesländern unter Berücksichtigung 
des Hochschulpakt 2020

Bundesland

Geplante zusätzliche 
Ausgaben von Bund 

und Ländern nach 
Hochschulpakt 2020

Laufender zusätzlicher 
Mehraufwand für 
die Erhöhung der 

Studierendenquote
Baden-Württemberg 193.260.000 581.940.000
Bayern 227.010.000 798.990.000
Berlin 25.600.000 181.900.000
Brandenburg 18.580.000 154.220.000
Bremen 9.030.000 0
Hamburg 13.370.000 71.330.000
Hessen 109.300.000 0
Mecklenburg-Vorpommern 12.260.000 84.540.000
Niedersachsen 139.160.000 790.840.000
Nordrhein-Westfalen 327.070.000 0
Rheinland-Pfalz 72.060.000 0
Saarland 18.770.000 66.230.000
Sachsen 30.890.000 116.110.000
Sachsen-Anhalt 17.550.000 131.850.000
Schleswig-Holstein 49.360.000 251.640.000
Thüringen 16.710.000 120.890.000
Gesamt 1.279.980.000 3.350.480.000
Quelle:  eigene Berechnung anhand der Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund 

und Ländern gemäß Artikel 91 b AbS. 1 Nr. 2 des Grundgesetzes über den 
Hochschulpakt 2020 (zweite Programmphase) 
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aus der Zahl der wissenschaftlichen und künstle-
rischen MitarbeiterInnen für die fehlenden Stu-
dienplätze bei einem Betreuungsverhältnis von 
13,0 – vermindert um die Zahl der wissenschaft-
lichen und künstlerischen MitarbeiterInnen, die 
in den Kosten für die Schaffung neuer Studien-
plätze bereits enthalten sind. Diese lassen sich 
über die berechneten Betreuungsverhältnisse der 
Tabelle I.38 ermitteln. (Vgl. Tabelle I.48.)

Tabelle I.48: 
Kosten der Absenkung der Betreuungsquote auf 13,0 für die zur Erhöhung 
der Studierendenquote benötigten Studienplätze nach Bundesländern

Bundesland

Anzahl der 
fehlenden Studien-

plätze um die 
40- Prozent-Quote 

zu erreichen

Relation 
Studierende je 
wissenschaft-

licher und 
künstlerischer 

Stelle 

Anzahl der zu-
sätzlich benötigten 
wissenschaftl. und 

künstler. Stellen 
für die fehlenden 

Studienplätze

Anzahl der 
zusätzlich be-

nötigten Verwal-
tungsstellen für 

die fehlenden 
Studienplätze

Kosten der 
Absenkung der 

Betreuungsquote 
auf 13,0 für die 

fehlenden 
Studienplätze

Baden-Württemberg 76.000 15,3 880 50 64.940.000
Bayern 108.000 12,5 0 0 0
Berlin 25.000 13,0 0 0 0
Brandenburg 27.000 22,1 860 40 61.830.000
Bremen 0 22,9 0 0 0
Hamburg 11.000 14,0 60 0 4.660.000
Hessen 6.000 16,5 100 10 7.710.000
Mecklenburg-Vorpommern 11.000 12,0 0 0 0
Niedersachsen 93.000 12,9 0 0 0
Nordrhein-Westfalen 41.000 18,6 950 50 71.160.000
Rheinland-Pfalz 11.000 19,9 290 20 21.630.000
Saarland 10.000 12,4 0 0 0
Sachsen 15.000 15,6 190 10 14.040.000
Sachsen-Anhalt 18.000 12,5 0 0 0
Schleswig-Holstein 35.000 10,6 0 0 0
Thüringen 16.000 13,2 20 0 1.430.000
Gesamt 503.000 15,1 3.350 170 247.400.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen
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Wie bei der Auflösung der Unterfinanzierung der 
Hochschulen müssen auch bei der Erhöhung der 
Studierendenquote die laufenden Sachmittel be-
rücksichtigt werden (vgl. Tabelle I.49).

Die Anhebung der Studierendenquote kostet 
3,35 Milliarden Euro für die zusätzlichen Studi-
enplätze, 247 Millionen Euro für die Senkung der 
Betreuungsquote und 312 Millionen Euro für die 
Erhöhung der Sachmittel. 

Tabelle I.49: 
Kosten der Erhöhung der Sachmittel für die zur Erhöhung der Studierendenquote 
benötigten Studienplätze nach Bundesländern

Bundesland

Zusätzliche wissenschaftl. 
und künstlerische sowie 

Verwaltungsstellen zur Verringe-
rung der Betreuungsquote der 

zusätzlichen Studienplätze

Anzahl der 
fehlenden 

Studienplätze

laufender 
Sachaufwand je 

Studierendem

laufender 
Sachaufwand 

je wissenschaftl. 
und künstleri-

scher Stelle

Laufender 
Finanzierungs-

bedarf zur 
Erhöhung der 

Sachmittel
Baden-Württemberg 930 76.000 3.080 40.040 54.260.000
Bayern 0 108.000 3.090 40.170 66.740.000
Berlin 0 25.000 2.770 36.010 13.850.000
Brandenburg 900 27.000 1.270 16.510 9.830.000
Bremen 0 0 2.510 32.630 0
Hamburg 60 11.000 3.420 44.460 8.060.000
Hessen 110 6.000 2.670 34.710 3.970.000
Mecklenburg-Vorpommern 0 11.000 3.310 43.030 7.280.000
Niedersachsen 0 93.000 3.630 47.190 67.520.000
Nordrhein-Westfalen 1.000 41.000 2.080 27.040 22.460.000
Rheinland-Pfalz 310 11.000 2.260 29.380 6.790.000
Saarland 0 10.000 2.120 27.560 4.240.000
Sachsen 200 15.000 2.150 27.950 7.570.000
Sachsen-Anhalt 0 18.000 2.780 36.140 10.010.000
Schleswig-Holstein 0 35.000 3.110 40.430 21.770.000
Thüringen 20 16.000 2.370 30.810 7.710.000
Gesamt 3.530 503.000 2.840 36.920 312.060.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen
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meine Studiengebühren und -beiträge, sondern 
auch Verwaltungsgebühren und Langzeitstudien-
gebühren. Da diese Gebühren eine ähnliche Wir-
kung entfalten wie allgemeine Studiengebühren 
und -beiträge, soll hier auch deren Abschaffung be-
rücksichtigt werden. Diese Gebühren und Beiträ-
ge fließen, in Form von Verwaltungseinnahmen, 
in die allgemeinen Haushalte der Hochschulen. 
Sie müssen daher durch öffentliche Mittel ersetzt 
werden, um die Finanzsituation der Hochschulen 
nicht zu verschlechtern. Ferner müssen diese Er-
satzmittel auch für die zusätzlich zu schaffenden 
Studienplätze berücksichtigt werden, um die Stu-
dierendenquote von 40 Prozent zu erreichen. Für 
diese Studienplätze muss die gleiche finanzielle 
Ausstattung vorhanden sein wie für die bereits 
vorhandenen Studienplätze. (Vgl. Tabelle I.50a.)

I.4.2.3 Studiengebühren

Trotz des Nachweises, dass Studiengebühren und 
-beiträge eine abschreckende Wirkung auf Stu-
dieninteressierte aus bildungsfernen Schichten 
haben (vgl. Heine et al. 2008, S. 15), sind sie in 
einigen Bundesländern immer noch vorhanden. 
Die Front der Länder, die solche Gebühren und 
Beiträge fordern, bröckelt jedoch. Neben Hessen, 
dem Saarland und Nordrheinwestfalen hat auch 
die Landesregierung von Baden-Württemberg an-
gekündigt, allgemeine Studiengebühren und -bei-
träge abzuschaffen.

In 2008 erhoben die Hochschulen in Deutsch-
land Beiträge in Höhe von 1,21 Milliarden Euro 
von ihren Studierenden (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2010i, S. 26). Darunter fallen nicht nur allge-

Tabelle I.50a: 
Abschaffung von Studiengebühren und -beiträgen sowie Verwaltungsgebühren

Bundesland
Beiträge der 

Studierenden

Beiträge der 
Studierenden 

je Studienplatz

Anzahl der fehlenden 
Studienplätze um 

die 40-Prozent-
Quote zu erreichen

Kosten der 
Abschaffung von 
Studiengebühren 

und -beiträgen
Baden-Württemberg 219.575.000 921 76.000 289.571.000
Bayern 160.486.000 620 108.000 227.446.000
Berlin 63.709.000 470 25.000 75.459.000
Brandenburg 7.973.000 170 27.000 12.563.000
Bremen 18.641.000 610 0 18.641.000
Hamburg 71.865.000 1010 11.000 82.975.000
Hessen 144.353.000 840 6.000 149.393.000
Mecklenburg-Vorpommern 2.946.000 80 11.000 3.826.000
Niedersachsen 103.862.000 740 93.000 172.682.000
Nordrhein-Westfalen 354.009.000 730 41.000 383.939.000
Rheinland-Pfalz 18.089.000 170 11.000 19.959.000
Saarland 12.455.000 630 10.000 18.755.000
Sachsen 9.708.000 90 15.000 11.058.000
Sachsen-Anhalt 4.147.000 80 18.000 5.587.000
Schleswig-Holstein 9.309.000 200 35.000 16.309.000
Thüringen 8.027.000 160 16.000 10.587.000
Gesamt 1.209.153.000 610 503.000 1.498.750.000
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010i, S. 26 und eigene Berechnungen
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schen Bundestages Nr, 17/485 vom 19.01.2010) 
hat die GEW daher eine weitere Erhöhung der 
Fördersätze und Freibeträge um zehn Prozent 
gefordert. Die Kosten dieser Forderung sollen im 
Folgenden bestimmt werden – dabei soll auch die 
Studierendenquote gesteigert werden.

Im Jahr 2009 wurden für das Studien-BAföG 
nach Angaben des deutschen Studentenwerkes im 

Bis zum April 2011 haben mehrere Bundesländer 
allgemeine Studiengebühren und -beiträge abge-
schafft. Diese haben ihren Hochschulen als Aus-
gleich so genannte Studiengebührenersatzmittel 
zugesichert, die aus den allgemeinen Länderhaus-
halten aufgebracht werden. Werden sie eingerech-
net, ergibt sich der in Tabelle I.50b dargestellte 
finanzielle Mehraufwand für die einzelnen Bun-
desländer.

Für die Abschaffung der Studiengebühren und 
-beiträgen sind knapp 1,05 Milliarden Euro not-
wendig.

I.4.2.4 Reform des BAföG

Das bestehende System der Fördermaßnahmen 
für Studierende, das die soziale Selektivität besei-
tigen und lange Studienzeiten und Studienabbrü-
che verhindern soll, wurde in den letzten Jahren 
weiter zurückgefahren. In den letzten Jahren wur-
den einige Regelungen für das BAföG verbessert, 
beispielsweise wurde das BAföG-Höchstalters zur 
Anpassung an das Bologna-System angehoben 
und Freibeträge und Fördersätzen wurden ge-
ringfügig angehoben.44 Allerdings haben sich die 
BAföG-Sätze in den Jahren 2002 bis 2007 kaum 
verändert (vgl. BMBF 2010b, S. 39). Bei anderen 
sozialen Leistungen, wie den Subventionen der 
Studierendenwerke, und auch durch Absenkung 
des Höchstalters für den Bezug von Kindergeld 
von 27 auf 25 Jahre sind jedoch deutliche Ver-
schlechterungen eingetreten.

Damit das BAföG seine Ziele erreichen kann, 
müssen der Zugang und die Förderhöhe verbes-
sert werden. Im Rahmen der Diskussion um den 
„18. Bericht nach § 35 des Bundesausbildungsför-
derungsgesetzes zur Überprüfung der Bedarfssätze, 
Freibeträge sowie Vomhundertsätze und Höchst-
beträge nach § 21 AbS. 2“ (Drucksache des deut-

44 S. die www-Seiten der GEW zur BAföG-Novelle 2010: 
http://www.gew.de/Das_neue_BAfoeG.html

Tabelle I.50b: 
Abschaffung von Studiengebühren und -beiträgen 
sowie Verwaltungsgebühren

Bundesland

Summe 
Studiengebühren-

ersatzmittel

Laufender finanz. Auf-
wand der Abschaffung von 

Studiengebühren u. -beiträgen
Baden-Württemberg1 110.000.000 179.571.000
Bayern 0 227.446.000
Berlin 0 75.459.000
Brandenburg 0 12.563.000
Bremen 0 18.641.000
Hamburg 0 82.975.000
Hessen2 83.000.000 66.393.000
Mecklenburg-Vorpommern 0 3.826.000
Niedersachsen 0 172.682.000
Nordrhein-Westfalen3 249.000.000 134.939.000
Rheinland-Pfalz 0 19.959.000
Saarland4 11.000.000 7.755.000
Sachsen 0 11.058.000
Sachsen-Anhalt 0 5.587.000
Schleswig-Holstein 0 16.309.000
Thüringen 0 10.587.000
Gesamt 453.000.000 1.045.750.000
1  Im Koalitionsvertrag der neuen Grün-Roten-Landesregierung ist die Abschaffung der 

Studiengebühren und -beiträgen vorgesehen, jedoch kein Mehraufwand für das Land 
beziffert. Siehe http://www.gruene-bw.de/fileadmin/gruenebw/dateien/Koalitions-
vertrag-web.pdf, daher ist die Summe anhand der Mehraufwendungen in Hessen und 
NRW geschätzt.

2  Siehe http://www.faz.net/s/Rub5785324EF29440359B02AF69CB1BB8CC/Doc~
E1E7C9DA840984159976BBAA377202E87~ATpl~Ecommon~Scontent.html

3  Siehe http://www.wissenschaft.nrw.de/objekt-pool/download_dateien/studieren_
in_nrw/FAQ-Liste.pdf

4 Siehe http://www.dradio.de/dlf/sendungen/campus/1084916/

Quelle: eigene Berechnungen anhand der vorherigen Tabelle
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kosten.45 Dazu kommt die im Jahr 2010 durchge-
führte Erhöhung um zwei Prozent bei den Förder-
sätzen und drei Prozent bei den Freibeträgen, die 
zwischen 30 und 45 Millionen Euro kosten wird. 
Daraus ergibt sich ein zu erwartender Mehrauf-
wand von 195 Millionen Euro für die Anhebung 
der Fördersätze und der Freibeträge. Die Kosten 
der Anhebung der Fördersätze und Freibeträge 
werden auf die einzelnen Bundesländer anhand 
der Zahl der BAföG-EmpfängerInnen verteilt (vgl. 
Tabelle I.51).

45 Vgl. Beschluss „Studienfinanzierung als Mittel gegen eine 
Verzerrung von Bildungschancen und zur langfristigen Vermei-
dung eines Fachkräftemangels begreifen“ von der 68. ordentli-
chen Mitgliederversammlung des deutschen Studentenwerkes 
vom 04. u. 05.12.2007.

Monatsdurchschnitt 360.000 Studierende (insge-
samt 550.000 Studierende) gefördert. Von diesen 
erhielten 38,5 Prozent eine Vollförderung und 
61,5 Prozent eine Teilförderung. Die durch-
schnittliche Förderung pro Studierendem/r ent-
spricht ca. 434 Euro pro Monat. Insgesamt wurden 
1,876 Milliarden Euro für das Studien-BAföG auf-
gewandt, von denen 35 Prozent die Bundesländer 
und 65 Prozent der Bund tragen. 

Die Erhöhung der Fördersätze und Freibeträ-
ge um zehn Prozent würde nach Schätzungen des 
deutschen Studentenwerkes 150 Millionen Euro 

Tabelle I.51: 
Anzahl der BAföG-EmpfängerInnen nach Bundesländern, Anteil der Geförderten, BAföG-Kosten 
2009 und Kosten der Anhebung des BAföG-Satzes und der Freibeträge um 12 bzw. 13 Prozent

Bundesland
Anzahl BAföG-

EmpfängerInnen
Gesamtausgaben 

für das BAföG
Anteil an BAföG-

Aufwendungen

Zusätzlicher laufender 
Finanzbedarf für die 

Erhöhung der BAföG-Sätze
Baden-Württemberg 35.600 176.130.000 9,4 18.310.000
Bayern 46.300 228.120.000 12,2 23.710.000
Berlin 23.700 132.440.000 7,1 13.770.000
Brandenburg 10.100 55.420.000 3,0 5.760.000
Bremen 6.100 32.620.000 1,7 3.390.000
Hamburg 10.900 63.940.000 3,4 6.650.000
Hessen 26.500 143.040.000 7,6 14.870.000
Mecklenburg-Vorpommern 9.600 50.370.000 2,7 5.240.000
Niedersachsen 33.800 178.220.000 9,5 18.530.000
Nordrhein-Westfalen 76.300 387.620.000 20,7 40.300.000
Rheinland-Pfalz 16.200 83.280.000 4,4 8.660.000
Saarland 2.600 12.720.000 0,7 1.320.000
Sachsen 28.300 145.280.000 7,7 15.100.000
Sachsen-Anhalt 12.400 63.590.000 3,4 6.610.000
Schleswig-Holstein 9.700 51.860.000 2,7 5.390.000
Thüringen 13.800 71.100.000 3,8 7.390.000
Gesamt 360.000 1.875.730.000 100,0 195.000.000
Quelle: Statistische Bundesamt 2010e, S. 15 und eigene Berechnung
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plante Steigerung der Studierendenzahl berück-
sichtigt werden. Wird davon ausgegangen, dass 
diese Studierenden alle anspruchsberechtigt sind 
und der Anteil der geförderten Studierenden eben-
so hoch ist wie bei den vorhandenen anspruchsbe-
rechtigten Studierenden,48 ergeben sich folgende 
laufende Kosten für die einzelnen Bundesländer – 
Grundlage sind die in Tabelle I.47a errechneten 
zusätzlich zu schaffenden Studienplätze der ein-
zelnen Bundesländer. (Vgl. Tabelle I.52.)

Die Gesamtkosten der Reform des BAföG belau-
fen sich auf 1,39 Milliarden Euro. 

48 Drucksache 17/485 des Deutschen Bundestages, S. 10.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil einer BAföG-
Reform ist die Anhebung des Höchstalters von 
BAföG-EmpfängerInnen. Es wurde im Rahmen 
der 23. BAföG-Novelle auf 35 Jahre angehoben, 
was jedoch aufgrund der neuen Studienstruktur 
mit Bachelor/Master nicht ausreicht. Diese und 
andere „Eckpunkte zur BAföG-Reform“ haben 
der Deutsche Gewerkschaftsbund und das Deut-
sche Studentenwerk zusammengestellt.46 Leider 
ist aufgrund der unzureichenden Datenlage keine 
Kostenschätzung dieser Maßnahmen möglich.

Ein weiterer Eckpunkt einer BAföG-Reform 
ist eine Umstellung des BAföG auf einen Voll-
zuschuss (vgl. GEW 2009, S. 14). Im Rahmen der 
Ausführungen zu Studiengebühren wurde bereits 
auf die abschreckende Wirkung der studienbe-
dingten Verschuldung eingegangen. Diese Kosten 
fallen jedoch nur für die Darlehen an, die bereits 
vergeben wurden, deren Rückzahlung müsste zu-
sätzlich zur Erhöhung der BAföG-Sätze und -Frei-
beträge getragen werden. Da es zu den Einnahmen 
aus den BAföG-Rückzahlungen keine Aufschlüsse-
lungen für die einzelnen Bundesländer gibt, wird 
die Gesamtsumme gemäß der derzeitigen Anteile 
an den BAföG-Aufwendungen auf die Bundeslän-
der verteilt. Im Jahr 2008 betrug die Summe der 
Rückzahlungen 395 Millionen Euro.47

Abschließend muss bei der Berechnung der 
laufenden Kosten einer BAföG-Reform die ge-

46 Vgl. http://www.studentenwerke.de/pdf/Eckpunkte_DGB-
DSW_091209.pdf

47 Drucksache 17/485 des Deutschen Bundestages, S. 29.

Tabelle I.52: 
Laufende Kosten der Abschaffung des Darlehensanteils unter 
Berücksichtigung des Anhebens der Studierendenquote

Bundesland
Abschaffung 

Darlehensanteil

Anhebung der 
Studierenden-

quote

Gesamte laufen-
de Kosten der 
BAföG-Reform

Baden-Württemberg 37.090.000 81.560.000 136.960.000
Bayern 48.040.000 138.170.000 209.920.000
Berlin 27.890.000 41.100.000 82.760.000
Brandenburg 11.670.000 56.650.000 74.080.000
Bremen 6.870.000 0 10.260.000
Hamburg 13.460.000 16.550.000 36.660.000
Hessen 30.120.000 8.570.000 53.560.000
Mecklenburg-Vorpommern 10.610.000 24.480.000 40.330.000
Niedersachsen 37.530.000 183.340.000 239.400.000
Nordrhein-Westfalen 81.630.000 57.050.000 178.980.000
Rheinland-Pfalz 17.540.000 14.310.000 40.510.000
Saarland 2.680.000 10.210.000 14.210.000
Sachsen 30.590.000 31.270.000 76.960.000
Sachsen-Anhalt 13.390.000 35.000.000 55.000.000
Schleswig-Holstein 10.920.000 62.870.000 79.180.000
Thüringen 14.970.000 34.700.000 57.060.000
Gesamt 395.000.000 795.830.000 1.385.830.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabelle
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bung der Sachmittel für die zusätzlichen Studien-
plätze einzuplanen. Zuletzt werden noch jährlich 
1,05 Milliarden Euro für die Abschaffung der 
Studiengebühren und -beiträge (unter Berücksich-
tigung der Anhebung der Studierendenquote) so-
wie 1,39 Millarden Euro für eine BAföG-Reform 
benötigt.

I.4.3 Zwischenfazit

Um die Unterfinanzierung des Hochschulbereichs 
abzubauen, ergibt sich ein jährlicher Finanzie-
rungsbedarf in Höhe von 1,84 Milliarden Euro für 
zusätzliches wissenschaftliches und Verwaltungs-
personal zur Verbesserung der Betreuungsquote. 
Dazu kommen jährlich 1,95 Milliarden Euro für 
die laufenden Sachmittel. Für die Anhebung der 
Studierendenquote sind jährlich 3,35 Milliarden 
Euro an Mehraufwand notwendig. Weitere 247 Mil-
lionen Euro sind für die Absenkung der Betreu-
ungsquote und 312 Millionen Euro für die Anhe-

Tabelle I.53: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung des Hochschulbereiches (Teil I)

Bundesland

Kosten der 
Absenkung der 

Betreuungsquote 
auf 13,0

Zusätzliche Kosten 
für die Verbesserung 

der laufenden 
Sachmittel

Laufender zusätzl. 
Mehraufwand für 
die Erhöhung der 

Studierendenquote

Kosten d. Absenkung 
der Betreuungsquote 
auf 13,0 für die feh-
lenden Studienplätze

Baden-Württemberg 209.000.000 285.660.000 581.940.000 64.940.000
Bayern 0 159.960.000 798.990.000 0
Berlin 0 74.970.000 181.900.000 0
Brandenburg 110.870.000 43.010.000 154.220.000 61.830.000
Bremen 74.510.000 57.370.000 0 0
Hamburg 31.980.000 70.990.000 71.330.000 4.660.000
Hessen 221.630.000 213.400.000 0 7.710.000
Mecklenburg-Vorpommern 0 24.660.000 84.540.000 0
Niedersachsen 0 101.560.000 790.840.000 0
Nordrhein-Westfalen 861.130.000 581.520.000 0 71.160.000
Rheinland-Pfalz 219.040.000 153.840.000 0 21.630.000
Saarland 0 8.430.000 66.230.000 0
Sachsen 104.470.000 94.460.000 116.110.000 14.040.000
Sachsen-Anhalt 0 28.920.000 131.850.000 0
Schleswig-Holstein 0 29.720.000 251.640.000 0
Thüringen 3.590.000 25.890.000 120.890.000 1.430.000
Gesamt 1.836.220.000 1.954.360.000 3.350.480.000 247.400.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen
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Tabelle I.54: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung des Hochschulbereiches (Teil II)

Bundesland

Laufender Finanzierungs-
bedarf zur Erhöhung 

der Sachmittel
Beiträge der 

Studierenden

Gesamte 
laufende Kosten 

der BAföG-Reform Gesamtkosten
Baden-Württemberg 54.260.000 179.571.000 136.960.000 1.512.331.000
Bayern 66.740.000 227.446.000 209.920.000 1.463.056.000
Berlin 13.850.000 75.459.000 82.760.000 428.939.000
Brandenburg 9.830.000 12.563.000 74.080.000 466.403.000
Bremen 0 18.641.000 10.260.000 160.781.000
Hamburg 8.060.000 82.975.000 36.660.000 306.655.000
Hessen 3.970.000 66.393.000 53.560.000 566.663.000
Mecklenburg-Vorpommern 7.280.000 3.826.000 40.330.000 160.636.000
Niedersachsen 67.520.000 172.682.000 239.400.000 1.372.002.000
Nordrhein-Westfalen 22.460.000 134.939.000 178.980.000 1.850.189.000
Rheinland-Pfalz 6.790.000 19.959.000 40.510.000 461.769.000
Saarland 4.240.000 7.755.000 14.210.000 100.865.000
Sachsen 7.570.000 11.058.000 76.960.000 424.668.000
Sachsen-Anhalt 10.010.000 5.587.000 55.000.000 231.367.000
Schleswig-Holstein 21.770.000 16.309.000 79.180.000 398.619.000
Thüringen 7.710.000 10.587.000 57.060.000 227.157.000
Gesamt 312.060.000 1.045.750.000 1.385.830.000 10.132.100.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen
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schlossen haben und in der Regel erwerbstätig 
waren oder in der Familie gearbeitet haben” (vgl. 
Jaich 2008, S. 80). Allgemein werden darunter drei 
verschiedene Bereiche zusammengefasst: Beruf-
liche Weiterbildung, politische Weiterbildung 
und allgemeine Weiterbildung. Im Folgenden Ab-
schnitt soll jedoch nur noch auf den Bereich der 
beruflichen Weiterbildung eingegangen werden, 
weil sie aufgrund der zunehmenden Bedeutung 
des lebenslangen Lernens für eine Partizipation 
von Menschen im Arbeitsleben von hoher Bedeu-
tung ist.

Anhand dieser Definition ergeben sich eine 
große Zahl an Schnittstellen mit dem System 
der allgemeinbildenden Schulen, der beruflichen 
Bildung und dem Hochschulbereich, denn auch 
der Erwerb dieser Qualifikationen kann u. U. als 
Weiterbildung betrachtet werden (z. B. das Nach-
holen von Hochschulabschlüssen). Daher sind 
die Hauptprobleme im Bereich der Weiterbildung 
in den folgenden zwei Stichpunkten zusammen-
zufassen (vgl. Initiative Bundesregelungen für die 
Weiterbildung 2008, S. 5 – 9): 

1. Der politische Gestaltungsspielraum wird im 
gesamten Weiterbildungsbereich durch die 
anhaltende ideologisch getriebene Kritik, der 
Markt sei effizienter als der Staat, den Folgen 
der Steuersenkungspolitik des letzten Jahr-
zehnts, der Einführung der Schuldenbremse 
sowie der Finanz- und Wirtschaftskrise immer 
weiter zurückgedrängt. Durch die Betrachtung 
der Weiterbildung unter rein betriebswirt-
schaftlichen Gesichtspunkten ist die politische 
Gestaltungsmöglichkeit aufgegeben worden.

2. Die Teilnahme an Weiterbildungsangeboten 
wird zunehmend durch das Einkommen der 
TeilnehmerInnen bestimmt. So besitzen von 
den knapp acht Millionen TeilnehmerInnen 
an der beruflichen Weiterbildung im Jahr 2009 
knapp vier Millionen eine Fach- bzw. Hoch-
schulreife (vgl. Statistisches Bundesamt 2010j, 
S. 7). Als rein privates Gut, das nicht mehr öf-
fentlich gefördert wird, soll die Weiterbildung 

I.5 Weiterbildung

I.5.1 Grundlagen

Über die hohe Bedeutung der Weiterbildung in-
nerhalb des Bildungssystems besteht gesellschaft-
licher KonsenS. Die folgenden Schlagworte sind 
beispielhaft für die aktuelle Diskussion um die 
Weiterbildung:

„1. Ein schneller technologischer und wirtschafts-
struktureller Wandel erfordere eine ständige 
Anpassung von Kompetenzen und Qualifika-
tionen;

2. Hierzu reiche das einmal Gelernte (in Schule, 
Ausbildung, Universität) eben nicht aus, in einer 
‚Wissensgesellschaft‘ veraltet Wissen sehr schnell, 
seine ‚Halbwertzeit‘ wird immer geringer;

3. Immer flexibler und unstetiger werdende Be-
rufs- und Lebensverläufe erfordern eine perma-
nente Anpassungsleistung (bis hin zur These 
von der ‚Entberuflichung‘);

4. Lebenslanges Lernen habe eine wichtige Akti-
vierungsfunktion (auch über die Erwerbsarbeit 
hinaus) und damit eine Integrationsfunktion 
für den Einzelnen;

5. Der demographische Wandel verstärke di-
ese Notwendigkeiten und positiven Effekte 
von Weiterbildung, angesichts des Trends zu 
einem immer älteren Erwerbspersonenpotenzi-
al mit weniger jungem Nachwuchs;

6. Gerade in einem Land ohne nennenswerte 
Rohstoffbasis wie Deutschland sei das – auf-
zufrischende und auszuweitende – Wissen in 
den Köpfen die entscheidende Ressource (um 
so entscheidender, wenn es beim Output des 
eigentlichen Bildungswesens schief hängt wie 
der Turm von Pisa);

7. Bildung sei Bürgerrecht (Dahrendorf) etc.“
(Kistler 2010, S. 5).

Der Begriff der Weiterbildung umfasst dabei die 
„Vertiefung, Erweiterung oder Erneuerung von 
Kenntnissen, Fähigkeiten und Fertigkeiten von 
Menschen, die eine erste Bildungsphase abge-
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1. Betriebliche Weiterbildung: Betriebliche Wei-
terbildung ist die vom Arbeitgeber initiierte 
Weiterbildung von abhängig Beschäftigten, 
die zur Erhaltung bzw. Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit oder der Innovationsfähigkeit 
führen soll.

2. Individuelle berufliche Weiterbildung: Dabei 
handelt es sich um die Förderung von Per-
sonen, die einen höheren Qualifikationsgrad 
in ihrem Berufsfeld anstreben oder sich beruf-
lich neu orientieren wollen.

3. Weiterbildung von Erwerbslosen: Die Weiter-
bildung von Erwerbslosen, insbesondere von 

nur noch zur Steigerung des Humankapitals 
des einzelnen „Arbeitskraftunternehmers” die-
nen, der die Entwicklung seines Arbeitskraft-
potentials eigenverantwortlich regelt. Dies ist 
nicht nur anhand der oben beschriebenen 
Bedeutung der Weiterbildung unbefriedigend, 
sondern es setzt auch voraus, dass die einzel-
nen Individuen zum einen über die Fähigkeit 
verfügen ihr Arbeitskraftpotential eigenverant-
wortlich zu entwickeln. Zum anderen muss 
auch ein geeignetes Angebot vorhanden sein. 
Die gesellschaftliche Verantwortung gegenüber 
dem Einzelnen wird durch diese Individuali-
sierung auf ihn selbst abgewälzt.

3. Mit der Vermarktlichung verändern sich auch 
die Strukturen der Erbringung der Weiterbil-
dungsangebote. Vor allem projektförmige An-
gebote, die für die dort beschäftigten Personen 
zu einmaligen und zeitlich befristeten Beschäf-
tigungsverhältnissen führen, sind stark ausge-
prägt. Eine mittel- und langfristige Planung 
ist dadurch sowohl für Anbieter als auch für 
Nachfrager unmöglich.

Das Ergebnis dieser Politik ist eine im internationa-
len Vergleich relativ geringe Weiterbildungsquote, 
die innerhalb der letzten zehn Jahre teilweise sogar 
rückläufig war. Außerdem wurden auch die Auf-
wendungen der Unternehmen pro TeilnehmerIn 
an der betrieblichen Weiterbildung nominal ge-
kürzt (vgl. Kistler 2010, S. 23 f.). Tabelle I.55 stellt 
die Ergebnisse der letzten, im Jahr 2005 durchge-
führten, europäischen Vergleichsstudie zur Wei-
terbildung dar. 

Ein Engagement der öffentlichen Hand in der 
Weiterbildung ist daher dringend notwendig, um 
nicht eine Spaltung der Erwerbsfähigen in sol-
che, die aktiv an der Weiterbildung partizipieren, 
und solche, deren Bildungsabschluss zunehmend 
entwertet wird, zuzulassen (vgl. Gillenet al. 2010, 
S. 59 ff.). Um diese Fehlentwicklung zu korrigie-
ren, müssen die Probleme in diesen Bereichen an-
gegangen werden:

Tabelle I.55: 
Teilnahmequote an betrieblicher 
Weiterbildung im internationalen Vergleich 
(CVTS III)

Länder 2005 1999
Tschechien 59 42
Luxemburg 49 36
Frankreich 46 46
Schweden 46 61
Belgien 40 41
Slowakei 38
Dänemark 35 53
Niederlande 34 41
Österreich 33 31
Vereinigtes Königreich 33 49
Spanien 33 25
Malta 32
Deutschland 30 32
Norwegen 29 48
Portugal 28 17
Estland 24 19
Polen 21 16
Rumänien 18 8
Ungarn 16 12
Bulgarien 15 13
Litauen 15 10
Griechenland 14 15
Quelle: Behringer et al. 2008, S. 10
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Kontext einer Ökonomie, deren primäres Interes-
se in der kurzfristigen Gewinnoptimierung liegt, 
kommt es zu Konflikten mit in der Regel langfri-
stig angelegten Weiterbildungsmaßnahmen (vgl. 
Jirjahn 2005, S. 250). In diesem Kontext ist auch 
die massive Zunahme der flexiblen Beschäftigung 
als großes Problem für die berufliche Weiterbil-
dung zu betrachten: Sowohl für Unternehmen 
als auch für das befristet beschäftigte Personal 
bestehen wenig Anreize für Investitionen in die 
unternehmensspezifische Weiterbildung, da die 
Wahrscheinlichkeit besteht, dass eine der beiden 
Vertragsparteien den bestehenden Vertrag nicht 
verlängert (vgl. Kistler 2010, S. 15).

Es entsteht ein klassisches Gefangenendilem-
ma, in dem die Unternehmen entweder in Wei-
terbildung investieren und damit höhere Kosten 
als ihre Konkurrenz aufweisen, oder dies nicht 
tun und damit ihre zukünftige Existenz gefährden 
(vgl. Jaich 2008, S. 85). Als Möglichkeit, dieses 
Dilemma zu überwinden, können so genannte 
Weiterbildungsfonds dienen, da sie zumindest auf 
nationaler Ebene die Kosten der Weiterbildung 
anteilig auf alle Unternehmen umlegen. Dadurch 
müssen Unternehmen, die bis zu einem gewissen 
Grad in die Weiterbildung ihrer Beschäftigten in-
vestieren, nicht um ihre Wettbewerbsfähigkeit ge-
genüber den nationalen Konkurrenten fürchten.

Weiterbildungsfonds gibt es beispielsweise in 
Frankreich seit 1971. Die Erfahrungen sind bisher 
sehr positiv, die Weiterbildungsquote Frankreichs 
liegt deutlich über dem Niveau von Deutsch-
land (vgl. Tabelle I.55). Der Aufwand für die 
öffentliche Hand ist – über die Beteiligung am 
entsprechenden Weiterbildungsfonds für die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst hinaus – sehr 
gering. Es muss lediglich eine Regelung geben, 
die festlegt, worüber sich die Tarifparteien einigen 
müssen. Außerdem sollte eine Auffangregelung 
für den Fall bestehen, dass sich Arbeitgeber und 
Gewerkschaften nicht einigen können (vgl. Jaich 
2008, S. 85). Diese Punkte sollten Bestandteil 
dieser Auffanglösung sein:

längerfristigen Nach- und Umqualifizierungen, 
spielen für die (Re-)Integration in die Arbeits-
märkte eine große Rolle.

4. Weiterbildungsberatung: Durch eine flächen-
deckende Weiterbildungsberatungs infrastruktur 
soll ein ausreichendes Maß an Informationen über 
die verschiedenen Arten und der Qualität von 
Weiterbildungsangeboten bereitgestellt werden.

Der Schwerpunkt der ersten drei Problembereiche 
wird auf der Bereitstellung der notwendigen finan-
ziellen Ressourcen für die Finanzierung eines zu-
kunftsfähigen Weiterbildungssystems liegen. Un-
ter Punkt vier wird die Etablierung eines Systems 
erläutert, dass Individuen bei der Planung und 
Durchführung von Weiterbildungsmaßnahmen 
(sowohl kurz- als auch mittel- und langfristig) un-
terstützt und berät.

I.5.2  Kosten einer Reform des Bereichs 
Weiterbildung

I.5.2.1 Finanzierung der betrieblichen 
Weiterbildung

Betriebliche Weiterbildung ist, wie oben bereits 
beschrieben, die vom Arbeitgeber initiierte Wei-
terbildung von abhängig Beschäftigten, die zur 
Erhaltung bzw. zur Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit oder der Innovationsfähigkeit des 
Unternehmens führen soll. Wichtige Elemente 
der betrieblichen Weiterbildung sind vor allem 
die Erhaltungs- und Anpassungsqualifizierung für 
das eigene Arbeitsgebiet, die Umqualifizierung für 
gleich- oder höherwertige Aufgaben, wenn bishe-
rige Arbeitsaufgaben wegfallen, sowie die Entwick-
lungsqualifizierung, durch die es Beschäftigten 
ermöglicht wird, eine höherwertige Beschäftigung 
zu übernehmen (vgl. Jaich 2008, S. 84).

Obwohl diese Weiterbildung im Interesse des 
Unternehmens ist, werden diese Maßnahmen 
aufgrund von Kostendruck und kurzfristigen 
Gewinninteressen unterlassen. Insbesondere im 
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dafür aufwenden, spezifische Weiterbildungs-
programme für diese Gruppen anzubieten. 
Denkbar ist, einen bestimmten Prozentsatz 
der Fondsmittel für die Weiterbildung dieser 
Gruppen festzulegen.” (Ebd., S. 85 ff.)

Für den Weiterbildungsfonds der öffentlichen 
Beschäftigten wird im Weiteren davon ausgegan-
gen, dass sich die Höhe der Abführungen an den 
Fonds auf 1,6 Prozent der Lohnsumme belaufen, 
was dem Niveau der Fondsabgaben des franzö-
sischen Modells entspricht. Der Personalauf-
wand der verschiedenen Gebietskörperschaften in 
Deutschland beträgt für den Bund 41,68 Milliar-
den Euro und für die Länder 151,93 Milliarden 
Euro (inkl. des Personalaufwands der Kommunen) 
– das Personal der Sozialversicherung wird hier 
nicht berücksichtigt (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010 f, S. 18). In Tabelle I.56 werden die Kosten 
des Weiterbildungsfonds für Bund und die ein-
zelnen Bundesländer aufgeschlüsselt. Verrechnet 
man diese mit den bisherigen Ausgaben für die 
betriebliche Weiterbildung von Bund, Ländern 
und Kommunen, dann ergeben sich die laufenden 
Mehrkosten der betrieblichen Weiterbildung der 
öffentlichen Hand (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010d, S. 100).49

Die Kosten des Weiterbildungsfonds für Bund 
und Länder betragen insgesamt knapp zwei Mil-
liarden Euro. Volkswirtschaftlich sinnvoll wäre es 
darüber hinaus, wenn die öffentliche Hand auch 
die Weiterbildungsfonds der einzelnen Branchen 
unterstützen würde – beispielsweise für besondere 
Beschäftigungsgruppen, wie ältere Arbeitnehmer, 
sowie kleine und mittlere Unternehmen, um ihre 
Innovationsfähigkeit zu erhöhen. Dafür könnten 
Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds verwen-
det werden, wodurch keine zusätzlichen Kosten 
anfielen (vgl. Jaich 2008, S. 86).

49 Die Verteilung der bisherigen Ausgaben von Bund, Ländern 
und Gemeinden erfolgt anhand der Zahl der Vollzeitstellen der 
jeweiligen Körperschaften (siehe Statistisches Bundesamt 2010l, 
S.70 f. u. 83 f.).

„1. Festlegung eines Mindestprozentsatzes, der 
von den Betrieben in die Fonds eingezahlt 
werden muss. Ob als Bemessungsgrundlage der 
Umsatz, der Gewinn, die Beschäftigtenzahl, 
die Wertschöpfung oder die Lohnsumme eines 
Betriebes gewählt wird, ist noch zu klären. Die 
Bemessungsgrundlage sollte vor allem relativ 
leicht zu ermitteln sein, um so Verwaltungsko-
sten zu senken. 

2. Finanziert werden sollen aus den Fonds die 
Kosten strukturierter Weiterbildungsmaß-
nahmen. Hierzu sind z. B. Gebühren, Fahrt-
kosten, Kosten der Freistellung und Über-
nachtungskosten zu zählen. Nichtstrukturierte 
Qualifikationsprozesse sollen dagegen nicht 
von den Fonds finanziert werden, da die Er-
mittlung der damit verbundenen Kosten einen 
erheblichen Aufwand verursachen würde. Dies 
erhöht die Gefahr von Missbrauch.

3. Regelungen über die Verwaltung der Fonds: 
Hierbei muss sichergestellt werden, dass diese 
paritätisch aus Arbeitnehmer- und Arbeitge-
bervertretern zusammengesetzt werden.

4. Weitere Aufgaben, die neben der Mittelverwal-
tung von den Fondsverwaltungen ausgeführt 
werden sollten, z. B. Bildungsberatung und Qua-
litätssicherung oder die Förderung der Weiterbil-
dung in kleinen und mittleren Unternehmen. 

5. Regelungen, wie benachteiligte Beschäftigten-
gruppen stärker in die Weiterbildung einbe-
zogen werden können. Spezifische Beschäf-
tigtengruppen nehmen deutlich weniger an 
Weiterbildung teil. Hierzu gehören z. B. ältere 
Arbeitnehmer, Beschäftigte mit niedrigen Qua-
lifikationen, Teilzeitbeschäftigte, Beschäftigte 
in Leiharbeitsunternehmen oder Frauen mit 
Kindern. Gerade diese Beschäftigtengruppen 
haben häufig ein höheres Risiko, erwerbslos zu 
werden. Daher ist eine Erhöhung der Weiter-
bildungsteilnahme dieser Gruppen sowohl in 
deren als auch im gesellschaftlichen Interesse. 
Die Fondsverwaltungen sollten daher einen 
Teil der von ihnen verwalteten Ressourcen 
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insbesondere die Zahl der Geförderten in Vollzeit, 
mit einem Anstieg von 18,4 Prozent, am deut-
lichsten zunahm (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010k, S. 31). 

Das AFBG dient der Förderung von „Teilneh-
merInnen an Maßnahmen der beruflichen Auf-
stiegsfortbildung durch Beiträge zu den Kosten 
der Maßnahme und zum Lebensunterhalt finan-
ziell zu unterstützen“ (§ 1 AFBG). Förderfähig ist 
jedoch nur, wer bereits eine Erstausbildung be-
sitzt, die nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG), 
nach der Handwerksordnung (HwO) oder als 
vergleichbare Erstausbildung anerkannt ist (vgl. 
§ 2 AbS. 1 AFBG). Ziel der Fortbildung soll ein 
Fortbildungsabschluss sein, der auf Prüfungen 
vorbereitet, deren Grundlage das BBiG, die HwO, 
sowie gleichwertige Fortbildungsabschlüsse nach 

I.5.2.2 Kosten der Reform des Systems der 
individuellen Weiterbildung

Individuelle Weiterbildung umfasst alle Maßnah-
men, die von WeiterbildungsteilnehmerInnen 
selbst initiiert worden sind. Eines der wichtigsten 
Instrumente der Förderung der individuellen Wei-
terbildung ist das Aufstiegsbildungsförderungs-
gesetz (AFBG), dass 2009 zum zweiten Mal no-
velliert wurde. Wie bereits bei der ersten Novelle 
wurde die Gruppe der Bezugsberechtigten weiter 
ausgedehnt und die Fördersätze deutlich erhöht 
(diese richten sich nach den BAföG-Sätzen). So 
stieg die Zahl der Geförderten von knapp 140.000 
im Jahr 2008 um 18.000 auf fast 158.000 im Jahr 
2009 an. Dies entspricht einem Anstieg von fast 
13 Prozent innerhalb eines einzigen Jahres, wobei 

Tabelle I.56: 
Kosten eines Weiterbildungsfonds für Bund und Länder

Bundesland

Laufender 
Personalaufwand 

(in Mrd. Euro)
Bisherige Ausgaben 

für Weiterbildung

Laufende Kosten des 
Weiterbildungsfonds 

(1,6 % d. Personalaufwands)

Laufende Mehrausgaben 
von Bund und Ländern für 
die betriebl. Weiterbildung

Bund 41,68 300.000.000 666.880.000 366.880.000
Baden-Württemberg 20,67 109.570.000 330.070.000 220.500.000
Bayern 23,57 124.130.000 377.120.000 252.990.000
Berlin 7,01 41.330.000 112.160.000 70.830.000
Brandenburg 3,81 24.110.000 60.960.000 36.850.000
Bremen 1,56 6.380.000 24.960.000 18.580.000
Hamburg 3,73 18.360.000 59.680.000 41.320.000
Hessen 12,41 58.870.000 198.560.000 139.690.000
Mecklenburg-Vorpommern 2,53 16.490.000 40.480.000 23.990.000
Niedersachsen 14,48 71.490.000 231.680.000 160.190.000
Nordrhein-Westfalen 33,46 164.240.000 535.360.000 371.120.000
Rheinland-Pfalz 7,58 39.100.000 121.280.000 82.180.000
Saarland 2,04 10.200.000 32.640.000 22.440.000
Sachsen 6,47 42.670.000 103.520.000 60.850.000
Sachsen-Anhalt 3,85 25.350.000 61.600.000 36.250.000
Schleswig-Holstein 4,92 24.800.000 78.720.000 53.920.000
Thüringen 3,81 22.910.000 60.960.000 38.050.000
Gesamt (ohne Bund) 151,93 800.000.000 2.429.750.000 1.629.750.000
Quelle:  Statistisches Bundesamt 2010,j S. 18 u. 22, Statistisches Bundesamt 2010,d, S. 100 und eigene Berechnung
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schluss nachholt, Alphabetisierungskurse besucht 
oder ein Studium absolvieren will, jedoch auf-
grund seines Alters jedoch nicht mehr nach den 
BAföG-Regelungen gefördert werden kann (vgl. 
Expertenkommission Finanzierung Lebenslangen 
Lernens 2004, S. 217).

Einige Schritte hin zum EBifG wurden bereits 
im Rahmen der zweiten Novelle des AFBG ge-
macht, so ist der Zuschuss für Familien über das 
AFBG ausgebaut, die Förderlücke in der Prüfungs-
phase geschlossen und der Zuschussanteil erhöht 
worden.52 Sie reichen jedoch noch nicht aus, um 
das anvisierte Ziel einer breiten Förderung der 
WeiterbildungsteilnehmerInnen zu erreichen.

Zur Bestimmung der Kosten der Einführung 
des EBifG werden folgende Änderungen zum bis-
herigen AFBG angenommen:

„1. Änderung von bisherigen Regelungen des AFBG:
 •  Verbesserung der Darlehensrückzahlungs-

bedingungen,
 • weitere Erhöhung der Zuschussanteile,
 • Deckelung der Darlehnssumme.
2. Ausweitung des AFBG:
 •  Bundeseinheitliche Wiederaufnahme der 

Fortbildung zur/m ErzieherIn
 •  Überprüfung und ggf. Erweiterung der Liste 

der Gesundheits-, Pflege- und Sozialberufe 
und Erweiterung der sehr engen Definition 
einer ‚Aufstiegsfortbildung‘,

 •  Öffnung des AFBG für Fortbildungsmaß-
nahmen oberhalb der Meisterebene, z. B. für 
ein Studium nach der beruflichen Ausbil-
dung bzw. nach der beruflichen Fortbildung,

 •  Öffnen des AFBG für ein Master-Studium, 
welches nach dem Bachelor und nach einer 
anschließenden beruflichen Tätigkeit aufge-
nommen wird,

 •  Öffnung des AFBG für das Nachholen von 
Schul- und Berufsabschlüssen sowie für 
Alphabetisierungskurse.“ (Jaich 2008, S. 90).

52  Vgl. hierzu den Internetauftritt des BMBF unter 
http://www.meister-bafoeg.info/de/36.php

bundes- und landesrechtlichen Regelungen und 
an anerkannten Ergänzungsschulen ist (vgl. § 2 
AbS. 1 AFBG).

Insgesamt betrug die Förderung durch das 
AFBG im Jahr 2009 356,8 Millionen Euro, von 
denen 222,5 Millionen Euro als Darlehen in An-
spruch genommen wurden. Im gleichen Zeitraum 
wurden 455,7 Millionen Euro an Förderung be-
willigt, von denen 315 Millionen Euro als Darle-
hen gewährt wurden. Der Anteil der in Vollzeit 
Geförderten stieg von knapp 36 Prozent in 2007 
auf über 37 Prozent der Geförderten im Jahr 2009 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2010k, S. 27 u. 31). 
Die durchschnittliche monatliche Förderung be-
trug 745 Euro pro Person (ebd., S. 14). Berück-
sichtigt werden muss jedoch, dass Darlehen im 
Rahmen des AFBG nicht, wie beim BAföG, auf 
maximal 10.000 Euro beschränkt sind. Dies führt 
zu einer Dominanz von jungen Weiterbildungs-
teilnehmerInnen50, da der Zuschussanteil unab-
hängig von der Förderhöhe konstant bleibt. Dies 
ist für ältere WeiterbildungsteilnehmerInnen mit 
Familie weniger interessant (vgl. Jaich 2008, S. 87).

Das Grundproblem der Finanzierung der indi-
viduellen Weiterbildung in Deutschland bleibt die 
fehlende Systematik. Zwar gibt es auf Bundes- und 
Landesebene verschiedene Programme zur Wei-
terbildungsförderung. Diese sind jedoch entwe-
der, wie etwa das AFBG, auf bestimmte Zielgrup-
pen oder aber auf bestimmte Regionen begrenzt.51 
Daher ist es dringend notwendig, den Umfang der 
Förderfähigen des AFBG auszudehnen. Aus die-
sem Grund wurde bereits 2004 der Vorschlag zur 
Umwandlung des AFBG in ein Erwachsenenbil-
dungsförderungsgesetz (EBifG) vorgelegt. Er sieht 
eine Erweiterung des AFBG auf den Personenkreis 
vor, der entweder einen Schul- oder Berufsab-

50 Nach Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2009 
des Bundesinstituts für Berufsbildung waren 2007 81 Prozent 
der Geförderten zwischen 20 und 35 Jahre alt 
(http://datenreport.bibb.de/html/173.htm).

51 Vgl. das Angebot des Landes Hessen, dass durch den 
Europäischen Sozialfonds gefördert wird 
http://www.esf-hessen.de/Foerderprogramme.esf?page=1
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das EBifG fallen keine zusätzlichen Kosten an, 
da die zusätzlichen Kosten sowohl den Zuschuss- 
als auch den Darlehensanteil erhalten. Sollte 
also vom Modell des Vollzuschuss abgewichen 
werden, würden sich die Kosten der Einführung 
des EBifG um die Summe der jährlichen Rück-
zahlungen bzw. Tilgung verringern. Tabelle I.57 
enthält die Kosten der Einführung des EBifG nach 
Bundesländern anhand ihrer Gesamtbevölkerung 
sowie die Anpassung des AFBG anhand der da-
für bisher aufgewandten Ausgaben jedes Bundes-
landes.

Die zusätzlichen Kosten der Einführung des EBifG 
würden sich auf ca. 660,6 Millionen belaufen.

Die Kosten für die Einführung des EBifG wur-
den von Arens (vgl. Expertenkommission Finan-
zierung Lebenslangen Lernens 2004, S. 220) auf 
500 Millionen Euro geschätzt. Im Rahmen seiner 
Modellrechnung waren von den ca. 800.000 Bil-
dungsteilnehmerInnen in der Förderperiode 
2001/02, die 27 Jahre oder älter waren, rund 
224.000 über das EBifG förderfähig. Dies ent-
spricht einer zusätzlich zu fördernden Anzahl 
von 156.800 für die Förderperiode 2001/02. Wird 
davon ausgegangen, dass die Zahl der zusätzlich 
zu fördernden Personen konstant geblieben ist,53 
muss die individuelle Förderhöhe entsprechend 
der Forderungen an die Reform des BAföG an-
gepasst werden (vgl. Kapitel I.4.2.4). Demnach 
müssten die Fördersätze um zehn Prozent für das 
Jahr 2009 und für das Jahr 2010 um zwei Prozent 
steigen. Da sich die Schätzungen des EBifG auf 
den Zeitrum 2000/2001 beziehen ist zudem die 
Erhöhung der 22. BAföG-Novelle zu berücksich-
tigen, die zu einer Erhöhung der Fördersätze von 
knapp zehn Prozent geführt hat. Insgesamt ergibt 
sich daraus eine Erhöhung um 23,42 Prozent, 
was zu zusätzlichen Kosten durch das EBifG von 
617,1 Millionen Euro führt. Für das bestehende 
AFBG, auf Basis der Zahlen von 2009, müsste eine 
Anhebung der Fördersätze um 12,2 Prozent er-
folgen, dies entspricht Mehrkosten in Höhe von 
43,5 Millionen Euro.

Gegen eine hohe Beteiligung der Weiterbil-
dungsteilnehmerInnen spricht die Abschreckungs-
wirkung der damit verbundenen Verschuldung. 
Darauf wurde bereits bei der Behandlung der BA-
föG-Reform und im Kapitel zu Studiengebühren 
eingegangen. Die Verringerung/Abschaffung des 
Darlehensanteils des aktuellen ABFG kann leider 
nicht geschätzt werden, da das BMBF in seiner Be-
richterstattung die Rückflüsse nicht ausweist. Für

53 Durch die zwei Novellen des AFBG hat sich die Zahl der 
Geförderten stark erhöht bzw. erwartet das BMBF auch in den 
kommenden Jahren einen weiteren kräftigen Anstieg, zugleich 
dürfte durch eine steigende Flexibilität der Beschäftigung ein grö-
ßerer Bedarf an individueller Weiterbildung nachgefragt werden.

Tabelle I.57: 
Zusätzliche Kosten der individuellen 
Weiterbildung nach Bundesländern

Bundesland Kosten für EBifG

Kosten der An-
passung d. beste-

henden AFBG
Baden-Württemberg 80.900.000 5.900.000
Bayern 94.220.000 14.190.000
Berlin 25.830.000 760.000
Brandenburg 18.989.000 670.000
Bremen 4.980.000 300.000
Hamburg 13.340.000 750.000
Hessen 45.640.000 2.220.000
Meckl.g-Vorpommern 12.520.000 410.000
Niedersachsen 59.800.000 3.910.000
Nordrhein-Westfalen 134.950.000 7.360.000
Rheinland-Pfalz 30.310.000 1.690.000
Saarland 7.750.000 380.000
Sachsen 31.550.000 2.060.000
Sachsen-Anhalt 17.930.000 790.000
Schleswig-Holstein 21.330.000 1.230.000
Thüringen 17.070.000 900.000
Gesamt 617.109.000 43.520.000

Quelle:  eigene Berechnung nach Schätzungen der Experten-
kommission Finanzierung Lebenslangen Lernens
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Abschlüssen) missbraucht (vgl. BA 2010, S. 42). 
Diese Aufgaben müssen dringend in neue Zu-
ständigkeiten überführt werden, um sie besser 
mit den anderen Stufen des Bildungssystems zu 
verbinden (vgl. Jaich 2008, S. 92).

2. Hinzu kommt, dass durch die Steuersenkungs-
politik des letzten Jahrzehnts sowie die sich 
abzeichnenden Kosten der Finanzkrise die 
öffentlichen Kassen nicht mehr über die nöti-
gen Ressourcen verfügen, um diesen Bildungs-
bereich mit den notwendigen Finanzmitteln 
auszustatten. Die Zahl der von der BA geför-
derten TeilnehmerInnen an beruflichen Wei-
terbildungsmaßnahmen nahm von 523.000 im 
Jahr 2000 auf 135.000 im Jahr 2005 ab. Insbe-
sondere berufliche Weiterbildungen mit Ab-
schluss in einem anerkannten Ausbildungsbe-
ruf gingen von 96.000 Personen im Jahr 2000 
auf 17.000 im Jahr 2006 zurück (vgl. Kruppe 
2008, S. 16).

Es bedarf dringend einer Ausweitung des Budgets 
für Weiterbildung bei der BA, die mit einer Ver-
besserung der Qualität der Angebote gekoppelt 
werden muss. Der Ausbau der kurzfristigen Trai-
ningsmaßnahmen ist vor allem aus Kostengrün-
den forciert worden, um die teurere und oftmals 
erfolgreichere (berufs-)qualifizierende Weiter-
bildung (vgl. BMAS 2010, S. 16) weitgehend zu-
rückzuführen. Um wieder das Niveau der Wei-
terbildungsmaßnahmen des Jahres 1999 in Höhe 
von knapp 6,75 Milliarden Euro (vgl. Jaich 2008, 
S. 93) zu erreichen, wären – nach Berücksichti-
gung der entsprechenden Aufwendungen der BA 
im Jahr 2010 in Höhe von rund 2,03 Milliarden 
Euro (vgl. BIBB 2011, S. 361) – noch rund 4,72 
Milliarden Euro notwendig. Diese verteilen sich 
auf die einzelnen Bundesländer anhand ihrer Zahl 
der Erwerbslosen im Jahr 2009 wie in Tabelle I.58 
dargestellt.

Für die Steigerung der Weiterbildungsausgaben 
der BA auf das Niveau von 1999 sind ca. 4,72 Mil-
liarden Euro notwendig.

I.5.2.3 Finanzierungsbedarf für die 
Weiterbildung von Erwerbslosen54

Aufgrund der hohen sozialen Selektivität in der 
beruflichen Weiterbildung ist die Förderung der 
Weiterbildung von Erwerbslosen sowie die aktive/
präventive Arbeitsmarktpolitik der Bundesagen-
tur für Arbeit (BA) von besonderer Bedeutung. 
Im Folgenden werden nur die von der BA bereit 
gestellten Mittel betrachtet. Zum Zeitpunkt der 
Fertigstellung dieser Studie lag keine systema-
tische Auswertung der Fördertätigkeit der ein-
zelnen Bundesländer in diesem Bereich vor (vgl. 
BIBB 2011, S. 359). Der Anteil der Erwerbslosen 
die 2007 an einer nicht-formalen berufsbezogenen 
Weiterbildung teilgenommen haben, beträgt le-
diglich 14 Prozent (vgl. Statistisches Bundesamt 
2010j, S. 21).

Für die Weiterbildung von Erwerbslosen stel-
len sich daher zwei Hauptaufgaben:
1. In der Folge des Rufs nach der weiteren Deregu-

lierung und Liberalisierung der Weiterbildung-
sangebote der BA, insbesondere im Rahmen 
des „Gesetz zur Modernisierung der Dienstlei-
stungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz-I-Gesetz) wur-
den neue Vermittlungssystematiken eingeführt, 
wie z. B. Weiterbildungsgutscheine (vgl. Jaich 
2008, S. 90 f.). Durch diese Systematik wurde der 
Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen, gerade 
für die Gruppe, die diese Weiterbildung beson-
ders benötigt, eingeschränkt. Arbeitslose ohne 
oder mit niedrigem Bildungsabschluss erhalten 
diese Gutscheine oftmals nicht oder können sie 
nicht einlösen. Die bestehenden Bildungsun-
gleichheiten werden durch die Bildungsgut-
scheine nicht abgebaut, sondern tendenziell 
verstärkt (vgl. Kruppe 2008, S. 29 f.). Zudem 
wird die BA zunehmend als „Ausfallbürge“ für 
das Bildungssystem (z. B. Sprachkurse für Aus-
siedler, Nachholen von allgemein bildenden

54 Zu weiteren Ausführungen über die entsprechende 
Gesetzgebung, insbesondere zum Arbeitsförderungsgesetz, 
zum Job-AQTIV-Gesetz sowie zur Kritik am System der 
Weiterbildungsgutscheine siehe Jaich 2008, S. 89 f.
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darstellen (vgl. Initiative Bundesregelungen für die 
Weiterbildung 2008, S. 10). Hier können nur die 
schwerwiegendsten Probleme skizziert werden.

Das Angebot an Weiterbildungsmaßnahmen 
hat sich in den vergangenen Jahren stark erhöht 
und ist kaum noch zu überblicken. Problematisch 
ist nicht nur die Zahl der Angebote, sondern auch 
deren Qualität. Zusammen mit der Finanzierung 
der Maßnahmen ist vor allem die Transparenz 
des Weiterbildungsangebotes eines der größten 
Hemmnisse für die Weiterbildungsbeteiligung 
(ebd., S. 10).

Aufgrund fehlender Evaluation und Qualitäts-
kontrollen ist für WeiterbildungsteilnehmerInnen 
nicht ersichtlich, ob ein Weiterbildungsangebot 
einen tatsächlichen Nutzen erwarten lässt. In 
diesem Bereich ist beispielsweise vom BMBF, in 
Kooperation mit dem Europäischen Sozialfonds 
und anderen Partnern, eine Plattform für eine ver-
besserte Vergleichbarkeit und Qualitätssicherung 
bei der Weiterbildung von ErzieherInnen aufge-
baut worden.55 Diese greift auch das Problem der 
Nichtanrechenbarkeit von Weiterbildungsmaß-
nahmen auf weiterführende Bildungsgänge auf, 
was ebenfalls ein großes Hemmnis für potentielle 
WeiterbildungsteilnehmerInnen ist.

Trotz allem bleibt das Weiterbildungsangebot 
viel zu unübersichtlich und ist zudem in keiner 
Weise strukturiert (ebd., S. 10). Es existiert bisher 
noch kein standardisiertes System, das eine Anre-
chenbarkeit von Weiterbildungsangeboten auf wei-
terführende Bildungsgänge und Lernwege regelte. 

Um die bestehenden Probleme im Bereich 
der Weiterbildung zu beseitigen, ist eine flächen-
deckende Beratungsstruktur nötig (vgl. Gillen et al. 
2010, S. 71 ff.). Die GEW hat 2007 mit der Studie 
„Bildungs-, Berufs- und Weiterbildungsberatung. 
Bestandsaufnahme und Eckpunkte zur Weiterent-
wicklung“ (vgl. GEW 2007), einen ersten Versuch 
unternommen, die Anforderungen an ein solches 
System zu formulieren. Diese Anforderungen sind

55 Vgl. www.weiterbildungsinitiative.de/ueber-wiff/ziele.html

I.5.2.4 Aufbau einer Weiterbildungsberatung

Die so oft geforderte Eigenverantwortung in Form 
des „Arbeitskraftunternehmers“ (vgl. Kistler 2010, 
S. 6) ist bereits aufgrund der starken Selektion 
beim Zugang zur Weiterbildung nicht praktikabel. 
Hinzu kommt, dass die Entwicklung einer bio-
graphischen Planung bzw. der Fähigkeiten, einen 
solchen Plan zu erstellen, von den Betroffenen oft 
selbst erlernt bzw. nachgeholt werden muss. Die 
Privilegierung von Gruppen mit guter Ausbildung 
und/oder einem lernfördernden Arbeitsplatz wird 
so weiter verstärkt (vgl. Kistler 2010, S. 6). 

Neben diesen individuellen Problemen ist das 
Weiterbildungssystem auch durch eine Reihe von 
strukturellen Merkmalen gekennzeichnet, die ein 
Hemmnis für die WeiterbildungsteilnehmerInnen 

Tabelle I.58: 
Laufender Finanzierungsbedarf der 
Weiterbildung von Erwerbslosen

Bundesland

Laufender Finanzierungs-
bedarf der Weiterbildung 

von Erwerbslosen
Baden-Württemberg 392.760.000
Bayern 440.490.000
Berlin 326.820.000
Brandenburg 227.920.000
Bremen 52.740.000
Hamburg 108.260.000
Hessen 291.140.000
Mecklenburg-Vorpommern 162.930.000
Niedersachsen 425.390.000
Nordrhein-Westfalen 1.106.370.000
Rheinland-Pfalz 175.660.000
Saarland 53.850.000
Sachsen 383.570.000
Sachsen-Anhalt 231.800.000
Schleswig-Holstein 152.440.000
Thüringen 187.860.000
Gesamt 4.720.000.000
Quelle: eigene Berechnung nach BA und BIBB
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nungen von Jaich (2008, S. 95) für das Jahr 2008 
erfolgt sind. Die Kosten der Anfangsausstattung 
wird im Kapitel II berechnet. Als einzige neue 
Komponente sollen die Lohnnebenkosten, also 
die Arbeitgeberkosten für Sozialabgaben, Sonder-
zahlungen u. ä., berücksichtigt werden. Sie betru-
gen für 2008 in der Privatwirtschaft 32 Prozent des 
Bruttolohns (vgl. Statistisches Bundesamt 2009 f, 
S. 34), dies entspricht bei einem Bruttolohn von 
40.000 Euro pro Beschäftigten 12.800 Euro. Da-
raus ergeben sich laufende Kosten je Beratungs-
stelle von 264.000 Euro.

Der laufende Finanzierungsbedarf für die Gehäl-
ter der Beschäftigten würde jährlich ca. 117 Milli-
onen Euro betragen.

in Anbetracht der sich zunehmend Lohnsprei-
zung mit einem stark anwachsenden Niedriglohn-
sektor und damit verbundenen Dequalifikation 
dieser Beschäftigten (vgl. Kistler 2010, S. 15 u. 
Gillen et al. 2010, S. 59 f.), weiterhin aktuell. Die 
Forderungen sind im Einzelnen:

„1. Eine gesellschaftliche Verantwortung für lebens-
langes Lernen schließt Beratung mit ein. Um 
gegen die bisherige massive Bildungsbenach-
teiligung im gesamten Bildungssystem und in 
der Weiterbildung vorzugehen, muss der Zu-
gang aller Bürger zu einer gebührenfreien und 
kompetenten Beratung gewährleistet werden, 
deren Unabhängigkeit sicherzustellen ist. 

2. Die langfristige Perspektive ist, Beratung für le-
benslanges Lernen bzw. Beratung für Bildung, 
Beruf und Beschäftigung als unabhängige 
öffentliche steuerfinanzierte Dienstleistung 
flächendeckend für alle Bürger auszubauen. 
Kurzfristig muss allerdings verhindert werden, 
dass die Beratungsleistung der BA in Umfang 
und Qualität heruntergefahren wird, ohne dass 
dafür eine Alternative angeboten wird. 

3. Diese staatliche garantierte Beratung soll so-
wohl die Förderung der Beschäftigungsfä-
higkeit (employability), die Vermeidung von 
Arbeitslosigkeit, unterwertiger Beschäftigung 
und Dequalifizierung als auch die Möglichkeit 
der kulturellen und gesellschaftspolitischen 
Teilhabe der Menschen umfassen und alle Bil-
dungs- und Lebensphasen begleiten.“ (GEW 
2007, S. 33).

Die Kosten für die Weiterbildungsberatung kön-
nen wie bei Jaich (2008, S. 94 ff.) nur sehr grob 
geschätzt werden. Die Forderung, dass eine Be-
ratungsstelle auf 100.000 erwerbsfähige Personen 
eingerichtet werden sollte, wird im Folgenden auf-
rechterhalten. Auch bei der Personalausstattung 
soll die Forderung von fünf Beschäftigten pro Be-
ratungsstelle weiter angewandt werden.
Für die Durchschnittseinkommen wird keine 
Lohnsteigerung berücksichtigt, da die Berech-

Tabelle I.59: 
Laufender Finanzierungsbedarf für die Unterhaltung eines 
flächendeckenden Beratungssystems für die Weiterbildung

Bundesland

Erwerbsfähige 
Personen 2008 

(in Mio.)

Anzahl der 
Beratungs-

stellen

Laufender Finan-
zierungsbedarf der 

Beratungsstellen 
Baden-Württemberg 5,9 59 15.575.000
Bayern 7,0 70 18.480.000
Berlin 1,9 19 5.016.000
Brandenburg 1,2 12 3.168.000
Bremen 0,4 4 1.056.000
Hamburg 1,2 12 3.168.000
Hessen 3,3 33 8.712.000
Mecklenburg-Vorpommern 0,8 8 2.112.000
Niedersachsen 4,0 40 10.560.000
Nordrhein-Westfalen 9,5 95 25.080.000
Rheinland-Pfalz 2,0 20 5.280.000
Saarland 0,5 5 1.320.000
Sachsen 2,2 22 5.808.000
Sachsen-Anhalt 1,8 18 4.752.000
Schleswig-Holstein 1,4 14 3.696.000
Thüringen 1,2 12 3.168.000
Gesamt 44,3 443 116.951.000
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010m, S. 152 ff. und eigene Berechnung
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I.5.3 Zwischenfazit

Sollten Weiterbildungsfonds eingerichtet und 
das französische Niveau an betrieblichen Wei-
terbildungsausgaben angestrebt werden, kostet 
dies die öffentliche Hand rund zwei Milliarden 
Euro jährlich, wovon 1,63 Milliarden Euro auf 
die Bundesländer entfällt. Die Kosten der indi-
viduellen Weiterbildung sind auf 660,6 Millio-
nen Euro pro Jahr zu schätzen. Um die Weiter-
bildung für Erwerbslose wieder auf das Niveau 
von 1999 anzuheben sind ca. 4,72 Milliarden 
Euro pro Jahr notwendig. Für die Finanzie-
rung der Weiterbildungsberatung sind pro Jahr 
117 Millionen Euro einzuplanen.

Bei den gesamten Ausgaben in der Weiter-
bildung ist jedoch noch zu prüfen, ob sie so-
wohl die notwendige Quantität als auch die 
gewünschte Qualität erreichen. Die Anforde-

rungen an die Qualität des Personals sowie deren 
Arbeitsbedingungen und Entlohnung (vgl. Ini-
tiative Bundesregelungen für die Weiterbildung 
2008, S. 20 f.) konnten anhand fehlender Daten 
nicht ausreichend berücksichtigt werden. Da aber 
im Zuge der Qualitätsverbesserung die Finanzmit-
tel ausgeweitet werden, kann eine Korrektur dieser 
Probleme angegangen werden.
Dazu gehört insbesondere die Ausschreibungpra-
xis von Aufträgen seitens der BA, die keine qua-
litativen Aspekte berücksichtigt oder Vorgaben 
bei der Entlohnung von eingesetzten Lehrkräften 
macht. Sie führt zu einem Preis- und Lohndum-
ping bei den einzelnen Bietern, da sie von der 
BA nur bei der Losvergabe berücksichtigt werden, 
wenn sie das günstigste Angebot abgeben (vgl. 
Martens-Berkenbrink 2009, S. 18).

Tabelle I.60: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung der beruflichen Weiterbildung

Bundesland

Mehrausgaben für 
die betriebliche 
Weiterbildung

Kosten des 
EBifG

Kosten der 
Anpassung des 

bestehenden 
AFBG

Laufender Finan-
zierungsbedarf 

der Weiterbildung 
von Erwerbslosen

Laufender 
Finanzierungs-

bedarf der Bera-
tungsstellen Gesamtkosten

Baden-Württemberg 220.500.000 80.900.000 5.900.000 392.760.000 15.575.000 715.635.000
Bayern 252.990.000 94.220.000 14.190.000 440.490.000 18.480.000 820.370.000
Berlin 70.830.000 25.830.000 760.000 326.820.000 5.016.000 429.256.000
Brandenburg 36.850.000 18.989.000 670.000 227.920.000 3.168.000 287.597.000
Bremen 18.580.000 4.980.000 300.000 52.740.000 1.056.000 77.656.000
Hamburg 41.320.000 13.340.000 750.000 108.260.000 3.168.000 166.838.000
Hessen 139.690.000 45.640.000 2.220.000 291.140.000 8.712.000 487.402.000
Meckl.-Vorpommern 23.990.000 12.520.000 410.000 162.930.000 2.112.000 201.962.000
Niedersachsen 160.190.000 59.800.000 3.910.000 425.390.000 10.560.000 659.850.000
Nordrhein-Westfalen 371.120.000 134.950.000 7.360.000 1.106.370.000 25.080.000 1.644.880.000
Rheinland-Pfalz 82.180.000 30.310.000 1.690.000 175.660.000 5.280.000 295.120.000
Saarland 22.440.000 7.750.000 380.000 53.850.000 1.320.000 85.740.000
Sachsen 60.850.000 31.550.000 2.060.000 383.570.000 5.808.000 483.838.000
Sachsen-Anhalt 36.250.000 17.930.000 790.000 231.800.000 4.752.000 291.522.000
Schleswig-Holstein 53.920.000 21.330.000 1.230.000 152.440.000 3.696.000 232.616.000
Thüringen 38.050.000 17.070.000 900000 187.860.000 3.168.000 247.048.000
Gesamt* 1.629.750.000 617.109.000 43.520.000 4.720.000.000 116.951.000 7.127.330.000
Gesamt** 366.880.000 7.494.210.000
*ohne zusätzliche Ausgaben /** mit zusätzlichen Ausgaben für die Weiterbildung der Beschäftigten des Bundes

Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen
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Auch das Verhalten von Unternehmen und öf-
fentlicher Hand in Deutschland muss sich ver-
ändern. Der zunehmenden Flexibilisierung und 
Prekarisierung von Arbeitsplätzen, insbesondere 
im Niedriglohnsektor, deren Beschäftigte in gerin-
gerem Maße an Weiterbildungsmaßnahmen par-
tizipieren können, ist entgegenzuwirken. Die Zu-
rückhaltung bei der Aus- und Weiterbildung ihrer 
Beschäftigten wird Unternehmen und öffentliche 
Arbeitgeber langfristig teuer zu stehen kommen – 
auch wenn die derzeitige Diskussion über den 
Fachkräftemangel lediglich durch die Angst der 
deutschen Arbeitgeberschaft geprägt ist, ein Rück-
gang der Arbeitslosigkeit auf einigen Teilarbeits-
märkten würde zu höheren Lohnabschlüssen für 
die dort Beschäftigten führen.
Grundsätzlich sei darauf hingewiesen, dass die oben 
beschriebenen Einzelmaßnahmen das grundsätz-

liche Problem nicht lösen können, weil hierdurch 
ebenfalls keine systematische Weiterbildungsfi-
nanzierung geschaffen wird. Da der Bereich der 
allgemeinen und politischen Weiterbildung nicht 
behandelt wurde, kann hier nur eine Teillösung of-
feriert werden.

I.6  Fazit Qualitätsverbesserung der 
Bildung

Für die Qualitätsverbesserung der Bildung kostet 
rund 56,83 Millarden Euro. Davon entfallen 
9,37 Milliarden Euro auf den Elementarbereich, 
27,35 Milliarden Euro auf die allgemeinbildenden 
Schulen, 2,49 Milliarden Euro auf die berufliche 
Bildung, 10,13 Milliarden Euro auf die Hochschu-
len und 7,49 Milliarden auf die Weiterbildung.

Tabelle I.61: 
Gesamtkosten der Qualitätsverbesserung der Bildung

Bundesland
Elementar-

bereich
Allgemein-

bildende Schulen
Berufliche 

Bildung Hochschulen Weiterbildung Gesamtkosten
Baden-Württemberg 1.159.920.000 3.645.020.000 375.440.000 1.512.331.000 715.635.000 7.408.346.000
Bayern 1.542.680.000 4.715.850.000 377.570.000 1.463.056.000 820.370.000 8.919.526.000
Berlin 405.150.000 834.890.000 113.810.000 428.939.000 429.256.000 2.212.045.000
Brandenburg 431.920.000 547.880.000 105.290.000 466.403.000 287.597.000 1.839.090.000
Bremen 59.550.000 196.590.000 16.350.000 160.781.000 77.656.000 510.927.000
Hamburg 278.590.000 536.070.000 60.940.000 306.655.000 166.838.000 1.349.093.000
Hessen 643.900.000 2.001.140.000 87.190.000 566.663.000 487.402.000 3.786.295.000
Mecklenburg-Vorpommern 158.150.000 334.290.000 70.140.000 160.636.000 201.962.000 925.178.000
Niedersachsen 904.850.000 3.044.030.000 243.990.000 1.372.002.000 659.850.000 6.224.722.000
Nordrhein-Westfalen 1.657.510.000 7.125.270.000 519.010.000 1.850.189.000 1.644.880.000 12.796.859.000
Rheinland-Pfalz 343.970.000 1.477.520.000 92.190.000 461.769.000 295.120.000 2.670.569.000
Saarland 109.220.000 324.100.000 37.210.000 100.865.000 85.740.000 657.135.000
Sachsen 609.420.000 722.850.000 165.020.000 424.668.000 483.838.000 2.405.796.000
Sachsen-Anhalt 323.910.000 406.500.000 77.170.000 231.367.000 291.522.000 1.330.469.000
Schleswig-Holstein 391.260.000 1.030.390.000 82.950.000 398.619.000 232.616.000 2.135.835.000
Thüringen 347.350.000 403.240.000 69.430.000 227.157.000 247.048.000 1.294.225.000
Gesamt* 9.367.350.000 27.345.630.000 2.493.700.000 10.132.100.000 7.127.330.000 56.466.110.000
Gesamt** 7.494.210.000 56.832.990.000
*ohne zusätzliche Ausgaben /** mit zusätzlichen Ausgaben für die Weiterbildung der Beschäftigten des Bundes

Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen



102

II.1 Elementarbereich

Die größte „Baustelle“ bei der Verbesserung der 
Kindertagesbetreuung ist der Ausbau der Betreu-
ungsplätze für Kinder unter drei Jahren. Ein zu-
sätzlicher Bedarf an Betreuungsplätzen von ca. 
383.000 Plätzen wurde im Kapitel I.1.2.1 berech-
net. Nicht berücksichtigt wird der zusätzliche Be-
darf an Räumlichkeiten im Zuge der Verbesserung 
des Personalschlüssels. Hierfür liegen leider keine 
Daten als Berechnungsgrundlage vor (vgl. Jaich 
2008, S. 37).

Grundlage der Berechnung der Ausbauko-
sten ist die Schätzung des Landkreistages aus 
dem Jahr 2007. Dieser schätzt, dass die Ausbau-
kosten pro Krippenplatz bei 40.000 Euro liegen 
(vgl. Dohmen 2007, S. 17). Berücksichtigt man die 
im vergangenen Jahr angefallene Inflation in der 

Bauwirtschaft – Preisindizes für den Neubau von 
Wohngebäuden – (vgl. Statistisches Bundesamt 
2009c, S. 21), so ergibt sich eine Preissteigerung um 
ein Prozent, was bei 40.000 Euro genau 400 Euro 
entspricht.

Durch die Ausweitung der Ganztagsbetreuung 
bei Kindern ab drei Jahren bis zur Einschulung ist 
ebenfalls mit weiteren Investitionen für den Aus-
bau zusätzlicher Gebäude und die Ausstattung zu 
rechnen. Wird davon ausgegangen, dass nur für 
ein Drittel der Plätze bauliche Veränderungen 
notwendig sind – und sich die Kosten pro Platz 
ebenfalls auf 40.400 Euro belaufen – entspricht 
dies 731.154 Plätzen. 

 
Für den Ausbau der Kindertagesbetreuung erge-
ben sich einmalige Investitionen in Höhe von 
25,3 Milliarden Euro. 

II. Investitionsstau auflösen

Tabelle II.1: 
Investitionskosten des Ausbaus der Kindertageseinrichtungen

Bundesland

Fehlende Plätze für 
eine Betreuungsquote 

von 35 % 

Bedarf an zusätzlichen 
Betreuungsplätzen durch 

Ausbau der 
Ganztagsbetreuung

Investitionskosten 
für d. zusätzl. Betreuungs-

plätze und den Ausbau 
der Ganztagsbetreuung

Baden-Württemberg 60.171 165.916 4.665.240.000
Bayern 70.397 131.943 4.620.870.000
Berlin - 1.923 25.900.000
Brandenburg - 5.110 68.810.000
Bremen 3.611 6.013 226.860.000
Hamburg 7.166 10.275 427.880.000
Hessen 32.669 50.221 1.996.140.000
Mecklenburg-Vorpommern - 1.822 24.540.000
Niedersachsen 51.485 110.729 3.571.140.000
Nordrhein-Westfalen 116.690 157.096 6.829.840.000
Rheinland-Pfalz 19.542 42.493 1.361.740.000
Saarland 4.586 10.465 326.200.000
Sachsen - 0 0
Sachsen-Anhalt - 979 13.180.000
Schleswig-Holstein 16.358 36.169 1.147.940.000
Thüringen - 0 0
Gesamt 382.675 731.154 25.306.280.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand der vorherigen Tabellen
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der zu verteilen, die Mittel der Kommunen nach 
Umsatzsteuerbeteiligung der einzelnen Bundes-
länder.56

Für den Ausbau der Kindertagesbetreuung erge-
ben sich, nach der Berücksichtigung der Investiti-
onsplanung von Bund, Ländern und Kommunen, 
einmalige Investitionen in Höhe von 17,65 Milli-
arden Euro. 

56 Siehe die Verordnung über die Festsetzung der Länder-
schlüsselzahlen und die Ermittlung der Schlüsselzahlen für die 
Aufteilung des Gemeindeanteils am Aufkommen der Umsatz-
steuer nach § 5c des Gemeindefinanzreformgesetzes vom 25. 
September 2008.

Auch für Investitionen zum Ausbau der Kinderta-
gesbetreuung für Kinder unter drei Jahren haben 
Bund, Länder und Kommunen bereits im Rah-
men des KiföG sowie des Tagesbetreuungsaus-
baugesetzes (TAG) Gelder für die kommenden 
Haushalte eingeplant. Der Bund stellt für die Jah-
re 2008 bis 2013 insgesamt 2,15 Milliarden Euro 
zur Verfügung, die Kommunen verfügen durch 
das vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt über 1,5 Milliarden Euro pro 
Jahr (vgl. BMFSFJ 2008, S. 27 f.). Die Bundesmit-
tel sind nach Anlage zur Verwaltungsvereinbarung 
„Investitionsprogramm Kinderbetreuungsfinan-
zierung 2008 – 2013“ auf die einzelnen Bundeslän-

Tabelle II.2: 
Investitionskosten des Ausbaus der Kindertageseinrichtungen 
unter Berücksichtigung der Investitionsplanung von Bund, Län-
der und Kommunen von 2009 bis 2013

Bundesland

Bisherige Investitions-
planung von Bund, 

Länder und Kommunen

Investitionskosten für die 
zusätzlichen Betreuungs-

plätze und den Ausbau 
der Ganztagsbetreuung

Baden-Württemberg 1.273.730.000 3.391.510.000
Bayern 1.418.990.000 3.201.880.000
Berlin 0 25.900.000
Brandenburg 0 68.810.000
Bremen 94.180.000 132.680.000
Hamburg 326.770.000 101.110.000
Hessen 842.880.000 1.153.260.000
Mecklenburg-Vorpommern 0 24.540.000
Niedersachsen 768.650.000 2.802.490.000
Nordrhein-Westfalen 2.192.140.000 4.637.700.000
Rheinland-Pfalz 387.050.000 974.690.000
Saarland 103.500.000 222.700.000
Sachsen 0 0
Sachsen-Anhalt 0 13.180.000
Schleswig-Holstein 250.760.000 897.180.000
Thüringen 0 0
Gesamt 7.658.650.000 17.647.630.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand der vorherigen Tabellen
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II.2.2 Ganztagsschulausbau

Würde, wie oben angenommen, für 60 Prozent al-
ler SchülerInnen ein Ganztagsangebot zur Verfü-
gung stehen, müssten bei ca. 8,6 Millionen Schü-
lerInnen im Schuljahr 2007/2008 an öffentlichen 
allgemeinbildenden Schulen ca. 5,16 Millionen 
Ganztagsplätze vorhanden sein (vgl. Statistisches 
Bundesamt 2008). Im Jahr 2009 waren bereits 
46,8 Prozent aller allgemeinbildenden Schulen zu 
Ganztagsschulen umgebaut (vgl. KMK 2011, An-
hang). Nach Schätzungen der KMK werden pro 
Schule, die für den Ganztagsbetrieb umgerüstet 
wird, zusätzlich Investitionen von 1.000.000 Euro 
benötigt (vgl. Reidenbach et al. 2008, S. 191).

Zusätzlich zu den Kosten je Schule müssen 
auch für die Lehrkräfte Räumlichkeiten geschaf-
fen werden, da sich ihre Präsenzpflicht in den 
Nachmittag verschiebt. Dies trifft jedoch nicht 
alle Lehrkräfte. Die Zeit die vom pädagogischen 
Personal am Nachmittag erbracht wird, umfasst 
knapp 25 Prozent der gesamten Unterrichtszeit. 
Daher ist es sinnvoll, für 30 Prozent des pädago-
gischen Personals Büros einzurichten. Die Kosten 
pro Büro belaufen sich auf ca. 17.300 Euro (vgl. 
Dohmen et al. 2006, S. 17). Parallel dazu sollen 
auch für alle SchulpsychologInnen, Sozialpäda-
gogInnen und SonderpädagogInnen Büroräume 
bereitgestellt werden.

Für die Verkleinerung der Klassen werden 
ebenfalls zusätzliche Räume benötigt. Diese las-
sen sich jedoch, ähnlich wie im Fall der Kinder-
tagesbetreuung, nur sehr schwer schätzen. Für 
die folgende Schätzung soll davon ausgegangen 
werden, dass keine zusätzlichen Kosten für diese 
Räumlichkeiten anfallen, da der Bedarf an Haupt-
nutzfläche für die Schulen aufgrund des Rückgangs 
der SchülerInnen bis 2020 um rund 9,9 Millio-
nen Quadratmeter in den alten sowie 1,6 Millio-
nen Quadratmeter in den neuen Bundesländern 
zurückgehen wird (vgl. Reidenbach et al. 2008, 
S. 183 f. u. 195). Dies entspricht knapp 16,9 Pro-
zent der derzeit genutzten Hauptnutzfläche. Da 
sie bereits vorhanden sind, können sie ohne zu-
sätzlich Kosten genutzt werden.

II.2 Allgemeinbildende Schulen

II.2.1 Bestehende Schulinfrastruktur

Das Institut für Urbanistik geht davon aus, dass 
von 2006 bis 2020 rund 73,0 Milliarden Euro 
(4,9 Milliarden Euro pro Jahr) in die bestehende 
Schulinfrastruktur investiert werden müssen, um 
sie in einem benutzbaren Zustand zu erhalten 
(vgl. Reidenbach et al. 2008, S. 203). In den Jahren 
zwischen 2006 und 2008 haben die Gemeinden je-
doch nur durchschnittlich knapp 4,06 Milliarden 
Euro an Investitionen aufgewandt. Daraus ergibt 
sich ein Investitionsstau in Höhe von 2,54 Milli-
arden Euro.

Verteilt man den Investitionsstau auf die ein-
zelnen Bundesländer auf Basis ihrer SchülerIn-
nenzahl, ergeben sich für die einzelnen Bundes-
länder die in Tabelle II.3 angeführten Summen:

Tabelle II.3: 
Investitionsstau der bestehenden 
Schulinfrastruktur

Bundesland
Investitionsstau der 

bestehenden Schulinfrastruktur
Baden-Württemberg 352.700.000
Bayern 405.640.000
Berlin 91.600.000
Brandenburg 62.020.000
Bremen 19.520.000
Hamburg 48.430.000
Hessen 188.090.000
Mecklenburg-Vorpommern 38.280.000
Niedersachsen 269.310.000
Nordrhein-Westfalen 620.920.000
Rheinland-Pfalz 132.650.000
Saarland 29.920.000
Sachsen 86.300.000
Sachsen-Anhalt 51.270.000
Schleswig-Holstein 92.990.000
Thüringen 49.360.000
Gesamt 2.539.000.000
Quelle: eigene Berechnung
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Für eine Reform der allgemein-
bildenden Schulen wären In-
vestitionen in Höhe von 10,55 
Milliarden Euro notwendig.

II.2.3 Zwischenfazit

Der gesamte Investitionsstau 
des Schulbereichs beläuft sich 
auf insgesamt 13,08 Milliarden 
Euro.

II.3 Hochschulen

Das Problem der Unterfinanzie-
rung der Hochschulen ist nicht 
nur auf die Ausstattung mit Per-
sonal und laufenden Sachmit-
teln beschränkt, sondern trifft 
auch auf Investitionen in den 
Gebäudebestand und die Infra-
struktur. Bereits seit Anfang der 
1990er Jahre reichen die für den 
Hochschulbau von Bund und 
Ländern bereitgestellten Finanz-
mittel nicht mehr zur Umset-
zung der vom Wissenschaftsrat 
empfohlenen Maßnahmen im 
Hochschulbau aus (vgl. Wis-
senschaftsrat 2006, S. 47). Der 
Investitionsstau im Hochschul-
bereich setzt sich aus drei Kom-
ponenten zusammen:

1. Der Nachholbedarf des 
vorhandenen Gebäudebe-
standes und dessen Anpas-
sung an die aktuell notwen-
digen Kapazitäten,

Tabelle II.5: Investitionsstau im Schulbereich

Bundesland
Investitionsstau der 

bestehenden Schulinfrastruktur
Investitionsstau für 

Ganztagsschulen
Investitionsstau 
im Schulbereich

Baden-Württemberg 352.700.000 2.682.790.000 3.035.490.000
Bayern 405.640.000 1.916.260.000 2.321.900.000
Berlin 91.600.000 217.120.000 308.720.000
Brandenburg 62.020.000 292.070.000 354.090.000
Bremen 19.520.000 129.890.000 149.410.000
Hamburg 48.430.000 186.170.000 234.600.000
Hessen 188.090.000 826.730.000 1.014.820.000
Mecklenburg-Vorpommern 38.280.000 277.650.000 315.930.000
Niedersachsen 269.310.000 1.356.510.000 1.625.820.000
Nordrhein-Westfalen 620.920.000 1.264.350.000 1.885.270.000
Rheinland-Pfalz 132.650.000 420.950.000 553.600.000
Saarland 29.920.000 53.960.000 83.880.000
Sachsen 86.300.000 42.230.000 128.530.000
Sachsen-Anhalt 51.270.000 467.470.000 518.740.000
Schleswig-Holstein 92.990.000 311.120.000 404.110.000
Thüringen 49.360.000 100.040.000 149.400.000
Gesamt 2.539.000.000 10.545.310.000 13.084.310.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand vorheriger Tabellen

Tabelle II.4: Investitionskosten für Ganztagsschulen

Bundesland
Büros für Lehrkräfte 
an Ganztagsschulen

Büros für Schul-
psychologInnen und 
SozialpädagogInnen 

Ausbau von 
Ganztagsschulen

Baden-Württemberg 452.560.000 127.230.000 2.103.000.000
Bayern 690.380.000 144.880.000 1.081.000.000
Berlin 47.660.000 32.460.000 137.000.000
Brandenburg 52.670.000 22.400.000 217.000.000
Bremen 23.940.000 6.950.000 99.000.000
Hamburg 37.070.000 17.100.000 132.000.000
Hessen 170.140.000 67.590.000 589.000.000
Mecklenburg-Vorpommern 36.940.000 13.710.000 227.000.000
Niedersachsen 316.010.000 97.500.000 943.000.000
Nordrhein-Westfalen 648.640.000 222.710.000 393.000.000
Rheinland-Pfalz 185.200.000 47.750.000 188.000.000
Saarland 42.250.000 10.710.000 1.000.000
Sachsen 11.190.000 31.040.000 0
Sachsen-Anhalt 62.130.000 18.340.000 387.000.000
Schleswig-Holstein 110.500.000 33.620.000 167.000.000
Thüringen 19.230.000 17.810.000 63.000.000
Gesamt 2.906.510.000 911.800.000 6.727.000.000
Quelle: eigene Berechnung
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Man darf also vermuten, dass sich der Nachholbe-
darf mit Sicherheit im mittleren einstelligen Milli-
ardenbereich bewegen dürfte. Man kann ihn aber 
nicht genauer beziffern und auf die Bundesländer 
aufschlüsseln. In seinem Gutachten setzt Jaich 
(2008, S. 79) als Schätzung einen zusätzlichen 
jährlichen Investitionsbedarf von 2,26 Milliarden 
Euro an, der sowohl den aktuellen Investitions-
stau als auch die Investitionskosten zur Erhöhung 
der Studierendenquote umfasst.

II.3.2  Investitionskosten der Erweiterung 
der Hochschulen

Der Ausbau der Hochschulen um weitere 503.000 
Studienplätze (vgl. Abschnitt I.4.2.2) ist ebenfalls 
nur schwer abzuschätzen. Aufgrund des stark di-
vergierenden Ausstattungs- und Flächenbedarfs für 
einzelne Fächergruppen bzw. innerhalb einzelner 
Disziplinen können Richtwerte wie „Kosten eines 
Studienplatzes“ nur sehr schwer bestimmt werden.

Um Richtwerte bestimmen zu können, müssen 
zwei Elemente bekannt sein:

1. Eine Größe oder eine Methode, aus bekannten 
oder berechenbaren Größen, wie der Zahl der 
Studienplätzen, eine Fläche oder eine andere 
räumliche Größe abzuleiten/zuzuordnen, die 
als Grundlage weiterer Berechnungen dient.

2. Eine direkte oder indirekte Methode, die Flä-
chenmaße oder andere Mengenmaße in eine 
monetäre Größe umzuwandeln, beispielsweise 
Kosten je Quadratmeter, Studienplatz, usw.

In Anlehnung an die vom Hessischen Ministeri-
um für Wissenschaft und Kunst entwickelte Me-
thode zur Flächenbemessung an den hessischen 
Hochschulen soll anhand der Zahl der Studieren-
den sowie wissenschaftlichen, künstlerischen und 
Verwaltungsstellen die benötigte Hauptnutzfläche 
für die Schaffung der zusätzlichen Studienplätze 

2.  Die zusätzlichen Gebäude und Infrastruktur 
zur Erhöhung der Studierendenquote.

3. Zusätzliche Gebäude für das zur Auflösung 
der Unterausstattung notwendige wissenschaft-
liche und künstlerische sowie Verwaltungsper-
sonal.

II.3.1  Investitionsstau des vorhandenen 
Gebäudebestandes

Der vorhandene Investitionsstau lässt sich auf Ba-
sis der vorhandenen Daten nicht abschätzen, weil 
zum einen weder der Wissenschaftsrat noch eine 
andere Institution oder Behörde jemals dessen Ko-
sten bestimmt hat. Zum anderen lässt er sich auch 
nicht aus den Rahmenplänen für den Hochschul-
bau oder anderen verfügbaren Daten ableiten.

Die Rahmenpläne sehen zwar eine rollende 
Planung von Jahr zu Jahr vor, sodass Projekte die 
wegen fehlender Finanzmittel in Folgejahre ver-
schoben werden können, dies ist jedoch nicht 
unbegrenzt möglich (vgl. Wissenschaftsrat 2006, 
S. 59). So kommt es, dass bei einer Reihe von 
Projekten aus zeitlichen Gründen kein Aufschub 
möglich ist. Deshalb sind fast alle Bundesländer 
bereit, sie ohne Unterstützung des Bundes zu fi-
nanzieren (ebd., S. 37 ff.). Die Mehrleistungen ha-
ben sich bis ins Jahr 2004 auf mehr als 600 Mil-
lionen Euro summiert. Zudem wurden, zuletzt 
im 25. Rahmenplan für den Hochschulbau, die 
Bagatellgrenzen für Bauvorhaben und für Groß-
geräte erhöht. Das führt unmittelbar dazu, dass 
Vorhaben vom Rahmenplan nicht erfasst werden. 
Außerdem umfassen die für Einzelprojekte ange-
setzte Kosten nicht den tatsächlichen Kosten, weil 
bestimmte Kostenarten nicht vom Bund anteilig 
übernommen werden (ebd., S. 60).

Zusätzlich wurde durch die Neufassung des 
§ 91a GG der bis 2006 als Gemeinschaftsaufgabe 
definierte Hochschulbau in die Verantwortung 
der Länder überführt. In der Folge gibt es seit 2006 
keine bundeseinheitlichen Statistiken und Daten-
erhebungen mehr. 
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Ausführungsverordnung Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich Großgeräten (AV-
FuG) zur Förderung von Forschungsbauten und 
Großgeräten auf der Grundlage der Ausführungs-
bestimmung Forschungsbauten an Hochschulen 
einschließlich Großgeräten (AV-FuG)“ der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz von Bund 
und Ländern ermittelt.59, 60 Bei der Mischkalku-
lation werden die Anteile der Studierenden der 
betroffenen Fächergruppen berücksichtigt.

59  Siehe http://www.gwk-bonn.de/index.php?id=199.

60  Die Kostensätze enthalten keine Grundstückskosten.

berechnet werden.57 Das in Tabelle II.6 darge-
stellte Schema zeigt die verwendete Berechnungs-
methode.58

Die für die Hauptnutzflächen angesetzten Kosten-
sätze sind anhand des Anhangs der „Kostenricht-
werte für Hochschulgebäude (Indexstand Mai 
2008)“ zu den Verfahrensregelungen gem. § 12 

57  Vortrag von Bauerfeind-Roßmann anlässlich des 5. hessi-
schen Vergabetages am 02. Februar 2010 bei der Architekten 
und Stadtplanerkammer Hessen.

58  Die verwendeten Kosten- und Flächenwerte weichen von der 
Vorlage des HMWK ab, da für das Schema Durchschnitts-
werte verwendet werden.

Tabelle II.6: 
Schema zur Berechnung der Investitionskosten zur Erhöhung der Studierendenquote

Planungseinheit Anzahl

Kosten pro m² 
Hauptnutz-

fläche (in Euro)

Notwendige 
Hauptnutzfläche 

je Einheit 

Investitions-
kosten 

je Einheit
Anzahl Studierender
Anzahl zusätzlicher Studienplätze - - -

Summe bisher beschäftigtes wissenschaftliches 
und künstlerisches Personal -
Summe bisher beschäftigtes Verwaltungspersonal -

Büroräume je wissenschaftlicher, 
künstlerischer und Verwaltungsstelle 4.2931 12 m² je Stelle 51.500

Sonstige Räumlichkeiten 
(Sozialräume und Besprechungsflächen) - 4.2931 1,71 m² je Stelle 7.400

Laborflächen und Werkstätten
- 10.147,52

8 m² je wissenschaftlicher 
und künstlerischer Stelle 81.200

PC-Flächen - 3.7803 0,35 m² je Studierendem/r 1.300

Lehrräume sowie Gruppen- und Diplomanden-
räume - 4.8004 1 m² je Studierendem/r 4.800
Praktikumsflächen - 5.260,65 0,75 m² je Studierendem/r 4.000

Versuchshallen
- 5.260,65

5 m² je wissenschaftlicher 
und künstlerischer Stelle 26.300

Lagerflächen 3.4006 15 % der Gesamtnutzfläche -
1  Mischkalkulation aus den Richtwertgruppen I (Geisteswissenschaften, ...) 55 %, IV (Ingenieurwissenschaften, ...) 18 %, 

V (Naturwissenschaften, …) 10 %, VIII (Chemie, Physik, …) 10 % sowie VI (vorklinische und theoretische Medizin) 7 %. 
2 Mischkalkulation aus den Richtwertgruppen IX (Medizinischer Forschung) 25 % und X (Physikforschung, …) 75 %.
3 Kostenschätzung nach dem Preis für Seminargebäude.
4 Kostenschätzung nach dem Preis für Hörsaalgebäude.
5 Mischkalkulation aus den Richtwertgruppen IV (Ingenieurswissenschaften, …) 40 %, V (Naturwissenschaften, …) 22 %, 
VIII (Chemie, ...) 22 % sowie VI vorklinische und theoretische Medizin) 16 %.
6 Kostenschätzung nach dem Preis für Bibliotheksgebäude.

Quelle:  Schemata in Anlehnung an den Vortrag von Bauerfeind-Roßmann am 5. Vergabetag in Hessen am 02. Februar 2010 bei der 
Architekten und Stadtplanerkammer Hessen (Folien 10 ff.).
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II.3.3  Investitionskosten der Absenkung 
der Betreuungsquote

Im Rahmen der Ansenkung der Betreuungsquote 
an den Hochschulen auf höchstens 13 Studieren-
de pro wissenschaftlichem und künstlerischem 
Beschäftigten müssen insgesamt 28.610 zusätz-
liche Stellen für WissenschaftlerInnen und in der 
Verwaltung geschaffen werden (vgl. Tabellen I.44 
und I.48). Um diese Stellen schaffen zu können, 
sind auch Büro- und Sozialräume sowie Bespre-
chungsflächen zu er- bzw. einzurichten. Da For-
schungsbauten in der Regel nicht der Lehre dienen 
und die Gebäude für Lehr-, Gruppen- und Di-
plomandenräume, Versuchshallen, Praktikums-, 
PC- und Lagerflächen bereits in den vorherigen 
Abschnitten berücksichtigt wurden, werden deren 
Kosten hier nicht erfasst.

Anhand des in Abschnitt II.2 dargestellten Be-
rechnungsschemas ergeben sich für einen Arbeits-
platz folgender Flächenbedarf und Kosten:

1. Flächenbedarf je Stelle: 
 Büroräume: 12 m²
 Sozial- und Besprechungsräume: 1,71 m²
2. Kosten des Flächenbedarfs einer Stelle:
 Preis je Quadratmeter

Hauptnutzfläche: 4.293 Euro61

Hieraus ergeben sich Investitionskosten von 
58.875 Euro pro Stelle. Die Kosten der einzelnen 
Bundesländer sind in Tabelle II.8 aufgeführt.

Die Investitionskosten für Büro- und Sozialräume 
sowie Besprechungsflächen zur Absenkung der 
Betreuungsquote würden rund 1,68 Milliarden 
Euro betragen.

61 Mischkalkulation anhand des Anhangs „Kostenrichtwerte für 
Hochschulgebäude (Indexstand Mai 2008)“ zu den Verfahrens-
regelungen gem. § 12 Ausführungsverordnung Forschungsbauten 
an Hochschulen einschließlich Großgeräten (AV-FuG) zur 
Förderung von Forschungsbauten und Großgeräten auf der 
Grundlage der Ausführungsbestimmung Forschungsbauten an 
Hochschulen einschließlich Großgeräten (AV-FuG)“ der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz von Bund und Ländern.

Tabelle II.7 zeigt die Kosten der zusätzlichen Stu-
dienplätze für die einzelnen Bundesländer, dabei 
werden die Kosten für Versuchshallen sowie für 
Laborflächen und Werkstätten nicht berücksichti-
gt, weil es sich um Forschungsbauten handelt.

Die Investitionskosten zur Erweiterung der Hoch-
schulen betragen rund 12,82 Milliarden Euro.

Tabelle II.7: 
Investitionskosten der Erweiterung der Hochschulen

Bundesland
Anzahl der zusätzlichen 

Studienplätzen
Investitionskosten der zu-
sätzlichen Studienplätzen

Baden-Württemberg 76.000 2.138.810.000
Bayern 108.000 2.889.580.000
Berlin 25.000 616.970.000
Brandenburg 27.000 504.150.000
Bremen 0 0
Hamburg 11.000 250.480.000
Hessen 6.000 134.890.000
Mecklenburg-Vorpommern 11.000 292.890.000
Niedersachsen 93.000 2.401.810.000
Nordrhein-Westfalen 41.000 868.890.000
Rheinland-Pfalz 11.000 227.880.000
Saarland 10.000 326.480.000
Sachsen 15.000 366.660.000
Sachsen-Anhalt 18.000 463.460.000
Schleswig-Holstein 35.000 944.640.000
Thüringen 16.000 395.730.000
Gesamt 503.000 12.823.320.000
Quelle: eigene Berechnungen anhand vorheriger Tabellen
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II.3.4 Zwischenfazit

Tabelle II.9 zeigt die nötigen Gesamtinvesti-
tionen zur Auflösung des Investitionsstaus im 
Hochschulbereich.62

Für die Auflösung des Investitionsstaus an den 
Hochschulen sind gut 14,51 Milliarden Euro not-
wendig.

62 Mit Ausnahme des Investitionsstaus für den vorhandenen 
Gebäudebestand.

Tabelle II.8: 
Kosten des Baus von Büro- und Sozialräumen 
sowie der Besprechungsflächen für 
die Absenkung der Betreuungsquote

Bundesland

Anzahl der zu-
sätzlich benötigten 

wissenschaftl., 
künstlerischen 

u. Verwaltungstellen

Investitionskosten für 
Büro- und Sozialräu-

men sowie Bespre-
chungsflächen

Baden-Württemberg 3.820 224.900.000
Bayern 0 0
Berlin 0 0
Brandenburg 2.470 145.420.000
Bremen 1.070 63.000.000
Hamburg 480 28.260.000
Hessen 3.040 178.980.000
Meckl.-Vorpommern 0 0
Niedersachsen 0 0
Nordrhein-Westfalen 12.720 748.890.000
Rheinland-Pfalz 3.300 194.290.000
Saarland 0 0
Sachsen 1.640 96.560.000
Sachsen-Anhalt 0 0
Schleswig-Holstein 0 0
Thüringen 70 4.120.000
Gesamt 28.610 1.684.420.000
Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen

Tabelle II.9: 
Gesamtinvestitionen für den Hochschulbereich

Bundesland

Investitionskosten 
für Büro- und 

Sozialräumen sowie 
Besprechungsflächen

Investitions-
kosten der 

zusätzlichen
Studienplätzen

Gesamtinvestiti-
onskosten 

für den Hoch-
schulbereich

Baden-Württemberg 224.900.000 2.138.810.000 2.363.710.000
Bayern 0 2.889.580.000 2.889.580.000
Berlin 0 616.970.000 616.970.000
Brandenburg 145.420.000 504.150.000 649.570.000
Bremen 63.000.000 0 63.000.000
Hamburg 28.260.000 250.480.000 278.740.000
Hessen 178.980.000 134.890.000 313.870.000
Meckl.-Vorpommern 0 292.890.000 292.890.000
Niedersachsen 0 2.401.810.000 2.401.810.000
Nordrhein-Westfalen 748.890.000 868.890.000 1.617.780.000
Rheinland-Pfalz 194.290.000 227.880.000 422.170.000
Saarland 0 326.480.000 326.480.000
Sachsen 96.560.000 366.660.000 463.220.000
Sachsen-Anhalt 0 463.460.000 463.460.000
Schleswig-Holstein 0 944.640.000 944.640.000
Thüringen 4.120.000 395.730.000 399.850.000
Gesamt 1.684.420.000 12.823.320.000 14.507.740.000
Quelle: eigene Berechnung anhand vorheriger Tabellen
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II.4 Weiterbildung

Als einmalige Kosten für die Einrichtung ei-
ner Weiterbildungsberatung wurden von Jaich 
(2008, S. 95) 5.000 Euro pro Arbeitsplatz bzw. 
25.000 Euro je Beratungsstelle angenommen. Bei 
Übernahme dieser Annahme ergeben sich bei 
443 Beratungsstellen einmalige Investitionskosten 
in Höhe von 11,1 Millionen Euro. 

Tabelle II.10: 
Investitionsbedarf für den Aufbau eines flächendeckenden 
Beratungssystems für die Weiterbildung

Bundesland

Erwerbsfähige 
Personen 2008 

(in Mio.)
Anzahl der 

Beratungsstellen

Einmalige Ausgaben 
für die Anfangs-

ausstattung
Baden-Württemberg 5,9 59 1.475.000
Bayern 7,0 70 1.750.000
Berlin 1,9 19 475.000
Brandenburg 1,2 12 300.000
Bremen 0,4 4 100.000
Hamburg 1,2 12 300.000
Hessen 3,3 33 825.000
Mecklenburg-Vorpommern 0,8 8 200.000
Niedersachsen 4,0 40 1.000.000
Nordrhein-Westfalen 9,5 95 2.375.000
Rheinland-Pfalz 2,0 20 500.000
Saarland 0,5 5 125.000
Sachsen 2,2 22 550.000
Sachsen-Anhalt 1,8 18 450.000
Schleswig-Holstein 1,4 14 350.000
Thüringen 1,2 12 300.000
Gesamt 44,3 443 11.075.000
Quelle: Statistisches Bundesamt 2010m, S. 152 ff. und eigene Berechnung
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schen Instituts für Urbanistik zum Investitions-
rückstand und -bedarf der deutschen Kommunen 
für den Zeitraum 2006 bis 2020 vergleicht. Diese 
alleine werden auf knapp 704 Milliarden Euro – 
also ca. 47 Millarden Euro pro Jahr – geschätzt 
(vgl. Reidenbach et al. 2008, S. 19), der Investiti-
onsrückstand und -bedarf von Bund und Ländern 
ist dabei noch nicht berücksichtigt.

Tabelle II.11 fasst die Ergebnisse des Kapitels 
zusammen. 

II.5 Fazit Investitionsstau auflösen

Für die Auflösung des Investitionsstaus im Bil-
dungssystem sind einmalig zu erbringende Inve-
stitionen von 45,25 Milliarden Euro notwendig. 
Diese Summe erscheint – auch wenn sie sich auf 
mehrere Jahre verteilt – auf den ersten Blick sehr 
hoch, insbesondere wenn berücksichtigt wird dass 
für eine Verbesserung der Qualität der Bildung 
jährlich bereits knapp 57 Milliarden Euro vorge-
sehen sind. Diese Kosten relativieren sich jedoch 
wenn man sie mit den Schätzungen des Deut-

Tabelle II.11: 
Gesamtkosten zur Auflösung des Investitionsstaus

Bundesland

Investitionskosten 
zum Ausbau 

des Elementar-
bereichs

Investitionsstau 
im Schulbereich

Gesamt-
investitionskosten 

für den Hoch-
schulbereich

Investitionen für 
ein Weiterbil-

dungsberatung Gesamtkosten
Baden-Württemberg 3.391.510.000 3.035.490.000 2.363.710.000 1.475.000 8. 792.185.000
Bayern 3.201.880.000 2.321.900.000 2.889.580.000 1.750.000 8.415.110.000
Berlin 25.900.000 308.720.000 616.970.000 475.000 952.065.000
Brandenburg 68.810.000 354.090.000 649.570.000 300.000 1.072.770.000
Bremen 132.680.000 149.410.000 63.000.000 100.000 345.190.000
Hamburg 101.110.000 234.600.000 278.740.000 300.000 614.750.000
Hessen 1.153.260.000 1.014.820.000 313.870.000 825.000 2.482.775.000
Mecklenburg-Vorpommern 24.540.000 315.930.000 292.890.000 200.000 633.560.000
Niedersachsen 2.802.490.000 1.625.820.000 2.401.810.000 1.000.000 6.831.120.000
Nordrhein-Westfalen 4.637.700.000 1.885.270.000 1.617.780.000 2.375.000 8.143.125.000
Rheinland-Pfalz 974.690.000 553.600.000 422.170.000 500.000 1.950.960.000
Saarland 222.700.000 83.880.000 326.480.000 125.000 633.185.000
Sachsen 0 128.530.000 463.220.000 550.000 592.300.000
Sachsen-Anhalt 13.180.000 518.740.000 463.460.000 450.000 995.830.000
Schleswig-Holstein 897.180.000 404.110.000 944.640.000 350.000 2.246.280.000
Thüringen 0 149.400.000 399.850.000 300.000 549.550.000
Gesamt 17.647.630.000 13.084.310.000 14.507.740.000 11.075.000 45.250.755.000
Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabelle
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III.2  Direkter Beschäftigungseffekt 
und Budgetmultipklikator

Der direkte Beschäftigungseffekt auf die fünf Bil-
dungsbereiche ergibt sich wie folgt:
1. Elementarbereich: Durch den gesamten Aus-

bau des Elementarbereichs entstehen rund 
182.000 zusätzliche Vollzeitstellen für päda-
gogische Personal. Die Zahl der zusätzlichen 
Stellen in der Verwaltung dürfte sich ebenfalls 
auf mehrere tausend Vollzeitstellen belaufen, 
lässt sich aber aufgrund der fehlenden Daten 
nicht vollständig erfassen.

2. Allgemeinbildende Schulen: Im Rahmen der 
Verbesserung der Qualität der allgemeinbil-
denden Schulen werden insgesamt 281.000 zu-
sätzliche Lehrkräfte benötigt. Hinzu kommen 
zur Förderung von SchülerInnen mit Lern-
schwäche, Behinderung und anderen außer-
schulischen Problemen knapp 118.000 Fach-
kräfte. Abschließend ist noch ein Personalpuffer 
eingerichtet worden, der rund 40.000 Lehrkräf-
te umfasst. Insgesamt also ca. 440.000 Vollzeit-
stellen. Nicht berücksichtigt sind die Erhöhung 
der Sachmittel, das kostenlose Schulmittages-
sen sowie die Investitionen. 

3. Berufliche Bildung: Durch die Qualitätsver-
besserung an den beruflichen Schulen werden 
rund 32.000 zusätzliche Lehrkräfte beschäftigt. 
Durch die Schaffung zusätzlicher Ausbildungs-
plätze dürften es ebenfalls rund 16.000 Lehr-
kräfte sein.

4. Hochschulen: Im Hochschulbereich werden 
durch die Verbesserung der Betreuungsquote 
insgesamt 28.600 Vollzeitstellen geschaffen. 
Dazu kommen rund 76.200 Vollzeitstellen aus 
der Erhöhung der Studierendenquote – ein Vier-
tel der Vollzeitstellen an den Hochschulen – 
(vgl. Statistisches Bundesamt 2009d, S. 25 ff.). 
Insgesamt entspricht das ca. 105.000 zu-
sätzlichen Vollzeitstellen im Hochschulbe-
reich, davon mehr als 60.000 wissenschaftlich 
und künstlerisch Beschäftigte. Nicht berück-
sichtigt wurden die BAföG-Reform sowie die 

III.1  Steuerkonzept der 
Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW)63

Die GEW hat im Juli 2010 ein Steuerkonzept be-
schlossen, das zur Finanzierung der oben darge-
stellten Maßnahmen dienen soll. Es setzt sich aus 
verschiedenen Komponenten zusammen:

Ziel dieses Steuerkonzepts sind zunächst deut-
liche Mehreinnahmen von 79,5 Milliarden Euro. 
Zudem wird die Steuerlast gerechter verteilt, in-
dem „Durchschnittsverdienende“ entlastet und Be-
ziehende hoher Einkommen – insbesondere Un-
ternehmen und Vermögende – zur Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben herangezogen werden. 

63 Siehe auch GEW (2011).

III. Finanzierung

1.  Lohn- und Einkommensteuerreform 8,3 Milliarden Euro
2.  Unternehmensteuerreform 19,7 Milliarden Euro
3. Vermögensbesteuerung 26,0 Milliarden Euro
4. Effektiverer Steuervollzug 12,0 Milliarden Euro
5.  Finanztransaktions- und Finanzproduktsteuer 13,5 Milliarden Euro
Summe 79,5 Milliarden Euro
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bietskörperschaften, die sie verausgabt hat. Daher 
ist es von elementarer Bedeutung der Politik, die 
tatsächliche Ausgabenerhöhung, die diese Reform 
entfaltet, darzustellen, um ihre Finanzierung auf 
allen föderalen Ebenen der Bundesrepublik si-
cherzustellen.

Ferner treten durch eine Reform dieser Grö-
ßenordnung, deren Finanzierung über 2,5 Prozent 
des BIP erfordert, externe Effekte für die Gesell-
schaft auf. Einige wurden bereits in der Einleitung 
des Kapitels zum Elementarbereich aufgezählt 
und erläutert. Steiner und Schmitz (2010, S. 2) 
zählen, aus volkswirtschaftlicher Perspektive, auf:
• höhere gesamtgesellschaftliche Produktivität 

durch die höhere Qualifikation der verfüg-
baren Arbeitskräfte,

• höhere Steuereinnahmen als Folge der gestie-
genen Produktivität (insbesondere durch pro-
gressives Steuersystem),

• Einsparungen bei den Sozialausgaben und den 
Sozialkosten durch geringere Arbeitslosigkeit.

Dazu kommen die von Dohmen et al. (2006, 
S. 25 ff.) herausgearbeiteten Rückwirkungen auf 
die technologische Leistungsfähigkeit:
• Steigerung der Innovationsfähigkeit einer 

Volkswirtschaft,
• Steigerung der Adaptions- und Diffusionsfä-

higkeit einer Volkswirtschaft,
• positive Effekte der Bildung auf Lebenserwar-

tung, Gesundheit, soziale Beteiligung und Kohä-
sion („weiche“ Transformationsmechanismen).

Auch hier ist eine Schätzung sehr schwierig. Eine 
der wenigen Studien über die Auswirkung von 
Bildungseinrichtungen auf die Wirtschaft stammt 
aus Berlin. Die direkten, indirekten und indu-
zierten Effekte der gesamten Ausgaben der TU 
Berlin (ca. 370 Millionen Euro) erzeugten rund 
550 Millionen Euro zusätzlicher Wertschöpfung, 
450 Millionen Euro zusätzlicher Nachfrage sowie 
über 11.500 Arbeitsplätze in der Region (vgl. EFI 
2009, S. 31).

Insgesamt ist also davon auszugehen, dass die 
Finanzierung der Reformmaßnahmen keine Pro-
bleme bereitet.

indirekten Effekte der Auflösung des Investi-
tionsstaus und der Erhöhung der Sachmittel.

5. Weiterbildung: Ein direkter Beschäftigungs-
effekt ist im Bereich der Weiterbildung nur 
schwer messbar, weil keine Daten über die 
Verwendung der zusätzlichen Finanzmittel 
vorliegen. Im Weiterbildungsbereich sind die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten das 
dominierende Problem. Würde – vorsichtig 
geschätzt – die Hälfte der geschätzten Kosten 
der Weiterbildungsreform für tatsächlich neue 
Bildungsangebote verausgabt, so ergibt sich bei 
Bruttoarbeitgeberkosten zuzüglich Sachmittel 
und Gewinn Kosten in Höhe von 100.000 Euro 
je Vollzeitstelle ein direkter Beschäftigungsef-
fekt von knapp 36.000 Personen sowie 2.215 Be-
schäftigte in der Weiterbildungsberatung.

In der Gesamtschau ergeben sich, konservativ ge-
schätzt, mindestens 812.000 zusätzliche Vollzeit-
stellen als direkter Beschäftigungseffekt.

Grundsätzlich muss in Bezug auf die Kosten 
der Reform berücksichtigt werden, dass sie kon-
sequent überschätzt worden sind. Diese Über-
schätzung ist entstanden, weil es Ziel der Studie 
ist, die Ausgaben für einzelnen Maßnahmen bzw. 
Reformbereiche zu schätzen. Unberücksichtigt 
blieben explizit Refinanzierungsanteile innerhalb 
dieser Ausgaben, beispielsweise durch die Besteu-
erung der Einkommen des zusätzlich einzustel-
lenden Personals. Ein/e alleinstehende/r LehrerIn 
ohne Kinder hat bei einem Jahreseinkommen von 
50.000 Euro, nach heutigem Steuerrecht, mehr als 
8.350 Euro an Einkommensteuer abzuführen.64 
Auch bei Investitionen und Sachaufwendungen 
führen die Ausgaben der öffentlichen Hand, 
durch Mehrwert- und Gewinnbesteuerung bei 
zuliefernden bzw. leistungserbringenden Unter-
nehmen sowie Einkommensbesteuerung bei ihren 
Beschäftigten, zu einem, wenn auch deutlich ge-
ringerem, Anstieg der Einnahmen.

Ihre Höhe abzuschätzen ist sehr schwierig, zu-
dem führen die Ausgaben nicht zu einem einhun-
dertprozentigen Anstieg der Einnahmen der Ge-

64  vgl. Entgeltrechner auf http://oeffentlicher-dienst.info
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Tabelle IV.1 zeigt die Gesamtsumme der Maßnah-
men der Kapitel I und II für die einzelnen Bun-
desländer. Zu beachten ist, dass die zusätzlichen 
Ausgaben zur Verbesserung der Qualität der Bil-
dung jährlich erbracht werden müssen, während 
die Auflösung des Investitionsstaus eine einmalige 
Ausgabe darstellt. 

IV. Gesamtschau

Tabelle IV.1: 
Gesamtkosten der Reform des deutschen Bildungssystems

Bundesland
Qualität der Bildung –

 notwendige Veränderungen
Investitionsstau 

auflösen
Baden-Württemberg 7.408.346.000 8. 792.185.000
Bayern 8.919.526.000 8.415.110.000
Berlin 2.212.045.000 952.065.000
Brandenburg 1.839.090.000 1.072.770.000
Bremen 510.927.000 345.190.000
Hamburg 1.349.093.000 614.750.000
Hessen 3.786.295.000 2.482.775.000
Mecklenburg-Vorpommern 925.178.000 633.560.000
Niedersachsen 6.224.722.000 6.831.120.000
Nordrhein-Westfalen 12.796.859.000 8.143.125.000
Rheinland-Pfalz 2.670.569.000 1.950.960.000
Saarland 657.135.000 633.185.000
Sachsen 2.405.796.000 592.300.000
Sachsen-Anhalt 1.330.469.000 995.830.000
Schleswig-Holstein 2.135.835.000 2.246.280.000
Thüringen 1.294.225.000 549.550.000
Gesamt* 56.466.110.000 45.250.755.000
Gesamt** 56.832.990.000 45.250.755.000

*ohne zusätzliche Ausgaben für die Weiterbildung der Beschäftigten des Bundes
**mit zusätzlichen Ausgaben für die Weiterbildung der Beschäftigten des Bundes

Quelle: eigene Berechnung auf Grundlage der vorherigen Tabellen
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Telefax: 089/53894-87
E-Mail: info@gew-bayern.de
www.gew-bayern.de

GEW Berlin
Ahornstraße 5, 10787 Berlin
Telefon: 030/219993-0
Telefax: 030/219993-50
E-Mail: info@gew-berlin.de
www.gew-berlin.de

GEW Brandenburg
Alleestraße 6a, 14469 Potsdam
Telefon: 0331/27184-0
Telefax: 0331/27184-30
E-Mail: info@gew-brandenburg.de
www.gew-brandenburg.de

GEW Bremen
Bahnhofsplatz 22-28, 28195 Bremen
Telefon: 0421/33764-0
Telefax: 0421/33764-30
E-Mail: info@gew-hb.de
www.gew-bremen.de

GEW Hamburg
Rothenbaumchaussee 15, 
20148 Hamburg
Telefon: 040/414633-0
Telefax: 040/440877
E-Mail: info@gew-hamburg.de
www.gew-hamburg.de

GEW Hessen
Zimmerweg 12,
60325 Frankfurt am Main
Telefon: 069/971293-0
Telefax: 069/971293-93
E-Mail: info@gew-hessen.de
www.gew-hessen.de

GEW Mecklenburg-Vorpommern
Lübecker Straße 265a, 19059 Schwerin
Telefon: 0385/48527-0
Telefax: 0385/48527-24
E-Mail: landesverband@gew-mv.de
www.gew-mv.de

GEW Niedersachsen
Berliner Allee 16, 30175 Hannover
Telefon: 0511/33804-0
Telefax: 0511/33804-46
E-Mail: email@gew-nds.de
www.gew-nds.de

GEW Nordrhein-Westfalen
Nünningstraße 11, 45141 Essen
Telefon: 0201/29403-01
Telefax: 0201/29403-51
E-Mail: info@gew-nrw.de
www.gew-nrw.de

GEW Rheinland-Pfalz
Neubrunnenstraße 8, 55116 Mainz
Telefon: 06131/28988-0
Telefax: 06131/28988-80
E-Mail: gew@gew-rlp.de
www.gew-rlp.de

GEW Saarland
Mainzer Straße 84, 66121 Saarbrücken
Telefon: 0681/66830-0
Telefax: 0681/66830-17
E-Mail: info@gew-saarland.de
www.gew-saarland.de

GEW Sachsen
Nonnenstraße 58, 04229 Leipzig
Telefon: 0341/4947404
Telefax: 0341/4947406
E-Mail: gew-sachsen@t-online.de
www.gew-sachsen.de

GEW Sachsen-Anhalt
Markgrafenstraße 6, 39114 Magdeburg
Telefon: 0391/73554-0
Telefax: 0391/73134-05
E-Mail: info@gew-lsa.de
www.gew-lsa.de

GEW Schleswig-Holstein
Legienstraße 22-24, 24103 Kiel
Telefon: 0431/5195-1550
Telefax: 0431/5195-1555
E-Mail: info@gew-sh.de
www.gew-sh.de

GEW Thüringen
Heinrich-Mann--Straße 22, 
99096 Erfurt
Telefon: 0361/59095-0
Telefax: 0361/59095-60
E-Mail: info@gew-thueringen.de
www.gew-thueringen.de

Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft
Hauptvorstand
Reifenberger Straße 21
60489 Frankfurt am Main
Telefon: 069/78973-0
Telefax: 069/78973-201
E-Mail: info@gew.de
www.gew.de

GEW-Hauptvorstand
Parlamentarisches Verbindungsbüro 
Berlin
Wallstraße 65, 10179 Berlin
Telefon: 030/235014-0
Telefax: 030/235014-10
E-Mail: parlamentsbuero@gew.de



Unterschrift

Vorname  Nachname (Titel)

Straße/Hausnr.     

PLZ/Ort

Telefon  E-Mail
 

Geburtsdatum  Nationalität

gewünschtes  Eintrittsdatum

bisher gewerkschaftlich organisiert bei 

von (Monat/Jahr)     bis (Monat/Jahr)

Name und Ort der Bank

Kontonummer  Bankleitzahl

Ihr Mitgliedsbeitrag:
-  BeamtInnen zahlen 0,75 Prozent der Besoldungsgruppe und -stufe, 

nach der sie besoldet werden.
-  Angestellte zahlen 0,7 Prozent der Entgeltgruppe und -stufe, nach 

der vergütet wird. 
-  Der Mindestbeitrag beträgt immer 0,6 Prozent der untersten Stufe 

der Entgeltgruppe 1 des TVöD. 
- Arbeitslose zahlen ein Drittel des Mindestbeitrages.
- Studierende zahlen einen Festbetrag von 2,50 Euro.
-  Mitglieder im Referendariat oder Praktikum zahlen einen Festbetrag 

von 4 Euro. 
-  Mitglieder im Ruhestand zahlen 0,66 Prozent ihrer Ruhestandsbezüge.

Weitere Informationen sind der Beitragsordnung zu entnehmen. 

Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag 
zu entrichten. Der Austritt ist mit einer Frist von drei Monaten 
schriftlich dem Landesverband zu erklären und nur zum Ende eines 
Kalendervierteljahres möglich.

Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag ermächtige ich die GEW 
zugleich widerruflich, den von mir zu leistenden Mitgliedsbeitrag 
vierteljährlich von meinem Konto abzubuchen.

Bitte senden Sie den ausgefüllten Antrag an den für Sie zuständigen 
Landesverband der GEW bzw. an den Hauptvorstand. Die Anschriften 
finden Sie auf der Nebenseite.

Vielen Dank!
Ihre GEW

Die uns von Ihnen angegebenen personenbezogenen Daten sind nur 
zur Erfüllung unserer satzungsgemäßen Aufgaben auf Datenträgern 
gespeichert und entsprechend den Bestimmungen des Bundesdaten-
schutzgesetzes geschützt.

Persönliches Berufliches

Berufsbezeichnung*, für Studierende: Berufsziel  Fachgruppe*

Diensteintritt, Berufsanfang

Tarif-, Besoldungsgebiet

Tarif-, Besoldungsgruppe* Stufe seit

Betrieb, Dienststelle, Schule*

Träger  (des Betriebs, der Dienststelle, der Schule) 

Straße, Nr. (des Betriebs, der Dienststelle, der Schule)

PLZ, Ort (des Betriebs, der Dienststelle, der Schule)

Beschäftigungsverhältnis

 Honorarkraft

 angestellt 

 beurlaubt ohne Bezüge

 beamtet 

 teilzeitbeschäftigt mit  Std./Woche

 teilzeitbeschäftigt mit  Prozent

 in Rente/pensioniert 

 im Studium

 Altersteilzeit 

 in Elternzeit

 befristet bis 

 Referendariat/Berufspraktikum

 arbeitslos 

 Sonstiges 

Bitte in Druckschrift ausfüllen Bitte in Druckschrift ausfüllen

GEW-KV/-OV Dienststelle Fachgruppe Kassiererstelle

Tarifbereich Beschäftigungsverhältnis  Mitgliedsbeitrag   Startmonat

Wird von der GEW ausgefüllt!

Ort Datum

 Frau    Herr

Antrag auf Mitgliedschaft

 Online Mitglied werden: www.gew.de/Mitgliedsantrag.html 



Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
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